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Teil dieser aufregenden Veränderung! Willkommen in einer Welt 
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2024/37

www.wahrnehmungsbericht.at

S eit kurzem ist derWahrnehmungsbericht der österrei-
chischen Rechtsanwaltschaft zur diesbezüglichen Auf-

gabe (vgl § 36 Abs 1 Z 1 RAO) im Internet unter
www.wahrnehmungsbericht.at veröffentlicht und abrufbar.
Das ist ein wichtiger Schritt in der Kommunikation, was die
Darstellung von Kritik und Anregungen anlangt. Der
Wahrnehmungsbericht führt nämlich zu tatsächlichen Ver-
besserungen in Verwaltung und Justiz. Dies hat Auswirkun-
gen auf alle Menschen, die in Österreich leben. Deshalb ist
es auch so wichtig, Fehlentwicklungen möglichst rasch
transparent zu machen, konstruktiv zu diskutieren und Lö-
sungen im Sinne der Rechtsstaatlichkeit zu finden.

Der Wahrnehmungsbericht ist ein wichtiges Werkzeug
in einem Prozess, in dem es darum geht, Mängel nicht zu
verschweigen, sondern Fehler zukünftig zu vermeiden. Der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist zur Überzeu-
gung gelangt, dass eine einmalige jährliche Vorstellung
und Veröffentlichung dieses Berichts in gedruckter Form
nicht mehr zeitgemäß ist. Wir glauben auch, dass es jeden-
falls mehr Wirkung entfaltet, wenn behördliches Fehlver-
halten sofort und unmittelbar den Weg in die Öffentlichkeit
findet. Es geht darum, Muster zu erkennen und anhand die-
ser Aufschlüsse proaktiv tätig zu werden, um weitere Miss-
stände zu vermeiden.

Einer dieser Missstände ist die mangelnde Veröffentli-
chung von rechtskräftigen Entscheidungen der Rechts-

mittelgerichte zweiter Instanz, vor allem jener, bei denen
der Rechtszug an den Obersten Gerichtshof entweder nicht
zulässig ist oder Rechtsmittel für unzulässig erklärt wurden.
Es ist ein Gebot der Transparenz, der Rechtsstaatlichkeit
und der notwendigen Rechtssicherheit (vgl auch das aktuel-
le Regierungsprogramm, S 23), dass der rechtsuchenden
Bevölkerung und deren Rechtsvertretern diesbezüglich Zu-
gang gewährt wird. Es ist unzumutbar, bei der Lektüre von
Entscheidungen auf Judikaturzitate zu stoßen, die der
Rechtsanwaltschaft nicht zur Verfügung stehen. Erst un-
längst wurde bekannt, dass in einer Entscheidung eines
Rechtsmittelgerichts insgesamt 32 (sic!) Entscheidungen zi-
tiert wurden, davon war jedoch nur eine einzige Entschei-
dung im RIS veröffentlicht. Das geht sich rechtsstaatlich
nicht aus und ist ein Missstand, der dringend beseitigt wer-
den muss.

Wir werden daher nicht aufhören, die entsprechende
Transparenz zu fordern. Wenn dies durch die Justizverwal-
tung auf Basis der bestehenden Normen nicht erfolgt und
sie sich der berechtigten Forderung verschließt, so ist dies-
bezüglich der Gesetzgeber dringend gefordert.

BERNHARD FINK
Vizepräsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages (ÖRAK)
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URSULA KOCH (UK)
ÖRAK, Generealsekre-
tär-Stellvertreterin

MAG. CHRISTIAN
MOSER (CM)
ÖRAK, Juristischer
Dienst

Zukunftsbonus – Prämienentlastung
im Alter (UNIQA
Gruppenkrankenversicherung)
Im Rahmen des ZukunftsBonus haben Sie die Möglichkeit,
Ihre Krankenversicherungsprämien im Alter zu reduzieren,
indem Sie Ihre Prämien während Ihres aktiven Erwerbsle-
bens erhöhen und im Gegenzug ab dem vollendeten 65. Le-
bensjahr weniger bezahlen. Diese Variante führt zu einem
Zeitpunkt, in dem Ihr Einkommen vielleicht geringer, die
Absicherung Ihrer Gesundheit aber umso wichtiger ist, zu
einer Prämienentlastung. Der ZukunftsBonus wird dabei als
Zusatzbaustein zur Gruppenkrankenversicherung angebo-
ten und umfasst nicht nur die Prämienentlastung im Alter,
sondern auch eine Entlastung im Pflegefall sowie ein Sterbe-
geld. Weitere Informationen erhalten Sie auf der Homepage
des ÖRAK www.rechtsanwaelte.at im Mitgliederbereich un-
ter Versorgungseinrichtungen/Krankenversicherung. Ger-
ne können Sie sich bei Fragen auch direkt an Ihren Berater
in Versicherungsangelegenheiten wenden.

UK

Anwaltstag 2024 – 50 Jahre ÖRAK
Anlässlich des 50-jährigen Bestehens des ÖRAK wird
der Anwaltstag 2024 als Jubiläumsveranstaltung von
26.–28. 9. 2024 in Wien stattfinden. Bitte merken Sie sich
den Termin bereits jetzt vor! Eine Einladung erfolgt geson-
dert.

CM

Versorgungseinrichtung Teil B –
Aktuelle Performance ALPS
Im Mitgliederbereich unter www.oerak.at finden Sie unter
dem Menüpunkt „Versorgungseinrichtungen/Zusatzpen-
sion Teil B/Aktuelle Performance und Informationen“ eine
Übersicht über die Performance der ALPS-Gefäße sowie
weitere Informationen zur Ausrichtung der Gefäße.

Im Jahr 2023 erzielten die Fonds folgende Veranlagungs-
ergebnisse:
• ALPS 15: + 4,83 %
• ALPS 30: + 8,14 %
• ALPS 50: + 11,23 %
• ALPS Zero: + 3,28 %
Die Performance liegt bei allen vier neuen ALPS-Gefäßen
über dem Rechnungszins von 3% p.a.

Am 29. 1. 2024 hat ein Webinar zum Austrian Lawyers’
Pension System (ALPS) stattgefunden, in dem ein Über-
blick über die Performance im ersten Jahr des Bestehens
der neuen Veranlagungsgefäße gegeben sowie Fragen zum
Versorgungssystem Teil B beantwortet worden sind. Die
Aufzeichnung können Sie sich unter www.ra-vorsorge.at
ansehen.

CM

Legal-Tech-Map KI/AI 2023
Future-Law hat die erste Legal-Tech-Map mit KI-Anbietern
vorgestellt, die einen groben Überblick über die derzeit am
Markt vorhandenen Tools für die Rechtsbranche geben soll.

Die Legal-Tech-Map KI/AI 2023 ermöglicht es Benut-
zerinnen und Benutzern, die besten Lösungen für ihre
spezifischen Anforderungen zu finden, indem sie die In-
novationen und Fortschritte in den Bereichen Rechtsauto-
matisierung, Vertragsmanagement, Rechtsforschung,
Compliance und vielem mehr erkunden. Schauen Sie hi-
nein, Sie finden die Legal-Tech-Map KI/AI 2023 unter
https://future-law.eu/press/legal-tech-map-ki-ai-2023/.

CM
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

Art 5, 7 Marken-RL; Art 12 CMR

2024/38

Zur „Erschöpfung“ des Markenrechts
1. Zur Frage des Ortes erstmaligen Inverkehrbringens hielt
der EuGH fest, dass es auf die Realisierung des wirtschaft-
lichen Werts einer Marke ankommt, sohin erst der Verkauf,
nicht aber die Einfuhr, um die Ware zu verkaufen, oder das
Anbieten zum Verkauf ausreicht, um die Ware als in Ver-
kehr gebracht anzusehen. Durch solche Handlungen wird
nämlich das Recht, über die mit der Marke versehenen Wa-
ren zu verfügen, nicht auf Dritte übertragen.
2. Sie erlaubt dem Inhaber nicht, den wirtschaftlichen Wert
der Marke zu realisieren. Selbst wenn diese Handlungen ab-
geschlossen sind, behält der Inhaber sein Interesse an der
Aufrechterhaltung einer vollständigen Kontrolle über die
mit seiner Marke versehenen Waren, um ua deren Qualität
zu gewährleisten. Der EuGH stellte in einer Frage der mar-
kenrechtlichen Erschöpfung explizit auf das Interesse der
Erwerber ab, das Eigentum in vollem Umfang zu nutzen,
also allein auf die Kontrolle.
3. Auch der BGH stellte maßgeblich auf die Verfügungsge-
walt und Kontrolle über die Ware ab: Zumal der Verkäufer
bei Vereinbarung des Incoterms EXW nur sicherstellen
müsse, dass der Käufer Zugriff auf die Güter habe und der
Käufer selbst alle restlichen Aufgaben organisieren müsse,
sei mit Übergabe an den Frachtführer im EWR Erschöpfung
eingetreten.
4. Die Übergabe der Ware an eine Transportperson stellt
nur dann ein die Erschöpfung des Markenrechts auslösen-
des Inverkehrbringen dar, wenn die Verfügungsgewalt in
tatsächlicher und in rechtlicher Hinsicht auf den Käufer
übergeht, nicht hingegen dann, wenn die Verfügungsgewalt
beim Markeninhaber verbleibt. Der bloße Verkauf der Wa-
re in der EU oder im EWR genügt nicht für die Annahme
der Erschöpfung.
5. Solange der Markeninhaber oder ein mit ihm wirtschaft-
lich verbundenes Unternehmen die Möglichkeit hat, durch
Ausübung eines Weisungsrechts gegenüber der Transport-
person die Auslieferung der Ware an den Käufer zu unter-
binden, liegt im bloßen Verkauf noch keine endgültige Rea-
lisierung des wirtschaftlichen Werts des Markenrechts.
6. Die Incoterms CIP und DAP sehen beide vor, dass der
Verkäufer für die Lieferung aufkommt, sohin er Absender
iSd Art 12 Abs 1 CMR ist. Im vorliegenden Fall ist daher
davon auszugehen, dass die Übergabe an den Frachtführer
noch kein Inverkehrbringen der Markenwaren im EWR be-
gründet.
OGH 12. 9. 2023, 4 Ob 52/23k JusGuide 2023/45/
21289. US

§§ 1, 2, 15 EKEG

2024/39

Zur Garantieerklärung eines Gesellschafters
1. Gem § 1 EKEG ist ein Kredit, den ein Gesellschafter der
Gesellschaft in der Krise gewährt, Eigenkapital ersetzend.
Bürgt ein Gesellschafter in einem Zeitpunkt, in dem eine
Kreditgewährung Eigenkapital ersetzend wäre, für die
Rückzahlung des Kredits eines Dritten, bestellt er ein Pfand
oder leistet er eine vergleichbare Sicherheit, so kann sich der
Dritte gem § 15 Abs 1 EKEG bis zur Sanierung der Gesell-
schaft trotz entgegenstehender Vereinbarung wegen der
Rückzahlung des Kredits aus der Sicherheit befriedigen, oh-
ne zuerst gegen die Gesellschaft vorgehen zu müssen.
2. Bezahlt der Gesellschafter die fremde Schuld, so kann er
gegen die Gesellschaft nicht Regress nehmen, solange diese
nicht saniert ist. Eine Krise liegt ua dann vor, wenn die Ge-
sellschafter – wie hier die Schuldnerin zum Zeitpunkt der
Garantieerklärung des Beklagten – iSd § 67 IO überschuldet
ist.
3. Der Wortlaut des § 2 Abs 1 Z 2 EKEG legt nahe, dass es
im Fall der Überschuldung – wie auch im Fall der Zahlungs-
unfähigkeit gem § 2 Abs 1 Z 1 EKEG – nur auf das objek-
tive Vorliegen dieses Tatbestands ankommt, weil ein sub-
jektives Element nur für den Fall des § 2 Abs 1 Z 3 EKEG
normiert ist. Der objektive Tatbestand des § 2 Abs 1 Z 2
EKEG ist hier nach den Feststellungen zweifellos erfüllt.
4. Nach den Feststellungen war die spätere Schuldnerin zum
Zeitpunkt der Garantieerklärung des Beklagten im Rahmen
einer Umschuldung bereits rechnerisch überschuldet, ohne
dass damals eine positive Fortbestehensprognose möglich
gewesen wäre, und der jüngste damals vorliegende Jahres-
abschluss ergab eine Eigenkapitalquote von bloß 0,94% und
eine fiktive Schuldentilgungsdauer von 75,79 Jahren. Die
wirtschaftliche Situation der Schuldnerin hat sich dann
zwar verbessert; der Beklagte konnte aber nicht auf den –

damals noch gar nicht erstellten – nächsten Jahresabschluss
und die daraus ableitbaren Kennzahlen vertrauen.
OGH 25. 9. 2023, 17 Ob 18/23 f JusGuide 2023/47/
21321. US

§ 2 UWG

2024/40

Zur Bezeichnung „Wirtschaftskanzlei“ durch einen
Unternehmensberater als Irreführung iSd § 2 UWG
1. Ob eine Ankündigung im Einzelfall zur Irreführung ge-
eignet ist, ist keine erhebliche Rechtsfrage, soweit nicht eine
krasse Fehlbeurteilung vorliegt, die im Interesse der Rechts-
sicherheit wahrgenommen werden muss.
2. Die Vorinstanzen sind zum Schluss gekommen, dass die
Bezeichnung „Wirtschaftskanzlei“ durch einen Unterneh-
mensberater bei den angesprochenen Verkehrskreisen kei-
ne Fehlvorstellung iSd § 2 UWG hervorruft, zumal der Be-
griff „Wirtschaftskanzlei“ nicht den Rechtsanwälten vorbe-
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halten sei. Der durchschnittliche Marktteilnehmer versteht
darunter auch andere – nicht juristische – Berufszweige.
3. Das nunmehr von der Revisionsrekurswerberin vorgetra-
gene Argument, dass die Bezeichnung nur für klassische
freiberufliche Tätigkeiten und nicht für gewerbliche Tätig-
keiten branchenüblich sei, zeigt keine krasse Fehlentschei-
dung der Vorinstanzen auf, die der Korrektur durch den
OGH bedürfte. Mit „Kanzlei“ werden im Allgemeinen nicht
ausschließlich freiberufliche Tätigkeiten verbunden. Auch
der Begriff „Wirtschaft“ führt nicht zwingend zur Anwalts-
tätigkeit, zumal es sich dabei um einen sehr weiten Begriff
handelt.
4. Da der Begriff „Wirtschaftskanzlei“ somit keiner be-
stimmten Berufsgruppe vorbehalten ist, haben die Vorins-
tanzen auch vertretbar keine „Mehrdeutigkeit“ erkannt, die
dem Beklagten anzulasten wäre.
OGH 17. 10. 2023, 4 Ob 100/23v JusGuide 2023/49/
21361. US

§ 25 UWG

2024/41

Zur Urteilsveröffentlichung nach § 25 Abs 3 UWG
1. Die Urteilsveröffentlichung nach § 25 Abs 3 UWG er-
folgt – Talionsprinzip entsprechend – idR in jener Form
und Aufmachung, in der auch die beanstandete Ankündi-
gung veröffentlicht worden ist. Zweck der Urteilsveröffent-
lichung ist es aber auch, unlautere Wettbewerbshandlungen
in der Öffentlichkeit aufzudecken und die beteiligten Ver-
kehrskreise über die wahre Sachlage aufzuklären.
2. Sie dient insbesondere auch dazu, ehemalige Vertrags-
partner der Beklagten über die Rechtswidrigkeit einzelner
Geschäftspraktiken aufzuklären. Dadurch werden diese
Kunden nicht nur vor neuerlichen Vertragsabschlüssen auf-
grund ähnlicher Praktiken gewarnt, sondern auch in die La-
ge versetzt, allfällige Rückforderungsansprüche geltend zu
machen.
3. Diese ehemaligen Vertragspartner werden in vielen Fäl-
len – verärgert über die Geschäftspraktiken der Beklagten –

gerade nicht auf deren Internetseite zurückkehren. Damit
ist laut der jüngeren Rsp nur durch die Veröffentlichung
des Urteils auch in Printmedien sichergestellt, dass ehema-
lige Kunden der Beklagten erreicht werden können.
OGH 17. 10. 2023, 4 Ob 170/23p JusGuide 2023/49/
21360. US

§§ 75, 76 StGB; § 345 Abs 1 Z 6 und 8 StPO

2024/42

Fehlen von Indizien für die allgemeine Begreiflichkeit
der heftigen Gemütsbewegung
Bei Fehlen von Indizien für die allgemeine Begreiflichkeit
der heftigen Gemütsbewegung ist eine Eventualfrage in
Richtung des Verbrechens des Totschlags nicht zu stellen.
OGH 26. 4. 2023, 12 Os 32/23g (12 Os 33/23d) JSt-Slg
2023/46, 345. MA

§ 281 Abs 1 Z 11 StPO

2024/43

Art 6 Abs 1, Art 34, 35 EMRK
Für einen nicht auf ein Urteil des EGMR gestützten Erneue-
rungsantrag, bei dem es sich um einen subsidiären Rechts-
behelf handelt, gelten alle gegenüber dem EGMR normier-
ten Zulässigkeitsvoraussetzungen der Art 34 und 35 EMRK
sinngemäß.
Die Behandlung eines Erneuerungsantrags bedeutet daher
nicht die Überprüfung einer gerichtlichen Entscheidung
oder Verfügung nach Art einer zusätzlichen Beschwerde-
oder Berufungsinstanz, sondern beschränkt sich auf die
Prüfung der reklamierten Verletzung eines Rechts nach
der EMRK oder einem ihrer Zusatzprotokolle.
Ein in der unangemessenen Verfahrensdauer liegender, tat-
sächlich eingetretener Nachteil eines Angeklagten im Sta-
dium des noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfah-
rens lässt sich allein durch eine rasche Prozessbeendigung
unter Beachtung des Milderungsgrundes des § 34 Abs 2
StGB ausgleichen, wogegen eine Neudurchführung des
Strafverfahrens (ieS) die Verfahrensgarantie des Art 6 Abs 1
EMRK geradezu konterkarieren würde. Die Sanktionsfrage
betreffende Umstände, die nicht Gegenstand einer Sankti-
onsrüge (§ 281 Abs 1 Z 11 StPO) sind, sondern in den Be-
reich der Berufung fallen, können mit dem innerstaatlich
subsidiären Rechtsbehelf eines Erneuerungsantrags ohne
vorherige Anrufung des EGMR nicht geltend gemacht wer-
den.
OGH 25. 4. 2023, 14 Os 24/23w JSt-Slg 2023/48, 347. MA

§ 28a Abs 1 Fall 1 und 5 SMG; § 281 Abs 1 Z 5 StPO

2024/44

Suchtgifthandel, Überlassen, Suchtgift,
Reinheitsgehalt, Wirkstoffmenge,
Wahlfeststellungen, Begründungsmangel
Die in § 28a Abs 1 SMG angeführten Tathandlungen erfor-
dern Feststellungen zu Wirkstoffart und Wirkstoffmenge
des Suchtgifts im Zeitpunkt der Tatbegehung (§ 28a Abs 1
Fall 5 SMG somit zum Zeitpunkt des Überlassens). Die Be-
schaffenheit im Zeitpunkt der späteren Konsumation ist
nicht maßgeblich.
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Wahldeutige Feststellungen zur Wirkstoffmenge verschie-
dener Suchtgifte reichen aus, wenn sie zur gleichen Sub-
sumtion führen.
OGH 31. 1. 2023, 11 Os 120/22i JSt-Slg 2023/49, 350. MA

§ 22 Abs 3, § 156b Abs 4 StVG

2024/45

Elektronisch überwachter Hausarrest
Die Entscheidungspflicht der Gerichte setzt den Bestand
eines Bescheids iSd § 58 AVG nicht voraus. Ausschlagge-
bend ist vielmehr, ob eine (der Vollzugsbehörde 1. Ins-
tanz zurechenbare) Entscheidung iSd § 22 Abs 3 StVG
vorliegt.
OLG Wien 14. 5. 2020, 32 Bs 54/20f (LG Innsbruck 2 Bl 49/
19b) JSt-Slg 2023/50, 352. MA

§ 288 Abs 1 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3 und Abs 3 StPO)

2024/46

Urkundenvorlage und Öffentlichkeit der HV
Da § 228 Abs 1 StPO per se weder die Anklage noch den
Angekl schützt, sondern primär dazu dient, die Kontroll-
funktion der Öff sicherzustellen, ist auch die Relativität
diesbzgl Nichtigkeit aus dem Blickwinkel dieses Schutz-
zwecks zu betrachten. Davon ausgehend vermag eine Ur-
kundenvorlage keinen nachteiligen Einfluss iSd § 281 Abs 3
Satz 1 StPO zu entfalten, weil der Grundsatz der Öff es nicht
verlangt, dem Publikum die Einsicht in vorgelegte Urkun-
den zu ermöglichen. Parteienvorbringen ist nicht Gegen-
stand der für schöffengerichtliche U bestehenden Erörte-
rungspflicht und scheidet solcherart als Grundlage für die
Annahme eines allfälligen nachteiligen Einflusses auf die
Entscheidung jedenfalls aus.
OGH 22. 3. 2023, 13 Os 1/23 f (LG Steyr 13 Hv 73/22p)
EvBl 2023/264. MA

§ 115 Abs 3 StGB

2024/47

Entrüstungsbeleidigung auf Facebook
Die allg Begreiflichkeit der Entrüstung liegt dann vor, wenn
sie für einen Durchschnittsmenschen idS verständlich ist,
dass auch er sich vorstellen kann, er geriete unter den gege-
benen besonderen Umständen in eine solche Gemütsverfas-
sung. Die allg Verständlichkeit ist somit von einem objekti-
ven Standpunkt aus zu beurteilen, wobei alle Tatumstände
und die psychologischen Zusammenhänge zu berücksichti-
gen sind. Es kommt darauf an, dass dem Täter kein Vorwurf
gemacht werden kann, dass er sich hinreißen ließ, weil die
Ursache dafür nicht in seinem Charakter, sondern in den
äußeren Umständen zu suchen ist. Zudem muss die Be-
schimpfung als Reaktion auf das Verhalten des Betroffenen
in einer nach den Umständen entschuldbaren Weise erfol-

gen, dh, anlassadäquat sein; eine unangemessene Überreak-
tion ist nicht entschuldigt.
OGH 19. 4. 2023, 15 Os 23/23f (OLG Innsbruck 6 Bs 122/
22z; LG Innsbruck 24 Hv 105/21m) EvBl 2023/265. MA

§ 382b EO

2024/48

Gewaltschutzverfügung schon bei Andeutung von
Schlägen
Die mit dem Gewaltschutzgesetz angestrebte „Entschär-
fung“ der Voraussetzungen für die Erlassung einer einstwei-
ligen Verfügung legt es nahe, bei der Prüfung der Voraus-
setzung der Zumutbarkeit des weiteren Zusammenlebens
zugunsten der Opfer von Gewalttätigkeiten im Familien-
kreis einen großzügigeren Maßstab anzulegen. Es genügt
also grundsätzlich schon ein effektiver physischer Angriff
oder die Drohung damit. Die Ausübung von „Psychoterror“
rechtfertigt die Erlassung einer einstweiligen Verfügung
nach § 382b EO dann, wenn dadurch die psychische Ge-
sundheit der Antragstellerin erheblich beeinträchtigt wird.
Der Antragsgegner hat die Antragstellerin mehrmals mit
einem körperlichen Angriff bedroht: Einmal geriet er in Ra-
ge und sagte zur Antragstellerin, er werde sie schlagen, wo-
rauf es zu einem kleineren Gerangel kam. Darüber hinaus
drohte er der Antragstellerin vier Mal mit ausgeholter Hand
Schläge an, wobei feststeht, dass er sich so gebärdet, dass
dies von ihr als echte, reale Bedrohung empfunden wird.
Zusätzlich lacht er die Antragstellerin aus, nachdem sie auf-
grund seiner Drohungen zusammenzuckt. Dieses bedrohli-
che und erniedrigende Verhalten des Antragsgegners kann
keineswegs verharmlosend als „Foppen“ bezeichnet werden.
Hinzu kommt, dass sich der Antragsgegner vor dem Auszug
der Antragstellerin regelmäßig infolge seines starken Alko-
holkonsums aggressiv verhielt und sie vor den Kindern mit
beleidigenden Ausdrücken beschimpfte.
Schließlich ergibt sich aus den Feststellungen, dass sich die
häusliche Situation in den letzten Wochen und Monaten
sukzessive verschlechtert und zugespitzt hat. Aufgrund die-
ser Umstände hat die Antragstellerin nicht nur mit den Kin-
dern die Wohnung verlassen, sondern sich auch in psycho-
logische Behandlung begeben, wo eine akute Belastungs-
reaktion diagnostiziert wurde. Diese Umstände machen
der Antragstellerin das Zusammenleben mit dem Antrags-
gegner unzumutbar.
OGH 24. 10. 2023, 7 Ob 161/23m Zak 2023/688, 393. FG
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§ 16 ABGB

2024/49

Rechtfertigung von Foto- und Videoaufnahmen
durch Beweisnotstand?
Hier steht ein Eingriff in die Privatsphäre fest, weil der Be-
klagte den Kläger mehrfach heimlich in seinem Garten foto-
grafiert und von ihm auch ein Video aufgenommen hat. So-
hin trifft den Verletzer die Behauptungs- und Beweislast da-
für, dass er in Verfolgung eines berechtigten Interesses han-
delte und die gesetzte Maßnahme ihrer Art nach zur
Zweckerreichung geeignet war. Stellt sich heraus, dass die
Maßnahme nicht das schonendste Mittel war, erübrigt sich
die Vornahme einer Interessenabwägung. Für die Annahme
eines rechtfertigenden Beweisnotstands reicht nicht schon
das allgemeine Interesse jeder Partei, über ein besonders be-
weiskräftiges Beweismittel zu verfügen. Da der Beklagte nur
vorbrachte, er habe die Vergleichsfotos „vorsorglich“ ange-
fertigt, hat er das Vorliegen eines Beweisnotstands nicht
schlüssig dargelegt.
Im vorliegenden Fall vertrat der Beklagte im Verfahren ers-
ter Instanz durchgängig die Ansicht, er sei aufgrund eines
Beweisnotstands berechtigt gewesen, die Fotos und Video-
aufnahmen des Klägers in dessen privatem Bereich anzufer-
tigen. Aus den Feststellungen ergibt sich zwar, dass der Be-
klagte während dieses Verfahrens die Fotos und Videos ge-
löscht und erklärt hat, keine weiteren Aufnahmen anzufer-
tigen. Allerdings hat er den Unterlassungsanspruch des
Klägers dennoch bis zum Schluss der mündlichen Verhand-
lung erster Instanz generell bestritten. Deshalb ist der OGH
entgegen der Rechtsansicht der Vorinstanzen vom Vorlie-
gen der Wiederholungsgefahr ausgegangen.
OGH 23. 10. 2023, 6 Ob 191/23s Zak 2023/695, 395. FG

§ 2 Abs 1 KHVG; § 19 EKHG; § 1295 Abs 1, § 1311
ABGB

2024/50

Keine Verschuldenshaftung von Halter und Lenker
nach Lkw-Brand in einem Tunnel
Zuerst untersucht der erkennende Senat die Haftung des
Halters aufgrund eigenen Verschuldens und verneint diese.

Durch die bloße Ermöglichung der bestimmungsgemäßen
Verwendung eines mit gesetzlich nicht vorgeschriebenen
Löschgeräten ausgestatteten LKW ohne vorherige Einschu-
lung in deren Handhabung wird – zumindest ohne Hinzu-
treten weiterer (brandgefahrenerhöhender) Umstände –

keine (Brand-)Gefahrenquelle für die Allgemeinheit ge-
schaffen, die besondere, vorbeugende Vorkehrungen, insbe-
sondere von Schulungen in Bezug auf die Verwendung von
Löschgeräten, erfordern würde.
Sodann setzt sich der erkennende Senat mit der Haftung des
Halters aufgrund Verschuldens des Lenkers auseinander
und verneint auch diese. Voraussetzung für eine Zurech-
nung ist, dass dem Betriebsgehilfen (also dem Lenker) eige-
nes rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten zur Last
liegt. Im Zusammenhang mit der Brandentstehung oder
der Einfahrt in den Tunnel ist dem Lenker – unstrittig –

kein rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten vorzuwer-
fen. Ebenso wenig betrifft das dem Lenker vorgeworfene
unzureichende Löschverhalten die Regeln der Fahrkunst,
der Bedienung von Betriebseinrichtungen oder die Vor-
schriften für ein bestimmtes Fahrzeug, musste dieses doch
unstrittig nicht mit Löschgeräten ausgestattet sein.
Die Nichtverwendung der im Tunnel angebrachten Lösch-
geräte ist dem Lenker ebenfalls nicht als Verschulden anzu-
lasten. Einerseits nahm er diese gar nicht wahr. Andererseits
befand er sich nach den erfolglosen Löschversuchen in ei-
nem „Schockzustand“, sodass ihm im Hinblick auf das fort-
schreitende Brandgeschehen und seine damit verbundene
unmittelbare Gefährdung auch kein Verschuldensvorwurf
dahingehend gemacht werden kann, dass er nicht mehr da-
ran dachte, im Tunnel vorhandene Löschgeräte zu suchen
und zu verwenden.
OGH 25. 10. 2023, 2 Ob 165/23p Zak 2023/705, 398. FG
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Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Wien/
Brüssel

Niederlassungsfreiheit

2024/51

Vorlage zur Vorabentscheidung – RL 2000/31/EG –
Dienste der Informationsgesellschaft – Art 3 Abs 1 –

Grundsatz der Aufsicht im Herkunftsmitgliedstaat –
Art 3 Abs 4 – Ausnahme vom Grundsatz des freien
Verkehrs von Diensten der Informationsgesellschaft –
Art 3 Abs 5 – Regelung eines Mitgliedstaats, der
Anbietern von Kommunikationsplattformen
unabhängig davon, ob sie in seinem Hoheitsgebiet
niedergelassen sind oder nicht, eine Reihe von
Verpflichtungen in Bezug auf die Kontrolle und die
Meldung behaupteter rechtswidriger Inhalte
auferlegt
Nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes über Maßnahmen
zum Schutz der Nutzer auf Kommunikationsplattformen
(„KoPl-G“) im Jahr 2021 beantragten Google Ireland, Meta
Platforms Ireland und Tik Tok Technology bei der österrei-
chischen Kommunikationsregulierungsbehörde („Kom-
mAustria“) die Feststellung, dass sie nicht unter dieses Ge-
setz und damit nicht unter die Verpflichtungen zur Über-
wachung und Meldung rechtswidriger Inhalte fallen. Die
KommAustria lehnte diesen Antrag mit der Begründung
ab, dass diese Unternehmen Kommunikationsplattformen
anbieten, die in den Anwendungsbereich des KoPl-G fallen.
Die Unternehmen fochten diese Entscheidungen zunächst
vor dem Bundesverwaltungsgericht und anschließend vor
dem Verwaltungsgerichtshof an, der sich mit einem Vor-
abentscheidungsersuchen an den EuGH wandte.
In seinem Urteil prüfte der EuGH die Frage, ob sich eine
Abweichung von der Freiheit der Erbringung von Informa-
tionsdiensten innerhalb der EU aus allgemeinen Rechtsvor-
schriften über Kommunikationsplattformen (wie dem
KoPl-G) ergeben kann oder eine Einzelentscheidung erfor-
derlich ist. Dazu legte der EuGH die RL 2000/31/EG aus,
insbesondere Art 3 Abs 4, in dem die Bedingungen festge-
legt sind, unter denen ein Mitgliedstaat Maßnahmen ergrei-
fen kann, die die Freiheit der Erbringung von Informations-
diensten aus einem anderen Mitgliedstaat in Bezug auf „ei-
nen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft“ ein-
schränken.
Der Gerichtshof stellte dazu fest, dass die Mitgliedstaaten
keine allgemeinen und abstrakten Maßnahmen ergreifen
können, sondern die von den Beschränkungen erfassten
Dienstleistungen und Dienstleistungserbringer angeben
müssen. Auch die verfahrensrechtlichen Verpflichtungen,
den Herkunftsmitgliedstaat um ein vorheriges Tätigwerden
zu ersuchen und die Kommission und diesen Mitgliedstaat
von der Absicht, restriktive Maßnahmen zu ergreifen, zu
unterrichten, implizieren, dass die Dienstleistungserbringer
und ihr Herkunftsmitgliedstaat identifiziert werden kön-
nen.
Schließlich stellte der Gerichtshof fest, dass die Richtlinie
2000/31 auf dem Grundsatz beruht, dass Informations-

dienste an der Quelle ihrer Tätigkeit beaufsichtigt werden
sollten. Dementsprechend dürfen die anderen Mitgliedstaa-
ten den freien Dienstleistungsverkehr nicht dadurch ein-
schränken, dass sie gemäß dem Grundsatz der gegenseiti-
gen Anerkennung weitere Verpflichtungen auferlegen. Die
Aufteilung der Regulierungsbefugnisse zwischen dem Her-
kunfts- und dem Bestimmungsmitgliedstaat gewährleistet
das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes, indem
sie den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesell-
schaft garantiert und eine doppelte Gesetzgebung verhin-
dert.
EuGH 9. 11. 2023, C-376/22, Google Ireland ua. RH

Unionsbürgerschaft

2024/52

Vorlage zur Vorabentscheidung – RL 2004/38/EG –

Art 27 und 29 – Maßnahmen zur Beschränkung der
Freizügigkeit der Unionsbürger aus Gründen der
öffentlichen Gesundheit – Maßnahmen mit
allgemeiner Geltung – Verbot der Ausreise aus dem
Hoheitsgebiet für nicht wesentliche Reisen in
Mitgliedstaaten, die als COVID-19-Hochrisikogebiete
eingestuft worden sind – Verpflichtung für alle aus
einem dieser Mitgliedstaaten in das nationale
Hoheitsgebiet einreisenden Personen, sich
Screeningtests zu unterziehen und eine Quarantäne
einzuhalten – Schengener Grenzkodex – Art 23 –

Ausübung der polizeilichen Befugnisse im Bereich der
öffentlichen Gesundheit – Gleichstellung mit der
Durchführung von Grenzübertrittskontrollen – Art 25
– Möglichkeit der Wiedereinführung von Kontrollen
an den Binnengrenzen im Zusammenhang mit der
COVID-19-Pandemie
Belgien erließ während der COVID-19-Pandemie einen Mi-
nisterialerlass, der nicht unbedingt notwendige Reisen zwi-
schen Belgien und Ländern der „roten Zone“ verbot. Au-
ßerdem sah der Erlass vor, dass jeder Reisende, der aus ei-
nem Land der „roten Zone“ kommt, sich einem Screening-
Test unterziehen und eine Quarantäne einhalten muss.
Nordic Info, ein auf Reisen von und nach Skandinavien spe-
zialisiertes Reisebüro, reichte vor dem Brüsseler Gericht ers-
ter Instanz eine Schadensersatzklage wegen der während
der COVID-19-Pandemie entstandenen Schäden ein. Da
Schweden als rote Zone eingestuft wurde, musste Nordic
Info während der Sommersaison alle geplanten Reisen
von Belgien nach Schweden absagen.
Das Gericht erster Instanz in Brüssel richtete im Wege der
Vorabentscheidung zwei Fragen zur Rechtmäßigkeit des
belgischen Ministerialerlasses an den EuGH.
Der Gerichtshof stellte fest, dass die RL 2004/38 nach ihren
Art 27 und 28 iVm den Art 4 und 5 einem Rechtsakt mit
allgemeiner Geltung nicht entgegensteht, der aus Gründen
der öffentlichen Gesundheit im Zusammenhang mit der Be-
kämpfung der COVID-19-Pandemie den Unionsbürgern
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und ihren Familienangehörigen nicht unerlässliche Reisen
in Hochrisikoländer untersagt und den zurückkehrenden
Bürgern Unterscreening-Tests und Quarantäne auferlegt.
Derartige Rechtsakte mit allgemeiner Geltung müssen je-
doch in Anbetracht des Grundsatzes der Rechtssicherheit
klare und präzise Regeln enthalten und ihre Anwendung
muss vorhersehbar sein. Außerdem darf ein solcher Rechts-
akt nicht diskriminieren und muss durch ein gerichtliches
Rechtsbehelfsverfahren angefochten werden können.
Schließlich muss die Maßnahme dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit entsprechen, dh, sie muss geeignet sein,
das angestrebte Ziel im Bereich der öffentlichen Gesundheit
zu erreichen, sie muss sich auf das unbedingt erforderliche
Maß beschränken und darf nicht in einem Missverhältnis
zu diesem Ziel stehen.
Zur zweiten Frage entschied der Gerichtshof, dass ein Mit-
gliedstaat gem Art 22, 23 und 24 des Schengener Grenzko-
dexes Rechtsvorschriften erlassen darf, die das Überschrei-
ten der Binnengrenzen für nicht lebensnotwendige Reisen
verbieten, da die von einer Pandemie ausgehende Bedro-
hung einer schwerwiegenden Gefahr für die öffentliche
Ordnung oder die innere Sicherheit im Sinne von Art 25
des Schengener Grenzkodexes entspricht. Die zuständigen
Behörden können im Rahmen ihrer polizeilichen Befugnis-
se Kontrollen durchführen und Sanktionen verhängen, die
nicht die gleiche Wirkung wie Grenzkontrollen haben dür-
fen, und müssen die in Art 25 bis 28 des Schengener Grenz-
kodexes festgelegten Bedingungen für die vorübergehende
Einführung von Grenzkontrollen einhalten.
EuGH 5. 12. 2023, C-128/22, NORDIC INFO. RH

Diskriminierung aus Gründen der Religion oder der
Weltanschauung

2024/53

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – RL
2000/78/EG – Festlegung eines allgemeinen Rahmens
für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf – Verbot von
Diskriminierungen wegen der Religion oder der
Weltanschauung – Staatlicher Sektor –
Arbeitsordnung einer öffentlichen Verwaltung, die
das sichtbare Tragen weltanschaulicher oder
religiöser Zeichen am Arbeitsplatz verbietet –
Islamisches Kopftuch – Erfordernis der Neutralität im
Umgang mit dem Publikum, den Vorgesetzten und
den Kollegen
Die Antragstellerin, die bei der Gemeinde Ans (Commune
d’Ans; „die Gemeinde“) im Back Office arbeitete, beantragte
die Erlaubnis, bei der Arbeit aufgrund ihrer religiösen
Überzeugungen ein Kopftuch zu tragen. Die Stadtverwal-
tung lehnte ihren Antrag zunächst ab und verbot ihr vorü-
bergehend das Tragen von Zeichen, die auf ihre religiösen
Überzeugungen hinweisen, bis allgemeine Regeln für solche
Zeichen festgelegt wurden. In der Folge änderte die Stadt-

verwaltung ihre Beschäftigungsbedingungen dahingehend,
dass sie ein Gebot der „ausschließlichen Neutralität“ am Ar-
beitsplatz aufnahm, das allen Beschäftigten das Tragen von
Zeichen religiöser Überzeugungen untersagte.
Die Klägerin beantragte vor dem nationalen Arbeitsgericht
die Feststellung, dass ihre Religionsfreiheit verletzt und sie
diskriminiert wurde. Das Gericht wandte sich im Wege der
Vorabentscheidung an den EuGH.
Der Gerichtshof prüfte dazu, ob eine lokale Behörde eine
Vorschrift durchsetzen darf, die es ihren Bediensteten ver-
bietet, am Arbeitsplatz sichtbar Zeichen ihrer religiösen
oder philosophischen Überzeugungen anzubringen. Die
Vorschrift fällt in den Anwendungsbereich von RL 2000/
78, die eine Diskriminierung aus Gründen der Religion oder
der Weltanschauung im Bereich der Beschäftigung verbie-
tet, wobei auch zwischen unmittelbarer und mittelbarer
Diskriminierung unterschieden wird. Der Gerichtshof stell-
te fest, dass eine Vorschrift, die bestimmte Zeichen verbie-
tet, eine unmittelbare Diskriminierung darstellen kann, eine
Vorschrift, die alle sichtbaren Zeichen verbietet, jedoch
nicht, da sie alle Arbeitnehmer gleich behandelt. Der Ge-
richtshof stellte jedoch auch fest, dass eine unmittelbare
Diskriminierung zu prüfen ist, wenn die Klägerin nachwei-
sen kann, dass sie anders behandelt wurde als andere Ar-
beitnehmer. Andererseits weist der Gerichtshof darauf
hin, dass das Ziel, ein völlig neutrales Verwaltungsumfeld
zu schaffen, als rechtmäßiges Ziel angesehen werden kann,
wenn es konsequent und systematisch auf alle Arbeitneh-
mer angewandt wird. Eine Vorschrift, die sichtbare Zeichen
des Glaubens verbietet, kann daher gerechtfertigt sein,
wenn sie im Zusammenhang mit der Schaffung eines völlig
neutralen administrativen Umfelds geeignet, erforderlich
und verhältnismäßig ist.
EuGH 28. 11. 2023, C-148/22, OP/Commune d’Ans. RH
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Prüm II kommt!

D as Europäische Parlament und der Rat haben eine po-
litische Einigung über die Verordnung über den auto-

matisierten Datenaustausch im Rahmen der polizeilichen
Zusammenarbeit (Prüm II) erzielt. Mit der Einigung wird
der bestehende Prüm-Rahmen, ein wesentlicher Bestandteil
der polizeilichen Zusammenarbeit der EU, überarbeitet.

Der Prüm-Rahmen soll nun durch die Einbeziehung von
Gesichtsbildern und Kriminalakten sowie die Zentralisie-
rung des Datenverkehrs, der auf diese Weise schneller
und wirksamer werden soll, ergänzt werden. Die neue
Prüm-II-Verordnung soll damit Informationslücken schlie-
ßen sowie die Verhütung, Aufdeckung und Ermittlung von
Straftaten in der EU und auch die allgemeine Sicherheit in
Europa fördern.

Die neuen Vorschriften sollen den Datenaustausch mit-
hilfe des bestehenden Prüm-Rahmens erleichtern und be-
schleunigen, indem durch sie
• der bestehende automatisierte Austausch von DNA-Pro-
filen, daktyloskopischen Daten und Fahrzeugregisterda-
ten aufrechterhalten wird,

• Abfragen von Fahrzeugregisterdaten unter Verwendung
der Identitätsdaten von Straftätern ermöglicht werden,

• der automatisierte Austausch von Gesichtsbildern und
Kriminalakten möglich gemacht wird,

• ein zentraler Router zur Vereinfachung des automatisier-
ten Austausches biometrischer Daten eingerichtet wird,

• das Europäische Kriminalaktennachweissystem (EPRIS)
zur Ermöglichung des automatisierten Austausches von
Kriminalakten eingerichtet wird,

• gewährleistet wird, dass nach einer bestätigten Überein-
stimmung biometrischer Daten durch den Austausch von
Identifizierungsdaten innerhalb von 48 Stunden Folge-
maßnahmen ergriffen werden,

• Europol in den Prümer Rahmen einbezogen
• und der Austausch im Sinne des Prüm-Rahmens an den
Datenschutzrahmen mit wirksamen Garantien angegli-
chen wird.

Die formelle Annahme des Europäischen Parlaments und
Rats steht noch aus. Der offizielle Text zur Verordnung ist
damit bei Redaktionsschluss noch nicht veröffentlicht.

Vorschlag für eine Verordnung Prüm II

JESSICA KÖNIG

Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.

2024/54
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Susanne Mortimore
Während man Rechtsdatenbanken bisher anhand von einzelnen Begriffen nach Literatur oder Ju-
dikatur durchsuchen konnte, soll die Zukunft der Recherchearbeit mit Hilfe von Künstlicher Intelli-
genz auf das nächste Level gehoben werden. Als einer der führenden Verlage will LexisNexis der
Rechtsbranche das Tor zu „Generative AI“ öffnen. Die Geschäftsführerin, Mag.a Susanne Mortimore,
gibt dazu Auskunft.

Welche Funktionen sind in Lexis AI+ inkludiert, die es
bisher nicht gab?
Bei der österreichischen Recherchelösung Lexis 360® wird
Generative AI demnächst OGH-Entscheidungen in weni-
gen Sätzen zusammenfassen.
Lexis+ AI, das bereits in den USA eingeführt wurde und
demnächst in weiteren Ländern ausgerollt werden wird,
bietet nicht nur Zusammenfassungen, sondern auch Con-
versational Search und Drafting. Lexis+ AI kann auf formu-
lierte Fragen intelligent reagieren, fundiertes Rechtswissen
abrufen und mit entsprechenden Zitaten belegen. Darüber
hinaus kann es Texte und E-Mail-Entwürfe generieren und
rechtliche Dokumente zusammenfassen. Das ist nicht nur
ein riesiger Fortschritt für die Recherchearbeit, sondern
für den kompletten Workflow.

Spätestens seit dem Launch von ChatGPT wissen wir,
dass generative KI auch Falschinformationen produziert.
Wie wollen Sie verlässliche Antworten sicherstellen?
LexisNexis beschäftigt sich seit Jahren mit AI und Large
Language Models und hat stets bei allen Entwicklungen
großen Wert auf Sicherheit und Kontrolle gelegt. Auf diese
jahrzehntelange Erfahrung greifen wir nun auch im Bereich
Generative AI zurück, an dem ebenfalls bereits seit gerau-
mer Zeit gearbeitet wird. Das Ziel ist die Bereitstellung ro-
buster und zuverlässiger AI-Anwendungen, die nur auf ak-
tuelle und hochwertige Rechtsinformationen zugreifen. Un-
term Strich ist es eine Frage der technischen Expertise und
der Feinabstimmung, um Fehlinformationen in den Griff zu
bekommen. Zu allen Antworten werden zum Beispiel auch
Quellen angeführt, was die Herkunft der Informationen
nachvollziehbar macht.

Die EU hat vor kurzem eine Einigung beim AI Act erzielt -
LexisNexis hat schon seit längerer Zeit konkrete interne
Richtlinien für verantwortungsvolle AI. Grundlegende For-
derungen des AI Acts sind in unseren bestehenden Regeln
bereits enthalten: Lösungen sollen erklärbar sein, mensch-
liche Aufsicht und Datenschutz müssen eingehalten werden
und Vorurteile in Daten sollen vermieden werden.

Worin sehen Sie die größten Arbeitserleichterungen und
Effizienzsteigerungen, die sich eine Rechtsanwaltskanzlei
durch den Einsatz von KI zunutze machen kann?
Ich glaube, Generative AI wird rasch zu einem fixen Teil
unseres Arbeitsalltags werden. Großes Potenzial von Gene-
rative AI liegt in der Kombination mit Legal Intelligence,
um nicht nur schnellere Antworten, sondern auch mögli-
cherweise fallentscheidende Details zu finden. In drei An-
wendungsfällen sehen wir in einem ersten Schritt den größ-
ten Nutzen: Zusammenfassungen, Vertrags- und Doku-
menterstellung und automatisierte Frage/Antwort. Der
spannende Mehrwert liegt darin, ob ein Tool bloß bestehen-
des Wissen auf Basis der eingespielten Fachliteratur liefert
oder es auch zusätzliche Erkenntnisse bietet, indem es Zu-
sammenhänge herstellen kann. Bei der Recherchelösung
Lexis 360® haben wir diesen Schritt vor kurzem erreicht,
ein Beispiel: Lexis 360® erkennt und warnt, wenn eine vor-
liegende OGH-Entscheidung mittlerweile gegenteilig ent-
schieden wurde. Somit haben wir das Fundament errichtet,
damit unsere AI rechtliche Zusammenhänge verarbeiten
und damit nicht nur schnellere, sondern vor allem auch
bessere Antworten geben kann.

GF Mag.a Susanne Mortimore Foto: Wirlphoto

Mag.a Susanne Mortimore verfügt über mehr als 20 Jahre Verlags-
undMedienerfahrung, wobei sich ihre Karriere im Rahmen der Styria-

Verlagsgruppe entwickelte. Als gesamtverantwortliche
Geschäftsleiterin baute sie schließlich den Geschäftsbereich Digital

für die Styria Multi Media auf, bevor sie zuerst Director Sales/
Marketing & Prokuristin und in der Folge CEO bei LexisNexis

Österreich wurde.
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Zum Rechnungslegungsbegehren und
dessen Ausgestaltungsmöglichkeiten in
familienrechtlichen Streitigkeiten
I. ZIVILRECHT

Art XLII EGZPO, §§ 66, 81ff EheG
Gerade dann, wenn es zu familiären Konflikten

kommt, zeigt sich oftmals, dass der „Informationsfluss“
ins Stocken gerät. In dieser Situation stehen die Ehegat-
ten oftmals vor dem Problem, gewissermaßen „ins Blaue
zu klagen“ und irgendeine Einkommenshöhe oder auftei-
lungsrelevante Vermögenswerte in der Verfügungsmacht
des anderen zu behaupten. Der folgende Beitrag soll da-
her an ausgewählten Fallbeispielen des Unterhalts- und
nachehelichen Aufteilungsverfahrens einen Überblick
und eine Entscheidungshilfe, insbesondere zur Formulie-
rung eines Begehrens nach Art XLII EGZPO, bieten.

II. ZUR GELTENDEN RECHTSLAGE UND
RECHTSPRECHUNG BETREFFEND EIN
RECHNUNGSLEGUNGSBEGEHREN

1. Rechtsgrundlage

Gemäß Art XLII EGZPO1 kann derjenige, der nach den
Vorschriften des bürgerlichen Rechts ein Vermögen oder
Schulden anzugeben verpflichtet ist, oder wer von der Ver-
schweigung oder Verheimlichung eines Vermögens Kennt-
nis hat, mittels Urteils dazu verhalten werden, allenfalls un-
ter Vorlage eines Verzeichnisses des Vermögens oder der
Schulden anzugeben, was ihm von diesem Vermögen, von
den Schulden oder von der Verschweigung oder Verheimli-
chung des Vermögens bekannt ist, und einen Eid dahin zu
leisten, dass seine Angaben richtig und vollständig sind. Im
familienrechtlichen Bereich, namentlich im Zusammen-
hang mit (nach-)ehelichen Unterhaltsansprüchen2 und im
nachehelichen Aufteilungsverfahren,3 wird nach nunmehr
einhelliger Rsp des OGH der Anspruch auf Auskunftsertei-
lung bejaht.4

2. Behauptungs- und
Bescheinigungslast des
Auskunftswerbers

Die auskunftsbegehrende Partei hat ausreichende Tatsa-
chen zu behaupten und auch zu bescheinigen, aus denen
sich die Wahrscheinlichkeit der Verschweigung bzw Ver-
heimlichung – themenbezogen – des Einkommens oder
ehelicher Ersparnisse durch den Gegner ableiten lässt.5 Dies
wird regelmäßig dann der Fall sein, wenn der Gegner vor-
prozessual die begehrte Offenlegung seines Einkommens

abgelehnt hat oder untätig blieb. Im Aufteilungsverfahren
ergibt sich eine vergleichbare Situation bspw dann, wenn
der Gegner der auskunftswerbenden Partei trotz entspre-
chender Aufforderung keine Auskunft erteilt und auch die
Vorlage von Urkunden verweigert oder seine bisherigen
Angaben, wonach er bereits vollständig und wahrheitsge-
mäß Rechnung gelegt habe, nach Vorlage weiterer (Vermö-
gens-)Urkunden korrigiert bzw diese als widerlegt erschei-
nen. Eine unsubstantiierte Behauptung, etwa in der Form,
dass der Gegner Vermögen verheimliche, reicht hingegen
nicht aus.6

3. Inhaltliche Ausgestaltung des
Anspruchs auf Auskunftserteilung

Nach der Rechtsprechung umfasst eine ordentliche Rech-
nungslegung alle Angaben, die eine Überprüfung der Rech-
nung ermöglichen.7 Auch wenn nur eine formell vollstän-
dige Rechnung geschuldet wird und eine wahrheitsgemäße
Rechnungslegung nicht erzwungen werden kann, also keine
Überprüfung der materiellen Richtigkeit der Rechnung er-
folgt,8 muss eine formell vollständige Rechnung grundsätz-
lich detailliert sein und darf sich nicht in der bloßen Angabe
von Endziffern oder im Überlassen von Belegen erschöpfen.
Der Umfang der Rechnungslegungspflicht ist nach der Na-
tur des Geschäfts und den Umständen des Einzelfalls nach
der Verkehrsübung zu beurteilen.9 Daher soll bereits die
Fassung des Begehrens auf Auskunftserteilung wohldurch-
dacht sein.

1 Die Begrifflichkeiten Rechnungslegung, Auskunftserteilung und Manifes-
tation nach Art XLII EGZPO werden von der Rsp synonym für ein derartiges
Begehren verwendet (vgl etwa 1 Ob 239/05m). Bei der sog Stufenklage sind
drei Verfahrensabschnitte vorgesehen: 1. Der Abschnitt der verfahrenseinlei-
tenden Schriftsätze (alle Schriftsätze bis zur ersten Verhandlung, die ja nur
zum Rechnungslegungsbegehren stattfinden darf). 2. Der Abschnitt der Ver-
handlung über das Rechnungslegungsbegehren einschließlich des ihm nach-
folgenden Rechtsmittelverfahrens. 3. Der Abschnitt über das nach rechtskräf-
tiger Erledigung des Rechnungslegungsbegehrens abzuführende Leistungsbe-
gehren.
2 Vgl jüngst etwa OGH 6 Ob 169/21b.
3 OGH 1 Ob 14/21x; 1 Ob 45/19b ua, wobei die analoge Anwendung des
Art XLII Abs 1 zweiter Fall EGZPO hervorgehoben wird.
4 Im Zusammenhang mit Unterhaltsansprüchen minderjähriger und voll-
jähriger Kinder wird die Möglichkeit einer Stufenklage nach Art XLII EGZ-
PO hingegen verneint; dafür bestehe auch kein Bedarf (OGH 6 Ob 181/19i
EF-Z 2020/37 S 84 [Gitschthaler] – EF-Z 2020, 84 [Gitschthaler]).
5 Vgl OGH 1 Ob 181/16y.
6 RIS-Justiz RS0113334 ; LG Leoben 2 R 98/22v, bezogen auf das Verfahren
nach §§ 81ff EheG.
7 RIS-Justiz RS0035036.
8 RIS-Justiz RS0004372 [T 1].
9 OGH 2 Ob 261/12i mwN.
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III. FALLBEISPIELE AUS DER
RECHTSPRECHUNG

Anhand dreier zweitinstanzlicher Entscheidungen werden
im Folgenden (zulässige) inhaltliche Ausgestaltungsmög-
lichkeiten aufgezeigt:
• LG für Zivilrechtssachen Graz 18. 11. 2019, 1 R 255/
19f

Entscheidungsgründe
[. . .]

Die überwiegend schuldlos geschiedene Klägerin be-
gehrte vom Beklagten zuletzt (eingeschränkt) Rechnungsle-
gung auf Offenlegung der Privatentnahmen des Beklagten
für einen durch Monate und Jahre definierten Zeitraum.
Mit Teilurteil erkannte das Erstgericht den Beklagten
schuldig, der Klägerin binnen 14 Tagen sein „Einkommen“
für einen näher definierten Zeitraum offenzulegen, und
sprach aus, dass die Kostenentscheidung der Endentschei-
dung vorbehalten bleibe. Gegen dieses Urteil richtete sich
die Berufung der Klägerin mit dem primären Begehren,
dass der Beklagte entsprechend ihrem konkreten (einge-
schränkten) Klagebegehren schuldig erkannt werde, ihr sei-
ne Privatentnahmen offenzulegen und hierüber Rechnung
zu legen.

Urteil des LG für Zivilrechtssachen Graz
Das LG für Zivilrechtssachen gab der Berufung der Klägerin
statt und änderte das erstinstanzliche Urteil dahingehend
ab, dass der Beklagte für schuldig erkannt wurde, der Kläge-
rin binnen 14 Tagen seine Privatentnahmen für näher defi-
nierte Zeiträume – teils ganze Wirtschaftsjahre und für die
Monate des laufenden Jahres – offenzulegen und der Klägerin
hierüber Rechnung zu legen.

Im Rahmen der rechtlichen Beurteilung führte das Be-
rufungsgericht aus, dass es konkreter Zweck des hier ge-
stellten Rechnungslegungsbegehrens sei, die Unterhaltsbe-
messungsgrundlage als Basis für die Berechnung des Un-
terhaltsanspruchs der Klägerin offenzulegen. Zu Recht ha-
be die Klägerin schon im erstinstanzlichen Verfahren
darauf hingewiesen, dass bei einem unternehmerisch täti-
gen Unterhaltspflichtigen die Privatentnahmen für die
Unterhaltsbemessung maßgeblich sind, wenn diese den
wirtschaftlichen Reingewinn übersteigen. Davon sei ge-
genständlich auszugehen. Ebenso sei es richtig, dass der
Begriff „Einkommen“ rechtlich schon deshalb unscharf er-
scheint, weil sich der steuerliche und der unterhaltsrecht-
liche Einkommensbegriff deutlich unterscheiden. So kön-
nen eben beispielsweise Privatentnahmen eines Selbständi-
gen für Letzteren entscheidend sein, während sie steuer-
rechtlich von untergeordneter Bedeutung sind. Aus den
genannten Grundsätzen lasse sich nach Ansicht des erken-
nenden Senats ableiten, dass der Zweck des vorliegenden
Rechnungslegungsbegehrens durchaus auch das Verlangen
nach Offenlegung der Privatentnahmen des Beklagten
rechtfertige.10

• LG für Zivilrechtssachen Graz 19. 12. 2018, 1 R 203/
18g

Entscheidungsgründe
[. . .]

Während anhängigen Aufteilungsverfahrens beantragte
die Antragstellerin den Antragsgegner zu verpflichten „un-
ter Vorlage der Verzeichnisse, und zwar die sich in seiner
Verfügung befindlichen Lebensversicherungen, Bankgutha-
ben, Wertpapierdepots und sonstige Ersparnisse mit dem je-
weiligen Wert (zu teils mehreren, näher definierten Stich-
zeitpunkten), zum Stichtag der Aufhebung der ehelichen Le-
bensgemeinschaft und aktuell binnen 14 Tagen vorzulegen,
dies bei den gesetzlichen Zwangs- und Kostenfolgen“.

Mit dem vom Antragsgegner allein angefochtenen Zwi-
schenbeschluss erkannte das Erstgericht den Antragsgegner
schuldig, unter Vorlage der in seiner Verfügung befindli-
chen Verzeichnisse, und zwar Lebensversicherungen, Bank-
guthaben, Wertpapierdepots und sonstige Ersparnisse mit
dem jeweiligen Wert zum Aufteilungsstichtag binnen
14 Tagen vorzulegen; das darüber hinausgehende Mehrbe-
gehren des Inhalts, dass der Antragsgegner schuldig sei, die-
se Unterlagen mit dem jeweiligen Wert zu den von der An-
tragstellerin zusätzlich begehrten Stichzeitpunkten und bis
aktuell binnen 14 Tagen vorzulegen, wies es ab.

Beschluss des LG für Zivilrechtssachen Graz
Das LG für ZRS Graz gab dem dagegen gerichteten Rekurs
des Antragsgegners keine Folge und bestätigte den ange-
fochtenen Zwischenbeschluss mit der Maßgabe, dass er
wie folgt zu lauten habe: „Der Antragsgegner ist schuldig,
unter Vorlage der in seiner Verfügung befindlichen Verzeich-
nisse die während aufrechter ehelicher Lebensgemeinschaft
erwirtschafteten Ersparnisse (Lebensversicherungen, Bank-
guthaben, Wertpapierdepots und sonstige Ersparnisse) mit
dem jeweiligen Wert zum Aufteilungsstichtag11 binnen
14 Tagen bekanntzugeben.12

• LG Leoben 1. 6. 2022, 2 R 98/22v

Entscheidungsgründe
[. . .]

Die Antragsgegnerin begehrte, neben der Zuweisung der
Ehewohnung in ihr Alleineigentum, den Antragsteller zu
verpflichten, „unter Vorlage seines FinanzOnline-Auszugs
die sich in seiner Verfügung befindlichen Lebensversiche-
rungen, Bankguthaben, Wertpapierdepots, Bausparverträ-
ge, Sparbücher und sonstigen Ersparnisse samt Urkunden
zeigend die jeweiligen Werte zum Aufteilungsstichtag13 of-
fen- und vorzulegen.“ Mit Beschluss des Erstgerichts wurde

10 Die Revision nach § 502 Abs 1 ZPO wurde nicht zugelassen, da die Beur-
teilung des Umfangs der Rechnungslegungspflicht nach der Rsp des OGH
eine einzelfallbezogene Entscheidung bilde.
11 Definiert durch Monat und Jahr der Aufhebung der ehelichen Lebensge-
meinschaft; vgl auch FN 13.
12 Der dagegen gerichtete außerordentliche Revisionsrekurs des Antragsgeg-
ners wurde mit E des OGH ad 1 Ob 45/19b mangels der Voraussetzungen
des § 62 Abs 1 AußStrG zurückgewiesen.
13 Gemeint ist damit der Zeitpunkt der Aufhebung der ehelichen Gemein-
schaft; vgl RIS-Justiz RS0057331.
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ua das Manifestationsbegehren der Antragsgegnerin abge-
wiesen.14

Beschluss des LG Leoben
Das LG Leoben gab dem dagegen gerichteten Rekurs der
Antragsgegnerin Folge und änderte den erstinstanzlichen
Beschluss dahingehend ab, dass dem Antragsteller aufgetra-
gen wurde, „unter Vorlage seines FinanzOnline-Auszugs die
sich in seiner Verfügung befindenden Lebensversicherungen,
Bankguthaben, Wertpapierdepots, Bausparverträge, Sparbü-
cher und sonstigen Ersparnisse samt Urkunden mit den je-
weiligen Werten zum Aufteilungsstichtag binnen 14 Tagen
bei sonstiger Exekution offen- und vorzulegen“; im Übrigen
erging ein Aufhebungsbeschluss.15

IV. RESÜMEE

Zumal die inhaltliche Ausgestaltung eines Rechnungsle-
gungsbegehrens selbst regelmäßig keine rechtserhebliche

Frage aufwerfen wird, ist dem Auskunftsbegehrenden ein
relativ „starker Rechtsbehelf“ an die Hand gegeben, der
auch gem § 354 EO exekutierbar ist. Daher lohnt es sich
der Fassung eines Begehrens nach Art XLII EGZPO beson-
deres Augenmerk zu schenken.

Schmerzengeldbemessung durch
die medizinischen Sachverständigen –
ein Auslaufmodell?

I. WORUM GEHT ES?

Die Wiedergutmachung eines erlittenen Schadens durch
den Schädiger ist seit der Antike stetiger Grundsatz der
Rechtsprechung. Bei materiellen Schäden ist der entspre-
chende Betrag „relativ einfach“ zu ermitteln. Anders liegt
die Sache bei Körperschäden: Im römischen Recht galt zwar
das Prinzip des „Auge um Auge, Zahn um Zahn“(Talions-
prinzip), bereits in Zeiten der römischen Republik wurde
aber Abgeltung durch Geldleistungen grundsätzlich erwo-
gen (Lex Aquilia). Der menschliche Körper hatte per se aber
keinen Wert.

Problematisch war und ist die Festlegung der Höhe des
Ausgleichsbetrages bei Körperschäden. Die gesetzlichen
Rahmenbedingungen zu diesem Thema sind in Europa, be-
sonders im deutschsprachigen Raum, in den Auswirkungen
ähnlich, ausgehend von der Weiterentwicklung der „Lex
Aquilia“ im 17. und 18. Jahrhundert. Der entsprechende
Text im ABGB ist über 200 Jahre alt und sehr kurz gefasst
(1812). Im deutlich jüngeren BGB ist zwar die Beschreibung
etwas ausführlicher, bleibt aber hinsichtlich der Höhe der
zu zahlenden Ausgleichsbeträge ebenfalls im Allgemeinen.
Im „Code Civil“, ältester Rechtskodex der Moderne (1804),
ist hingegen nur der allgemeine Anspruch auf Wiedergut-
machung festgelegt, ohne besondere Berücksichtigung von
Körperschäden.

Diese unterschiedliche Akzentsetzung prägte bis vor we-
nigen Jahrzehnten die juristische Behandlung von Schaden-
ersatz.

Unter Federführung der Europäischen Kommission ha-
ben zwischen 2000 und 2003 in Trier Konferenzen der Ver-
kehrsrichter stattgefunden,1 in denen sich die Staaten der
EU darauf verständigt haben, eine gemeinsame „Richtlinie“
zur Festlegeng von Kompensationen für erlittenes Unge-
mach zu erarbeiten, was bis heute aber noch nicht realisiert
werden konnte. Festgelegt ist nur der Grundsatz, dass idR
das Recht aus dem Land gilt, in dem der Versicherer seinen
Sitz hat.2

Trotzdem hat sich die Rechtsprechung in allen drei Län-
dern weiterentwickelt, das Bemessungskriterium ist nicht
mehr der Schmerz an sich (Definition siehe unten), sondern
die Einschränkung an Lebensqualität in allen ihren Aspek-
ten, soweit sie durch den Schädiger zu verantworten ist.

14 Argumentiert wurde rechtlich damit, dass das Manifestationsbegehren
nach Ablauf der Frist des § 95 EheG gestellt worden und daher verjährt
sei, der „Stufenantrag“ nur als aktives Antragsmittel in Frage käme und zu-
letzt damit, dass das Begehren zu unbestimmt sei.
15 Der ordentliche Revisionsrekurs gegen den abändernden Teil der Ent-
scheidung wurde für nicht zulässig erklärt, weil diesbezüglich keine erheb-
liche Rechtsfrage als gegeben erachtet wurde; vgl dazu auch FN 9.

1 Organisiert von der „Europäischen Rechtsakademie, Trier“, die wiederum
eine Stiftung der meisten Staaten der EU ist.
2 Art 7 („Versicherungsverträge“) der Verordnung (EG) 593/2008 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 17. 6. 2008 über das auf vertrag-
liche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I) (ABl L 2008/177, 6)
sieht in Abs 2 UAbs 2 vor: „Soweit die Parteien keine Rechtswahl getroffen
haben, unterliegt der Versicherungsvertrag dem Recht des Staats, in dem der
Versicherer seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ergibt sich aus der Gesamt-
heit der Umstände, dass der Vertrag eine offensichtlich engere Verbindung
zu einem anderen Staat aufweist, ist das Recht dieses anderen Staates anzu-
wenden.“ VO (EG) 2007/864.

RENÉ SEBASTIAN
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Auch der OGH in Wien hat sich dieser Auffassung in mul-
tiplen Urteilen und Rechtssätzen angeschlossen. Dort wird
auch der Begriff „Schmerzengeld“ zunehmend durch allge-
meinere Formulierungen wie „Ungemach“ oder „Unbill“
ersetzt.3 „Schmerz“ im engeren Sinn ist nicht mehr aus-
schließliche Voraussetzung für die Zumessung von Schmer-
zengeld.

Banal, aber leider nicht allgemein respektiert ist der
Grundsatz, dass der Entscheidungsträger in jedem Fall,
und den Grundsätzen der Judikatur seit Jahrhunderten ent-
sprechend, das zuständige Gericht ist. Diese Befugnis ist
nicht auf andere übertragbar.

II. WAS GEHT DAS DEN MEDIZINISCHEN
SACHVERSTÄNDIGEN AN?

Rein rechtlich gar nichts, denn die Festlegung des Aus-
gleichsbetrags ist zumindest im europäischen Rechtskon-
text, wie oben geschildert, ausschließlich Sache der Gerich-
te. Praktisch ist der medizinische Sachverständige aber das
Bindeglied zwischen der Feststellung objektiver Fakten und
ihrer Wertung und Interpretation durch die Gerichte. Man
könnte auch sagen, er liege zwischen Hammer und Amboss
– eine Position, die umso ungemütlicher wird, je mehr ihn
die Rechtsprechung in seiner Beurteilung allein lässt. Hier
ergeben sich zwischen den mir vertrauten Systemen in
Frankreich, Deutschland und Österreich erhebliche Unter-
schiede.

Die französische Rechtsprechung war lange bei der Be-
urteilung von „Schmerzengeld“ ziemlich hilflos. Eigentlich
gab es diesen Begriff gar nicht. Eine Verfahrenstrennung
beim Zuspruch von Ausgleichszahlungen für materiellen
Schaden, Invalidität und immateriellen Schaden fand bis
vor 15 Jahren, entsprechend der allgemeinen Formulierung
im Code Civil, nicht statt. Der Schaden (Dommage oder
préjudice) als Summe der drei Bereiche „Dommage corpo-
rel“; „Dommage matériel“ und „Dommage moral“ wurde in
einer Summe festgelegt, auch unter Einbeziehung der Aus-
gleichszahlungen an Träger der Sozialversicherung. Um of-
fensichtlichen Fehlentwicklungen (vorrangige Ansprüche
von Sozialversicherungen wurden letztlich aus dem „Dom-
mage moral“ bedient) zu begegnen, erfolgte durch eine ei-
gens dafür geschaffene Arbeitsgruppe um Jean-Pierre Din-
tilhac, Präsident der 2. Kammer des Cour de Cassation, im
Juli 2005 eine sehr subtile Differenzierung, die als „No-
menclature Dintilhac“ inzwischen sehr weitgehend Grund-
lage der Gerichtsentscheidungen geworden ist. Die nicht-
materiellen Ersatzansprüche werden nun in verschiedenen,
genau definierten Kategorien getrennt festgelegt. Der Vor-
teil ist, dass auch die beteiligten Sachverständigen genau
wissen, welche Fragen sie zu beantworten haben. Es darf
aber nicht vergessen werden, dass es sich hier um eine Pra-
xis der Rechtsprechung und nicht um eine Gesetzesgrund-
lage handelt. Vereinzelt hängen Gerichte noch der früheren
Praxis an.4 Neben der rein ärztlichen Aufarbeitung der ob-

jektiven Folgen eines Unfalls steht die Festlegung der funk-
tionellen Verletzungsfolgen im Vordergrund, aufgeschlüs-
selt nach dem zeitlichen Ablauf, und gegebenenfalls auch
eine Feststellung des Dauerschadens. Hierzu gibt es relativ
stringente „Einschätzungsempfehlungen“, vergleichbar mit
denen, die auch in Deutschland und Österreich im Recht
der privaten Unfallversicherung gelten.

Hingegen werden Schmerzen im engen Sinn („Souffran-
ces“) sehr pauschal, ausgehend von Erfahrungswerten bei
vergleichbaren Verletzungen, bemessen. Andere Faktoren,
wie psychische Belastung, Leid von Angehörigen des Op-
fers, allgemeine Einschränkungen der Lebensqualität usw,
werden bei Bedarf jeweils in eigenen Punkten abgehandelt.

Dadurch kommt es zu einer Annäherung an die Situa-
tion in Deutschland und Österreich, wo im Haftpflichtrecht
die Fragen nach den Körperschäden und deren Folgen von
rein materiellen Fragen seit jeher getrennt behandelt wer-
den.

Nicht vergessen werden darf, dass medizinische Sachver-
ständige in Frankreich, wenn sie in die Listen der Gerichte
eingetragen werden wollen, eine relativ anspruchsvolle
zweijährige Zusatzausbildung mit einem Universitätsdip-
lom nachweisen müssen. Diese umfangreiche Ausbildung
gewährleistet eine relativ einheitliche Handhabung der doch
recht diffizilen Beurteilungskriterien und stellt einen gro-
ßen strukturellen Unterschied zur Situation in Österreich
oder gar in Deutschland dar. In Österreich wird die „Zerti-
fizierung“ von Sachverständigen sehr allgemein gehalten,
betrifft gleichermaßen Bau-, Kfz-, medizinische und andere
Sachverständige, und umfasst lediglich rechtliche Basis-
kenntnisse. In Deutschland gilt nicht einmal das. Nach Mei-
nung der Ärztekammern dort ist jeder approbierte Arzt be-
fähigt, Gutachten zu erstellen, ein oft folgenschwerer Irr-
tum. (In den meisten anderen Bereichen gibt es durchaus
von der zuständigen Industrie- und Handelskammer zerti-
fizierte und allgemein beeidete Sachverständige.)

Im deutschsprachigen Raum werden im Sozialrecht5 und
auch im Versicherungsrecht6 die gleichen Standard-Refe-
renzwerke der Sachverständigen herangezogen. Im Haft-
pflichtrecht bei Körperschäden bestehen aber erhebliche
Unterschiede: In Deutschland gibt es einen Schmerzens-
geld-Anspruch (auf das „s“ kommt es an), der aber nicht
vom Sachverständigen bewertet wird. Dieser muss sich auf
die Feststellung objektivierbarer Schäden und der sich da-
raus aus medizinischer Sicht logisch ergebenden Funktions-
einbußen beschränken. Auf dieser Basis stellt dann das Ge-
richt unter Rückgriff auf frühere Rechtsprechung die Höhe
des angemessenen Schmerzensgeldes fest. Hierzu gibt es Ta-
bellen, die teils frei im Internet oder in den berufsspezifi-

3 RS0031307; RS0031232.
4 Näheres unter Le Roy ua, L’évaluation du préjudice corporel (2022).
5 Schönberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit9
(2017).
6 Schiltenwolf/Hollo/Gaidzik (Hrsg), Begutachtung der Haltungs- und Be-
wegungsorgane7 (2020).
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schen Portalen eingesehen werden können7 und laufend an-
gepasst werden.

In Österreich hat sich eine Besonderheit dahingehend
herausgebildet, dass einem medizinischen Sachverständigen
nicht nur aufgegeben wird, objektive Tatsachen festzustel-
len, also Art und Umfang von Verletzungen, sondern auch
die sich daraus ergebenden Schmerzen in drei Kategorien
festzulegen. Diese „österreichische Lösung“ geht davon
aus, dass ein medizinischer Sachverständiger besser als ein
Gericht in der Lage sei, die konkret empfundenen Schmer-
zen eines Geschädigten zu beurteilen. Dies ist aus der histo-
rischen Auffassung abgeleitet, dass es, passend zu einem be-
stimmten mechanisch definierten Körperschaden, ein stan-
dardisierbares „Schmerzkorrelat“ gibt. Dieses Vorgehen der
Rechtsprechung wird mit drei Schmerzkategorien nach
Prof. Holczabek begründet, wobei die wesentlich differenz-
iertere Analyse von Prof.Holczabek selbst aber geflissentlich
verdrängt wird. Die allgemeinen Ausführungen vonHolcza-
bek haben an Aktualität nichts verloren, siehe weiter unten.
Holczabek führt detailliert aus, dass nicht der Schmerz al-
lein, sondern der „Leidenszustand insgesamt“ bei der Be-
messung des Schmerzengeldes zu berücksichtigen sei. Seine
Definitionen der „Schmerzzustände“ sind aber doch stark
geprägt von den Standards der Generation der Weltkriegs-
teilnehmer, es bleibt eine argumentative Lücke zwischen
den „Schmerzperioden“, wie er sie beschreibt, der objekti-
vierbaren Umsetzung und der allgemeinen Einschränkung
der Lebensqualität. Seine Publikation,8 so aktuell sie in ei-
nigen Passagen bleibt, beruht auch auf der Realität der
1970er-Jahre, damals wurden viele Krankheitszustände,
die heute ambulant behandelt werden, in mehrwöchigen,
gar monatelangen Krankenhausbehandlungen versorgt. Da-
mit entfällt natürlich auch die tagtägliche Dokumentation
des Zustands der Patienten. Diese stellt aber wiederum eine
wichtige Grundlage für die Einteilung in Schmerzperioden
nach Holczabek dar. Auch eine „Raffung“ nach Tagen sieht
Holczabek zumindest für die Dauer der Krankenhausbe-
handlung nicht vor.

Unstreitig ist, als Folge der eingangs genannten europä-
ischen Standardisierungsbemühungen auch wieder sehr ak-
tuell, dass auch nicht direkt schmerzbedingte Unbill in Fol-
ge einer Schädigung zu kompensieren ist. Der OGH in
Wien hat konsequenterweise wiederholt in Grundsatzent-
scheidungen festgelegt, dass es auf die Störung nicht nur
der körperlichen Integrität, sondern auch des allgemeinen
Wohlbefindens und den Folgen psychischer Belastung an-
kommt. Als Beispiele seien hier erwähnt: Entscheidungen
betreffend die Zeit der Beatmung auf einer Intensivstation
im „künstlichen Koma“, obwohl der Patient medizinisch-
wissenschaftlich in dieser Zeit keinen Schmerz verspüren
konnte. Ähnliches gilt für den Beinbruch bei einer Verletz-
ten, die bereits vor dem aktuellen Unfall sensibel quer-
schnittgelähmt war.9

Daraus folgt ganz allgemein, dass verschiedenste Beein-
trächtigungen des „Wohlbefindens“ eines Geschädigten zu

berücksichtigen sind. Dazu gehören dann auch erzwungene
Bettlägerigkeit, Einschränkungen der körperlichen Mobili-
tät (zB Verbot ein Kfz zu führen wegen Nebenwirkung von
Schmerzmitteln), Schlafstörungen infolge Schmerz oder
Einschränkung der Vigilanz als Folge von Medikamenten-
Nebenwirkungen. Alle diese Faktoren, die laut der „No-
menclature Dintilhac“ in Frankreich fein säuberlich ge-
trennt zu bewerten sind, sollen hier von einem einzelnen
chirurgischen Gutachter in globalen Schmerzperioden be-
rücksichtigt werden, dies auch noch „zeitlich gerafft“. Da
die Rechtsprechung dem Sachverständigen aber jeglichen
Bemessungsmaßstab vorenthält, ist dieser mit der Aufgabe
grundsätzlich überfordert. (Siehe unten: Was ist Schmerz?)

III. WAS IST SCHMERZ?

Allein diese Frage offenbart schon die Möglichkeit der
Missverständnisse. Etwas flapsig formuliert: Für einen Me-
diziner, und erst recht einen Chirurgen, ist „Schmerz“ ein
Zustand, in welchem der Betroffene „Au“ sagt. Im Folgen-
den werde ich dafür den Begriff „Au-Schmerz“ verwenden.
Dieser „Au-Schmerz“ ist auch der zentrale Faktor bei der
Einteilung nach Holczabek.

Für den Juristen hat die Rechtsprechung in den letzten
Jahrzehnten aber andere Kriterien entwickelt, es kommt
letztlich auf die Einschränkung der Lebensqualität insge-
samt an. In der juristischen Literatur werden oft Extremfälle
als Grundlage der Erläuterung herangezogen, die in der täg-
lichen Praxis erfreulicherweise aber nur eingeschränkt an-
wendbar sind (siehe Danzl;10 auch ist die Rechtsprechung
des OGH nicht immer kohärent11).

Medizinisch gesehen ist Schmerz auf jeden Fall eine rein
subjektive Empfindung, die daher prinzipiell nicht messbar
ist. „Au-Schmerz“ oder äquivalente Empfindungen werden
von allen Tieren, nach neueren Erkenntnissen sogar von
Pflanzen empfunden. Teleologisch betrachtet bewirkt dies
die Vermeidung von schädigendem Verhalten oder schädi-
genden Umwelteinflüssen: Hitze, Kälte, scharfkantige Ge-
genstände, aggressive chemische Substanzen etc. Es gibt
Hinweise auf eine genetisch verankerte Schmerzempfind-
lichkeit, die beim Menschen in unterschiedlicher Ausprä-
gung vorliegen kann.

Auf einer zweiten Ebene spielen kulturelle oder auf den
Einzelfall bezogene Erziehungseinflüsse beim subjektiven
„Schmerzempfinden“ eine Rolle. In der Algesiologie wur-
den in den letzten Jahrzehnten Fragebögen entwickelt, die
einen Eindruck der subjektiv empfundenen Beeinträchti-
gung ermöglichen sollen. Die Interpretation ist aber schwie-
rig und selbst in der Hand von Spezialisten sind die Ergeb-

7 Hacks/Wellner/Häcker/Offenloch, Schmerzensgeldbeträge 202341 (2022).
8 Holczabek, Gerichtsmedizinische Grundlagen der Schmerzengeldbestim-
mung, enthalten in Gesellschaft der Gutachterärzte Österreichs, Das Schmer-
zengeld (1976) 24.
9 OGH 3 Ob 116/05p; 3 Ob 78/08d.
10 Danzl, Handbuch Schmerzengeld (2019) 79ff.
11 RS0115189; RS0116865; RS0031307.
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nisse oft nicht reproduzierbar – einmal abgesehen von der
Möglichkeit eines „Lerneffekts“, also der bewussten Ergeb-
nismanipulation durch den Probanden. Selbst die „Deut-
sche Schmerzgesellschaft eV“ stellt als parteiische Vertrete-
rin von Schmerzpatienten fest: „Schmerzen sind zwar ein
individuelles und von jedem Menschen anders empfunde-
nes Sinnes- und Gefühlserlebnis. Dennoch können sie ge-
messen werden. Bis heute gibt es allerdings kein sicheres
Verfahren, um ohne Mithilfe des Patienten die genaue
Schmerzstärke zu ermitteln“.12

Die verschiedenen Messmethoden (visuelle Analogskala,
Fragebögen etc) sind sicher sinnvoll, um zB den Verlauf bei
ein und demselben Patienten zu beurteilen. Zum interindi-
viduellen Vergleich sind sie unbrauchbar. Insbesondere ist
auch einschränkend zu berücksichtigen, dass eine Begut-
achtung ja fast regelhaft Jahre nach dem auslösenden Ereig-
nis stattfindet, auch der aufrichtigste Proband wird aber
kaum in der Lage sein, zwei bis drei Jahre oder noch länger
nach dem Schmerzereignis einen solchen Fragebogen kor-
rekt zu beantworten. In der konkreten Behandlungssitua-
tion, zB nach einem Unfall, erfolgt eine solche im Verlauf
mehrfach zu wiederholende Schmerzbewertung aber prak-
tisch nie.

Der mancherorts als „Substitut“ herangezogene Umfang
der medikamentösen Schmerzbehandlung ist ein völlig un-
taugliches Instrument, da Verordnung und Einnahme von
Schmerzmitteln von einer nicht mehr überschaubaren Viel-
zahl von Faktoren abhängen. Dazu gehören die persönliche
Einstellung der behandelnden Ärzte und deren schmerzthe-
rapeutische Kompetenz, eventuelle Therapieprotokolle in
den Kliniken, aber auch Moden, die sich sehr schnell än-
dern können. So wurde die Verordnung von Opiaten (Mor-
phium-Abkömmlinge) in den letzten 15 Jahren unter Ein-
fluss US-amerikanischer Publikationen stark ausgeweitet
und nach dem katastrophalen Anstieg von Opiatabhängig-
keiten in den USA wieder zurückgefahren.13 Das alles hatte
aber mit der subjektiven Schmerzempfindung von Patien-
ten nichts zu tun. Die Verordnung von Opiaten als „starke“
Schmerzmittel (Gruppe III) führt bei manchen Sachverstän-
digen aber zur Feststellung „starker Schmerzen“. Anders
formuliert: Wenn der behandelnde Arzt unter dem Ein-
druck der US-amerikanischen Publikationen mehr oder we-
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niger Opiate verordnet, bekommt der Geschädigte auch
mehr oder weniger Schmerzengeld.

Ähnliche Schwierigkeiten treten bei der Bewertung des
Schlafes auf. Holczabek selbst geht darauf nicht ein, irgend-
wann berücksichtigte die österreichische Rechtsprechung
die Dauer des Schlafes mit acht Stunden/Tag als schmerz-
frei. Ob und wie der Geschädigte tatsächlich zum Schlafen
kommt, bleibt dabei außen vor. Es ist wohl notwendig, da-
ran zu erinnern, dass Schlafentzug zu den effizientesten Fol-
termethoden einschlägiger Organisationen gehört, und
über mehrere Tage anhaltende Störungen des Schlaf-Wach-
rhythmus nachhaltige Gesundheitsstörungen verursachen.

Im Übrigen wird die Schmerz-Empfindung neben der
mechanischen oder chemischen Ursache moduliert:
• Durch die psychische Verfassung des Betroffenen: Ein
und derselbe Mensch kann je nach seiner momentanen
psychischen Verfassung die durch eine objektiv ver-
gleichbare Körperschädigung verursachten Schmerzen
sehr unterschiedlich empfinden.

• Durch die kulturelle Einflussnahme: Es seien hier nur die
(dummen) Sprüche wie „ein Indianer kennt keinen
Schmerz“ bis zum „Mamma mia“-Syndrom am anderen
Ende der Skala erwähnt.

• Durch individuelle Unterschiede: Verschiedene Men-
schen reagieren sehr unterschiedlich auf vergleichbare
Schädigungen. Moderne Gehirnforschung hat hierzu so-
gar genetisch festgelegte Eigenschaften objektivieren kön-
nen, aber es ist auch eine sehr komplexe Wechselwirkung
mit der sozialen Umgebung zu berücksichtigen.

• Durch die konkrete Situation, in der der Schmerz auftritt:
Angst ist ein wesentlicher Teil der Schmerzempfindung,
mechanisch vergleichbare Schmerzursachen werden da-
her je nach Umständen sehr unterschiedliche Schmerz-
empfindung auslösen.

Damit steht der medizinische Sachverständige bei der For-
derung eines Gerichts nach Festlegung von Schmerzperio-
den nach Holczabek vor grundsätzlich unlösbaren Aufga-
ben, wenn ihm das Gericht nicht sehr präzise Fragen zur
Bewertung stellt.

Ich will das an einem alltäglichen Fall erläutern (und
nicht an seltenen Krankheitsmodellen wie „Apallischem
Syndrom“ oder „Querschnittslähmung“, die nicht der Stan-
dard-Fragestellung entsprechen): Ein Mensch erleidet einen
Beinbruch. Alltägliche Frage nach der Schmerzengeldhöhe,
nichts Besonderes. Er wird regelrecht behandelt, starke
Schmerzen sind nur in den Stunden nach dem Unfall zu
erwarten, mittlere „gerafft“ für ein bis zwei Tage (ein-
schließlich Krankenhaus-Aufenthalt!). Also recht wenig
„Au-Schmerzen“. Er kann aber sechs Wochen sein Bein
überhaupt nicht belasten, ist auf Krücken oder einen Roll-
stuhl angewiesen, kann kein Kfz führen. Weitere sechs Wo-
chen ist Teilentlastung angesagt, also weiterhin Gehen nur
mit einer Krücke, und stark eingeschränkt. Das tut alles
nicht „weh“, ist also nach Holczabek ursprünglich nicht in
den Schmerzperioden zu berücksichtigen, bedingt aber den-

noch eine ganz erhebliche Einschränkung der Lebensquali-
tät. Wer bewertet nach welchen Kriterien diese Faktoren? In
den gerichtlich formulierten Gutachtensfragen wird darauf
in der Regel nicht eingegangen, der Sachverständige also
mehr oder weniger alleingelassen. Je nachdem wie er die
verschiedenen Anforderungen nach eigenem Gutdünken
interpretiert, kommen auch sehr diskrepante „Schmerzpe-
rioden“ dabei heraus.

Zusammengefasst muss daher die derzeitige Praxis der
österreichischen „Schmerzengeld“-Einschätzung als sehr
problematisch gesehen werden. Selbst verfassungsrechtliche
Gründe sprechen dagegen, da der Gleichbehandlungs-
grundsatz und das Willkürverbot nicht gewahrt werden.
In deutschen wie österreichischen Standard-Kommentaren,
aber auch bei Holczabek wird festgestellt, dass „vergleichba-
re Schädigungen vergleichbare Schmerzengeldansprüche
begründen sollten“,14 ein Grundsatz, der prinzipiell auch
in der österreichischen Rechtsprechung gilt,15 auch bei Be-
rücksichtigung der Einzelfallgerechtigkeit, die ebenfalls
Verfassungsrang hat. Die Abwägung der Bedeutung dieser
beiden Grundsätze kann nur durch das Gericht erfolgen.
Ein unfallchirurgischer oder orthopädischer (oder sonstiger
medizinischer) Sachverständiger ist nicht qualifiziert, eine
solche Abwägung durchzuführen. Die immer noch ange-
wandte „Dreiteilung“ von Schmerzen nach Prof. Holczabek,
zu „raffen“ nach Regeln, die jeder SV nach eigenem Gut-
dünken festlegt, war, wie dargelegt, schon vor Jahrzehnten
problematisch und ist heute wissenschaftlich als absolut ob-
solet anzusehen. Schwierig ist auch die Einordnung der ver-
schiedenen „Schmerzkomponenten“.16

Daraus ergibt sich der Vorwurf an die Justiz, mit unprä-
zisen Gutachtensfragen Sachverständige zu Aussagen zu
verleiten, die sie nicht machen dürften, weil ihnen trotz
etablierter Kompetenz in ihrem Fachgebiet die nötigen
Fach- und Sachkenntnisse zur Beurteilung des „Schmerzes“
im rechtlichen Sinne fehlen, und es auch keine Tabellen
oder Kataloge gibt, die als Vergleichsmaßstab dienen könn-
ten. Ein auf dieser Basis erbrachtes „Schmerzkalkül“ endet
zwangsläufig im Nirwana der Willkürlichkeit mit allen sich
daraus ergebenden rechtlichen und gesellschaftlichen Fol-
gen. Die fast 50 Jahre alte Feststellung Holczabeks, dass
„der Richter kritisch prüfen muß, ob nicht der Arzt seine
Grenzen überschreitet“, ist nach wie vor uneingeschränkt
gültig.

Exemplarisch hierzu seien zwei Fälle aus dem RIS heran-
gezogen:

14 Spickhoff (Hrsg), Medizinrecht, Beck´sche Kurzkommentare zu § 253
Bd 64 (2022) Rz 15: „Für vergleichbare Verletzungen ist idR unabhängig
vom Haftungsgrund ein annähernd gleiches Schmerzengeld zu gewähren.“
15 RS0031075: „Bei der Bemessung des Schmerzengelds ist einerseits auf die
Umstände des Einzelfalls abzustellen, andererseits zur Vermeidung einer völ-
ligen Ungleichmäßigkeit der Rechtsprechung ein objektiver Maßstab anzu-
legen. Es darf der von der Judikatur ganz allgemein gezogene Rahmen für die
Bemessung im Einzelfall nicht gesprengt werden.“
16 Eine ziffernmäßig getrennte Bemessung nach seelischen und körperlichen
Schmerzen ist unzulässig (Danzl in Danzl/Gutiérrez-Lobos/Müller, Das
Schmerzengeld (2014), RS0031058.
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• 2 Ob 108/15v: Ein Skilehrer wird auf einer einfachen Piste
von einem ungeübten Fahrer umgefahren und klagt in
der Folge über Kopf-, Hals- und Schulterschmerzen. Im
Verlauf des Verfahrens wird (wohl vom medizinischen
Sachverständigen) festgestellt, dass degenerative Vorschä-
den an der Halswirbelsäule und der Schulter bestehen, ein
unfallbedingter Dauerschaden wird ebenso wie eine zu-
künftige Verschlechterung mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen. Als Sachverständiger
kann ich daraus folgende Schlüsse ableiten:
– Ein unfallbedingter Strukturschaden ist weder an der

HWS noch an der Schulter nachgewiesen.
– Eine Schädelverletzung oder Hinweis auf Schädelprel-

lung lag nicht vor.
Also ist ein relevanter Unfallschaden nicht nachgewiesen.

Erstinstanzlich und im Rekurs wird ein Schmerzengeld
von € 45.000,– zugesprochen. Der OGH reduziert diesen
Betrag auf € 25.000,–.
• 2 Ob 214/14f: Ein achtjähriger Bub erleidet eine Vorfuß-
quetschung durch Überfahren. Es kommt neben Weich-
teilschäden zu Brüchen von Zehen und des zweiten Mit-
telfußknochens, letztlich muss die zweite Zehe im Mittel-
glied amputiert werden, es bleibt eine Narbe an der Fuß-
sohle, vollständige Beschwerdefreiheit wird nicht mehr zu
erreichen sein, die Sportfähigkeit bleibt dauerhaft erheb-
lich eingeschränkt. Letztlich wird das Schmerzengeld auf
€ 21.500,– festgelegt.

Aus ärztlicher Sicht ist auch nicht annähernd nachvollzieh-
bar, warum trotz Fehlens eines Verletzungsnachweises, feh-
lender Dauerfolgen und Vorliegen unfallunabhängiger Al-
ternativ-Ursachen für Beschwerden im ersten Fall ein deut-
lich höheres Schmerzengeld zugesprochen wurde als im
zweitenFall, wo ein junger Mensch wohl bis an sein Lebens-
ende mit jedem Schritt an das zugrundeliegende Unfaller-
eignis erinnert werden wird. Ganz offensichtlich liegt hier
eine Fehlinterpretation der „Schmerzperioden“ vor, auch
bedingt durch die fehlende Differenzierung zwischen „Au-
Schmerz“ und der eigentlich zu berücksichtigenden allge-
meinen Unbill.

Dabei muss auch der grundsätzlich richtige Ansatz, dass
die Vorgaben der Judikatur berücksichtigt werden müssen,
differenziert werden. Im zweiten Fall stellt der OGH selbst
fest, dass „Schmerzengeld Zusprüche im Zusammenhang
mit Zehenamputationen in der Judikatur – soweit ersicht-
lich – selten sind“. Als Konsequenz dieser Erkenntnis hätte
man auf vergleichbare Funktionseinschränkungen von Fü-
ßen oder Beinen ausweichen müssen, also dem Sachver-
ständigen die Frage nach den Funktionseinschränkungen
und nicht nach den Schmerzperioden stellen müssen.

Im Übrigen mag sich jeder, der Erfahrung im Justizsys-
tem hat, die Kosten der Verfahren durch drei Instanzen
selbst errechnen. Sie liegen sicher im hohen fünfstelligen
Bereich.

Bedenkt man, dass dies kein Einzelfall ist (nicht alles lan-
det vor dem OGH), mag man sich auch ausrechnen, welch

hohe und vermeidbare Kosten der Allgemeinheit durch die
geschilderte Praxis der Berechnung von Schmerzengeld
nach den „Holczabek-Regeln“ entstehen.

Als Lösung bieten sich an:
• einerseits die „Nomenclature Dintilhac“, wobei sich auch
dort die Bewertung des „Au-Schmerzes“ nach dem Um-
fang der objektiv nachgewiesenen Verletzungen richtet,
in einer „Globalbemessung“, die aber die Zeit der Heilung
von den Schmerzen im Dauerzustand trennt. Eine der
Willkür des Sachverständigen entspringende Einschät-
zung ist nicht vorgesehen;

• die deutsche Vorgehensweise, die nach Feststellung der
objektiven Verletzungen und Funktionseinschränkungen
das festzusetzende Schmerzensgeld aufgrund von Tabel-
len festlegt, die sich nach der bisherigen Rechtsprechung
bei vergleichbaren Funktionseinschränkungen richten.
Da Deutschland zehn Mal mehr Einwohner hat als Öster-
reich, kann man extrapolieren, dass die Zahl der Ent-
scheidungen, die zur Herstellung einer Analogie herange-
zogen werden können, auch zehn Mal so hoch ist. Ange-
sichts der allgemein großen kulturellen und speziell
sprachlichen Nähe sollte auch die österreichische Justiz
auf diesen Erfahrungsschatz zugreifen können.

Im Hintergrund, und hier nur am Rande angesprochen,
steht noch ein anderes Problem: Weltweit, und erst recht
innerhalb der EU, ist die Freiheit des Reisens ein hohes
Gut. Diese Reisefreiheit bringt es aber mit sich, dass Unfall-
verletzte aus verschiedenen Ländern kommen und die Ver-
sicherer in verschiedenen Staaten ihren Sitz haben können.
Die sich daraus ergebenden Fragen hinsichtlich des anzu-
wendenden Rechts sind offensichtlich, die eingangs er-
wähnten Bemühungen, zumindest innerhalb der EU kohä-
rente Bemessungsmaßstäbe für erlittenes Ungemach zu ent-
wickeln, sollten wiederaufgenommen werden.

IV. FAZIT
• Die Entscheidung über die Höhe des Schmerzengeldes ist
eine genuine Aufgabe der Justiz. Diese kann sich nicht
darin erschöpfen, „Schmerzperioden“, die ein Sachver-
ständiger ohne Rahmenleitlinien nach eigenem Gutdün-
ken festlegt, mit den entsprechenden Sätzen zu multipli-
zieren und daraus einen Schmerzengeldanspruch zu er-
rechnen. Dies führt de facto zur Delegierung der wesent-
lichsten Aufgabe in einem Gerichtsverfahren an den
dafür überhaupt nicht zuständigen Sachverständigen, also
zu einem Systembruch. Dieser Grundsatz wird in der
ständigen Rechtsprechung des OGH immer wieder bestä-
tigt, leider halten sich aber viele periphere Gerichte in Ös-
terreich nicht daran.

• Die verfassungsgemäßen Grundrechte, hier also das Recht
auf Gleichbehandlung, und das Willkürverbot, müssen ge-
wahrt bleiben. Da ein Gericht aber genausowenig wie ein
medizinischer Sachverständiger in der Lage ist, selbst eine
objektiv nachprüfbare Einschätzung von Schmerz im ei-
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gentlichen Sinn („Au-Schmerz“) vorzunehmen, bleibt nur
derWeg, dem einen „Leitrahmen“ zu Grunde zu legen, der
typische Schäden katalogmäßig erfasst. Derartige Kataloge
liegen in Form der deutschen Tabellen, der französischen
„Schadenkataloge“ oder sonstiger ähnlicher Datensamm-
lungen vor. Der Abgleich dieser Daten ist ausschließlich
Aufgabe des Gerichts und nicht des Sachverständigen.
Grundlage dieses Abgleichs im Rahmen der Beweiswürdi-
gung wird freilich in wesentlichem Umfang das Gutachten
des Sachverständigen sein. Dieser muss Funktionseinbu-
ßen nach objektivierbaren Kriterien feststellen, ebenso
wie er Kausalitätsfragen präzise beantworten können
muss. Prognosen sind bereits mit größeren Unsicherheiten
verbunden, hier spielt die Motivationslage des Geschädig-
ten ebenso eine Rolle, wie die Qualifikation der Behandler.
Diese drei Punkte, und nur diese, können Grundlage der
Beweiswürdigung durch das Gericht sein. Eine Teilvor-
wegnahme der Beweiswürdigung durch den Sachverstän-
digen, also Angabe von „Schmerzperioden“ nach sehr un-
genauen Kriterien ohne mögliche Objektivierung und
Quantifizierung, ist hingegen grundsätzlich als unzulässi-
ger Rechtsbruch abzulehnen.

• Gerichtliche Sachverständige haben nur eingeschränkte
Möglichkeiten, Forderungen nach Angabe von „Schmerz-
perioden“ durch die Gerichte abzuwehren. Folgen sie die-
ser Forderung nicht (was sie eigentlich tun müssten), be-
kommen sie keine weiteren Aufträge, womit sich das Pro-

blem für das Gericht erledigt. Es ist daher notwendig, in-
nerhalb der Justiz dieses Thema aufzugreifen und
zielgerichtet zu diskutieren.

• Ein Bewertungssystem von „Schmerzen“, das zu Diskre-
panzen der Schmerzengeld-Zusprüche um ein Vielfaches
bei vergleichbaren Körperschäden führt, ist jedenfalls
nicht mehr rechtsstaatkompatibel. (Quelle: Im RIS doku-
mentierte Entscheidungen wie oben). Es muss darauf hin-
gewirkt werden, dass dieser gravierende Missstand bald-
möglichst beendet wird.

• Den Feststellungen von Prof. Holczabek, wie sie in der
zitierten Publikation formuliert werden, ist fast uneinge-
schränkt zuzustimmen: Nur die von ihm genannten
Schmerzperioden beruhen auf Konzepten und „Behand-
lungsumgebungen“, die heute nicht mehr existieren und
nicht als verlässliche Grundlage der Schmerzengeld-Be-
stimmung herangezogen werden können. Die bereits
von ihm festgestellten Dokumentationsmängel in den
Krankenhaus-Akten haben massiv zugenommen, die
„Kopftabellen“ sind längst dem Datenschutz zum Opfer
gefallen, die Dauer von stationären Behandlungen ist im
Vergleich zu 1976 auf einen Bruchteil zurückgegangen,
die Dokumentation im ambulanten Bereich ist kaum
existent, und letztlich muss man feststellen, dass die Be-
schreibung der drei Schmerzkategorien von Anfang an
den persönlichen Auffassungen der Gutachter einen viel
zu hohen Spielraum gelassen hat.
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Neues aus dem
OLG-Sprengel Linz
Dr. Erich Dietachmair übt das Amt des Präsidenten des OLG Linz
seit 1. 11. 2021 aus. Im Gespräch mit dem ÖRAK geht er auf das
politische Hickhack um die Postenbesetzungen, die Diskussionen
um einen Bundesstaatsanwalt und aktuelle strafrechtliche The-
men ein.

Sie hatten vor Ihrer Ernennung zum Präsidenten des
OLG Linz bereits zwölf Jahre Erfahrung als Präsident
des LG Steyr aufzuweisen. Inwiefern unterscheidet sich
der Posten in der nächsthöheren Instanz von Ihrer bishe-
rigen Tätigkeit?
Der wesentliche Unterschied ist, dass ich am LG Steyr alle
Kolleginnen und Kollegen sowie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter persönlich gekannt habe und es mir deswegen
auch möglich war, mich um die einzelnen Probleme per-
sönlich zu kümmern. Am OLG Linz habe ich ein profes-
sionelles und motiviertes und vor allem größeres Team,
das mich unterstützt, meine Aufgaben wahrzunehmen.
Für mich persönlich war der Umstieg auch deswegen
ein besonderer, weil ich am LG Steyr mit der Hälfte mei-
ner Arbeitskapazität weiterhin in der Rechtsprechung tätig
war. Wenngleich ich nunmehr auf einer anderen Ebene
Verantwortung in der Justizverwaltung übernommen ha-
be, so bleiben aber die gleichen Ziele: Alles für die Unab-
hängigkeit der Rechtsprechung zu tun, die bestmöglichen
Arbeitsbedingungen für unsere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zu schaffen und für die dazu notwendigen Res-
sourcen zu sorgen.

Es ist unerträglich, dass das
Präsidentenamt am BVwG immer

noch unbesetzt ist.

Sie haben sich gemeinsam mit den anderen OLG-Präsi-
denten in einem offenen Brief an Kanzler und Vizekanz-
ler gewandt und die überfällige Bestellung des Präsiden-
tenamts am BVwG urgiert. Wie müsste der Bestellungs-
prozess ausgestaltet werden, damit derartige Posten nicht
zum politischen Spielball werden?
Schade ist, dass bis zum heutigen Tag unsere Bemühungen
noch nicht gefruchtet haben. Ich finde es unerträglich, dass
das Präsidentenamt am BVwG seit mehr als einem Jahr un-
besetzt ist und die Besetzung dieses so wichtigen Amtes für
die unabhängige Rechtsprechung offenbar zu einem Spiel-
ball von parteipolitischen Interessen gemacht wurde.

Die Richterernennungen in der Zivil- und Strafgerichtsbar-
keit erfolgen über im Gesetz genau geregelte Vorschläge
von unabhängigen Personalsenaten. Vorbild könnte die Be-
setzung der Präsidentin/des Präsidenten bzw der Vizepräsi-
dentin/des Vizepräsidenten des OGH sein. Nach dem am
Beginn des Jahres eingeführten Gesetz ist die Justizministe-
rin an den Vorschlag eines richterlichen Personalsenates ge-
bunden (sie kann von dieser Reihung nur mit schriftlicher
Begründung abweichen). Diesem Personalsenat gehören
fünf Mitglieder des Außensenates des OGH, drei des Innen-
senates des OGH und die älteste OLG-Präsdentin/der ältes-
te OLG-Präsident an. Wollte die Justizministerin die vorge-
schlagene Erstgereihte/den vorgeschlagenen Erstgereihten
nicht übernehmen, müsste sie dies dem Senat gegenüber
schriftlich begründen.

Nicht nur zwischen den Regierungsparteien heiß disku-
tiert ist die Reform um einen Bundesstaatsanwalt. Wel-
che Lösung präferieren Sie?
Ich habe als Strafrichter dieses Thema schon seit Jahrzehn-
ten verfolgt und bin selbst auch vor rund 20 Jahren als Stan-
desvertreter für eine Erneuerung und Reform der Wei-
sungsspitze eingetreten. Derzeit besteht eine historische
Chance, zumal sich die Koalitionsparteien zumindest auf
ein grundsätzliches Vorgehen geeinigt haben. Zudem haben
sich die Expertinnen und Experten in der eingesetzten Ar-
beitsgruppe mehrheitlich dafür ausgesprochen, dass eine
staatsanwaltliche Behörde als unabhängige Weisungsspitze
geschaffen werden soll. Das Ziel muss eine klare Trennung
von Politik und Strafgerichtsbarkeit sein. Beschuldigte dür-
fen in einem Ermittlungsverfahren erwarten, dass ihr Straf-
verfahren vollkommen frei von jeglichen politischen Erwä-
gungen geführt wird. Allein die abstrakte Möglichkeit, dass
eine Justizministerin oder ein Justizminister an der Spitze
der Weisungshierarchie in laufende Verfahren eingreifen
könnte, erweckt den Anschein der Befangenheit. Grund-
sätzlich befürworte ich den Vorschlag, die Weisungskompe-
tenz bei einem Senat aus drei Generalanwältinnen bzw Ge-

Foto: OLG Linz
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neralanwälten anzusiedeln. Einerseits werden dadurch
Machtkonzentration und Verantwortung bei einer einzel-
nen Person vermieden, andererseits sichert die Entschei-
dung durch einen Dreier-Senat höchste Qualität. Das Mo-
dell des Dreier-Senates, wie ihn die Arbeitsgruppe vor-
schlägt, ist zudem ausreichend demokratisch legitimiert
und wird den rechtsstaatlichen Anforderungen gerecht.

Foto: OLG Linz

Was halten Sie von der erneut anlassfallbezogenen Dis-
kussion über die Erhöhung des Strafrahmens bei Sexual-
delikten? Lassen sich Gewaltdelikte durch bloße Anhe-
bung der Strafen in den Griff bekommen oder braucht
es andere Ansätze?
Es ist natürlich grundsätzlich wichtig, dass immer über die
Erhöhung bzw allenfalls Veränderung eines Strafrahmens
diskutiert werden soll. Anlassbezogen bzw die Höhe eines
Strafrahmens aufgrund eines einzelnen Strafverfahrens zu
ändern, sollte in der Regel vermieden werden. Es ist immer
wichtig, dass bei jedem einzelnen Delikt dieses im Verhält-
nis zu anderen Delikten stehen muss. Deswegen ist es wich-
tig, dass der gesamte Strafenkatalog des StGB im Auge zu
behalten ist. Ich bin der Auffassung, dass sich Gewaltdelikte
nur durch die bloße Anhebung der Strafen nicht vermeiden
lassen. Es werden zum einen weitere Präventionsmaßnah-
men und zum anderen Maßnahmen zur besseren Beweis-
sicherung (wie dies derzeit mit Gewaltambulanzen, die An-
fang 2024 ihre Arbeit aufnehmen sollen, geplant ist) not-
wendig sein.

Bei Einstellung des Verfahrens oder bei Freispruch blei-
ben die Beschuldigten derzeit fast zur Gänze auf ihren
Kosten sitzen. Halten Sie in diesen Fällen einen angemes-
senen Kostenersatz für notwendig?
Ich unterstütze die Forderung des ÖRAK, im Strafverfahren
bei Einstellung des Verfahrens bzw bei Freispruch einen an-
gemessenen Kostenersatz vorzusehen. Für das Budget 2024
ist ja nunmehr ein entsprechender Betrag für die Lösung
dieses Problems vorgesehen, sodass in Zukunft ein Beschul-
digter, dessen Unschuld rechtskräftig erwiesen wurde, die
Kosten seiner Verteidigung oder jedenfalls mehr als bisher
(die konkrete Ausgestaltung liegt ja noch nicht vor) erhalten
soll. Damit werden die Rechte der Beschuldigten im Straf-
verfahren, die verfassungsrechtlich geschützt sind, ernst ge-

nommen und nachgebessert. Ich verweise aber in diesem
Zusammenhang darauf, dass es allenfalls – je nach konkre-
ter Ausgestaltung der Regelung – zusätzlicher Richterplan-
stellen im Strafbereich bedarf.

Es wird zusätzliche Planstellen für
Richterinnen und Richter brauchen.

In seinem Erkenntnis G 352/2021 vom 14. 12. 2023 hat
der VfGH festgestellt, dass die Sicherstellung von Mobil-
telefonen in Strafverfahren ohne eine vorhergehende
richterliche Bewilligung verfassungswidrig ist. Wie schät-
zen Sie diese Entscheidung ein?
Das ist eine aus grundrechtlicher Sicht sehr wichtige Ent-
scheidung, zumal es eine neue gesetzliche Regelung für
die Beschlagnahme von Handys geben wird. Alle sind sich
einig, dass ein Handy – in Zeiten wie diesen – nicht mehr
wie ein Gegenstand bewertet werden kann und sich die Be-
deutung eines Mobiltelefons in den letzten Jahren gewan-
delt hat. Es ist zeitgemäß, dass die Strafprozessordnung
der laufenden technischen Entwicklung anzupassen ist.
Man muss sich aber dessen bewusst sein, dass in Zukunft
eine Richterin oder ein Richter festlegen muss, welche In-
halte über welchen Zeitraum und zu welchem Ermittlungs-
zweck ausgewertet werden dürfen. Eine solche zukünftige
Regelung, die auch das öffentliche Interesse an der Strafver-
folgung sowie die Grundrechte der Betroffenen gegeneinan-
der abzuwägen hat, wird eines sehr hohen Zeitaufwandes
bedürfen und dafür muss auch in Kauf genommen werden,
dass ein Mehraufwand auf die Rechtsprechungsorgane zu-
kommt. Auch in diesem Bereich ist daher für zusätzliche
Richter-Planstellen je nach Inhalt des zu erlassenden Geset-
zes zu sorgen. Zur konkreten Regelung für Handy-Auswer-
tungen könnte es in Zukunft ähnliche Richtlinien geben, die
jetzt schon bei der Telefonüberwachung, wo auch jetzt
schon eine richterliche Bewilligung Voraussetzung ist, gel-
ten.
Es wird jedenfalls wichtig sein, eine klare grundrechtskon-
forme und praxistaugliche Regelung zu finden. Diese sollte
sich nicht nur auf Handys beschränken, sondern auch all-
gemein die Sicherstellung von Daten erfassen.

Im Gegensatz zu nahezu allen LG-Sprengeln befindet sich
die StA Linz zwar in unmittelbarer Gehweite zum BG
Linz und LG Linz, jedoch räumlich getrennt in einem ei-
genen Gebäude (weitere Ausnahme: Feldkirch). Welche
Erfahrungen haben Sie damit und halten Sie diese örtli-
che Trennung aufgrund der Rollenverteilung im Ge-
richtsprozess nicht in allen Sprengeln für angebracht?
Die räumliche Trennung des LG Linz mit der StA Linz in
einem eigenen Gebäude hat sich aufgrund der Platznot im
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Justizgebäude Linz ergeben. Dass die Staatsanwaltschaften
und Gerichte im Übrigen in einem Gebäude untergebracht
sind, finde ich persönlich nicht weiter bedenklich, zumal
sowohl die Richterinnen und Richter als auch die Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte nach dem BVG als Organe der
ordentlichen Gerichtsbarkeit normiert sind. Ich habe mit
diesem Umstand weder als langjähriger Strafrichter noch
als Verantwortlicher in der Justizverwaltung negative Erfah-
rungen gemacht bzw diesbezüglich keinerlei Beschwerden
erhalten. Die Richterschaft hat nach den Regeln der StPO
zu verhandeln und lässt sich sicherlich nicht davon leiten,
ob die Staatsanwaltschaft im selben Haus untergebracht ist
oder ob ein Rechtsvertreter den Sitz seiner Kanzlei in der
Nachbarschaft hat. Im Übrigen sind natürlich die Justizge-
bäude historisch so entstanden, dass auch praktische Argu-
mente dafür gegeben waren, um sowohl die Staatsanwalt-
schaft als auch das Gericht in einem Gebäude unterzubrin-
gen. Ich denke dabei an die kurzen Wege beim Aktentrans-
port (insbesondere in Haftsachen). In Zukunft kann man
natürlich – so wie in Linz – bei zukünftigen Projekten dieses
Thema mitdenken.

Dr. Erich Dietachmair bei seiner Ernennung durch BMin Dr.in Alma
Zadić Foto: OLG Linz

Das BG Seekirchen ist als Zusammenschluss der aufgelas-
senen Gerichtsstandorte Thalgau, Neumarkt und Obern-
dorf inmitten eines modernen Stadtquartiers neu ent-
standen und wurde im April 2023 feierlich eröffnet. Be-
reits in den 2010er-Jahren hat es in Oberösterreich zahl-
reiche Gerichtsschließungen und -zusammenlegungen
gegeben. Sehen Sie darin eine Effizienzsteigerung am je-
weiligen Standort oder eine Beschränkung des Zugangs
zur Justiz für jene Bürgerinnen und Bürger, die an ihrem
Wohnsitz nun kein eigenes Gericht mehr vorfinden?
Die Bezirksgerichte-Reform im Bundesland Salzburg ist mit
der Eröffnung des BG Seekirchen erfolgreich abgeschlossen.
Jeder politische Bezirk des Landes Salzburg verfügt nun-
mehr über jeweils ein Bezirksgericht. Auch aus Sicht der
Justizverwaltung des OLG Linz ist dies eine gute Lösung,
die auch jetzt umgesetzt worden ist.
Auch die von Ihnen angesprochenen Gerichtsschließungen
und -zusammenlegungen in Oberösterreich sind weitge-

hend abgeschlossen. Mit dem Zusammenschluss der Be-
zirksgerichte in Salzburg und Oberösterreich sehe ich keine
Beschränkung des Zugangs zur Justiz. Allen Bürgerinnen
und Bürgern ist es trotz dieser Zusammenlegungen mög-
lich, in angemessener Zeit ihr Gericht zu erreichen.

Die von der Abschaffung der verhandlungsfreien Zeit er-
hoffte Verfahrensbeschleunigung ist ausgeblieben, im
Gegenteil: Die Urlaubszeit führt zu Verzögerungen bei
der Abwicklung der Verhandlungen nach der Ferienzeit
und der vorsichtsweisen Erhebung von Rechtsmitteln.
Der ÖRAK fordert daher eine Wiedereinführung der ver-
handlungsfreien Zeit. Wie ist Ihre Position dazu?
Eine Wiedereinführung der verhandlungsfreien Zeit wird
von den Kolleginnen und Kollegen differenziert gesehen,
ein diesbezüglicher Wunsch wurde jedoch bislang nicht
an das OLG herangetragen. Es ist jedenfalls insgesamt im
Sprengel des OLG Linz in den letzten Jahren eine Verfah-
rensbeschleunigung eingetreten. Ich werde aber die Frage
zum Anlass nehmen, um im Sprengel des OLG Linz die ge-
stellte Frage auf breiter Ebene zu diskutieren.

Vielen Dank für das Gespräch!

Foto: privat
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Digitale Dekade
#eu # digitaletransformation #nationalerfahrplan #deroesterreichischeweg

Die Europäische Union hat die Initiative „Digitale Deka-
de“ ins Leben gerufen, um die digitale Transformation in
Europa voranzutreiben. Die Digitalisierung soll dazu bei-
tragen, Europa in eine offene, sichere und digitale Gesell-
schaft zu verwandeln.

Das erklärte Ziel des EU-Politikprogramms „Weg in die
Digitale Dekade“ ist es, bis 2030 die gesamte Bevölkerung
der EU mit grundlegenden digitalen Fähigkeiten auszustat-
ten. Die Digitalisierung soll auch die Wirtschaft und die öf-
fentliche Verwaltung verbessern.

Die einzelnen Mitgliedstaaten waren aufgefordert, ihre
nationalen Fahrpläne an die Europäische Kommission zu
übermitteln. Diese Fahrpläne sollen die Maßnahmen be-
schreiben, mit denen jeder Mitgliedstaat die Ziele der digi-
talen Dekade bis 2030 zu erreichen beabsichtigt.

Ziele der Digitalen Dekade
Österreich setzt die Ziele der Digitalen Dekade auf Basis des
Digitalen Kompasses strategisch fundiert um und hat für alle
Bereiche Zielpfade und Leitmaßnahmen entwickelt. Wesent-
liche Strategien sind der Digital Austria Act, der Digitale Ak-
tionsplan und die E-Government-Strategie. Der Digital
Austria Act zielt darauf ab, die digitale Infrastruktur in Ös-
terreich auszubauen und den Zugang zu digitalen Diensten
zu erleichtern. Der Digitale Aktionsplan legt konkrete Maß-
nahmen fest, um die digitale Kompetenz der Bevölkerung zu
verbessern und die Digitalisierung in der Wirtschaft und in
der öffentlichen Verwaltung voranzutreiben. Die E-Govern-
ment-Strategie soll sicherstellen, dass die öffentliche Verwal-
tung digitalisiert wird und dass Bürgerinnen und Bürger so-
wie Unternehmen digitale Dienste nutzen können.

Strategischer Rahmen in Österreich
Weitere Strategien umfassen die Förderung digitaler Kom-
petenzen, die KI-Strategie, die 5G-Strategie und die Öster-
reichische Strategie für Cybersicherheit. Die Förderung di-
gitaler Kompetenzen ist ein wichtiger Bestandteil der Digi-
talen Dekade. Österreich hat Programme zur Verbesserung
der digitalen Kompetenz von Schülerinnen und Schülern
sowie von Erwachsenen gestartet. Die KI-Strategie zielt da-
rauf ab, die Entwicklung von Künstlicher Intelligenz in Ös-
terreich zu fördern und sicherzustellen, dass sie ethisch ver-
antwortungsvoll eingesetzt wird. Die 5G-Strategie möchte
die Einführung der 5G-Mobilfunktechnologie in Österreich
beschleunigen. Die österreichische Strategie für Cybersi-
cherheit soll sicherstellen, dass Österreich gegen Cyberan-
griffe geschützt ist und dass die Bevölkerung über die Risi-
ken von Cyberkriminalität informiert ist.

Zielpfade
Insgesamt ist die Digitale Dekade ein wichtiger Schritt für
Europa, um sich auf die digitale Zukunft vorzubereiten und
sicherzustellen, dass alle Bürgerinnen und Bürger von den
Vorteilen der Digitalisierung profitieren können. Konkrete
nationale Leitmaßnahmen zu den definierten Zielpfaden
sind beispielsweise:
• Digitale Kompetenzoffensive für Österreich, die ressort-
übergreifend aufgesetzt ist (BMF, BMAW, BMBWF,
BMKÖS)

• Initiative Breitband Austria 2030
• Investition von drei Milliarden Euro bis 2031 in die Halb-
leiter-, Zuliefer- und Anwenderindustrie

• Einführung von 5G, Widmung des Frequenzspektrums
bei 26 GHz und Definition der technischen Parameter
in der Frequenznutzungsverordnung

• Förderinitiative in der Quantentechnologie
• Ö-Cloud-Initiative
• Digital Innovation Hubs
• KI-Servicestelle
• KI-Marktplatz
• KMU.digital
• AMS-Qualifizierungsoffensive
• Flexible Kapitalgesellschaft
• aws Gründungsfonds II
• aws Startup Invest
• Ausbau digitaler Services
• e-Zustellung
• Weiterentwicklung USP

Der digitale Kompass Grafik: BMF

CHRISTIAN MOSER

ÖRAK, Juristischer
Dienst
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Manche Zielpfade sind bereits erfüllt. Beispielsweise haben
schon heute alle österreichischen Bürgerinnen und Bürger
mit der ID Austria Zugang zu einem sicheren digitalen
Identitätsnachweis, der in der gesamten Union anerkannt
ist und die uneingeschränkte Kontrolle über Identitäts-
transaktionen und übermittelte personenbezogene Daten
ermöglicht.

ÖRAK-Beteiligung
Im Zuge der Rückmeldung eines ressortübergreifenden
Maßnahmenkatalogs an die Europäische Kommission hat
das BMF auch die Interessenträger eingebunden. Folgender
Text des ÖRAK wurde in den nationalen Fahrplan unter
dem 7. Abschnitt aufgenommen:

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK)
möchte zunächst die Vorreiterrolle, die die österreichische
Justiz in Digitalisierungsbestrebungen europaweit einnimmt,
herausstreichen. Dies ist insbesondere den intensiven Bemü-
hungen des Bundesministeriums für Justiz, des Bundesre-
chenzentrums sowie sämtlicher Stakeholder, die den digita-
len Weg seit Jahren unterstützen und forcieren, zu verdan-
ken. Diesen Weg gilt es fortzusetzen. Der Elektronische
Rechtsverkehr ist ein Best-Practice-Beispiel der digitalen
Kommunikation mit den ordentlichen Gerichten und kann
auf sämtliche Verwaltungsbehörden ausgeweitet werden.
Der elektronische Akt befindet sich in der finalen Umset-
zungsphase und führt zu einer vollständigen Digitalisierung
von Gerichtsverfahren.
Der ÖRAK ist jedoch auch davon überzeugt, dass die freien
Berufe im Allgemeinen und die unabhängigen Rechtsanwält:
innen im Besonderen einen wesentlichen Teil zur Umsetzung
der Ziele der Digitalen Dekade beitragen können. Beispielhaft
seien folgende Anwendungsfälle genannt:
• In Grundbuch- und Firmenbuchverfahren werden jene Ur-
kunden, die ins rechtsanwaltliche bzw. ins notarielle Ur-
kundenarchiv von den jeweiligen Professionist:innen einge-
stellt und über den Elektronischen Rechtsverkehr an die
Gerichte übermittelt werden, von diesen als Originale ak-
zeptiert. Dieses System könnte auf weitere Anwendungsfäl-
le ausgedehnt und die bestehenden Urkundenarchive für
Beweiszwecke bzw. zur Vorlage von Beweismitteln bei Ge-
richten genutzt werden. Elektronische Urkundenarchive
bieten gegenüber Papierarchiven zahlreiche Vorteile, wie
redundante Speicherung, Zeitstempel, den unwiderlegba-
ren Identitätsnachweis der unterzeichnenden Person durch
Verwendung der eID etc.

• Das Wirtschaftsleben findet zunehmend online statt.
Rechtsanwält:innen bringen das Know-how der fachlichen
Beratung bei Gesellschaftsgründungen und -umstrukturie-
rungen oder bei alltäglichen Vertragsverhandlungen mit,
während durch das Verwenden der eID der unwiderrufli-
che Identitätsnachweis der Signierenden erbracht werden
kann. Eine Online-Vertragsunterzeichnung bei dem
Rechtsanwalt/der Rechtsanwältin des Vertrauens ist be-
reits heute über das vom ÖRAK entwickelte Signatur-Tool

möglich, genauso wie eine Gesellschaftsgründung unter Zu-
hilfenahme der eID.

• Der ÖRAK hat gemeinsam mit mehreren Projektpartnern
die Kommunikationsplattform „context“ entwickelt, über
die ein vertraulicher Dialog zwischen Rechtsanwält:innen
und ihren Klient:innen unkompliziert möglich wird. Im
Gegensatz zum Schriftverkehr per E-Mail erfüllt context
die hohen Anforderungen der DSGVO und des Berufs-
rechts in Bezug auf Datensicherheit. context kombiniert
auf diese Weise die Vorteile der elektronischen Kommuni-
kation (Geschwindigkeit) mit der vom analogen Weg be-
kannten garantierten Vertraulichkeit (Briefgeheimnis).
Context ist nicht auf die Kommunikation mit und von
Rechtsanwält:innen beschränkt, sondern kann und sollte
überall dort eingesetzt werden, wo Verschwiegenheit und
Datenschutz beachtet werden müssen.

INFOBOX
road map: Digitale Dekade

Österreich hat den Fahrplan mit Zielen und
Maßnahmen bis 2030 vorgelegt. Eine executive
summary sowie der gesamte Bericht sind abrufbar
unter digitalaustria.gv.at
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Artikelserie ChatGPT im Kanzleialltag nutzen
– AskYourPDF – einfaches Durchsuchen und
Extrahieren von Informationen aus PDFs
Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung tauchen Be-
griffe wie „künstliche Intelligenz“ (KI) und „Chatbots“ im-
mer häufiger auf, insbesondere im Hinblick auf die Effi-
zienzsteigerung und Automatisierung im juristischen Be-
reich. In diesem Artikel unserer Serie ChatGPT im Kanzlei-
alltag nutzen stellen wir Ihnen das Tool AskYourPDF im
Detail vor. Diese fortschrittliche Software nutzt künstliche
Intelligenz, um die Verarbeitung und Analyse von umfang-
reichen PDF-Dokumenten zu vereinfachen, ein alltägliches
Werkzeug in Anwaltskanzleien, wo zahlreiche Informatio-
nen via PDF-Dokumenten ausgetauscht und abgespeichert
werden.

Interaktion mit PDFs
Stellen Sie beliebige Fragen und AskYourPDF sucht im
PDF-Dokument die passenden Antworten für Sie. So kön-
nen Sie mit Ihren Dokumenten interagieren, als ob diese ein
menschlicher Gesprächspartner wären. Lassen Sie sich um-
fangreiche Dokumentinhalte in einfacher Sprache zusam-
menfassen oder bestimmte Details näher erklären. Wenn
das PDF in einer anderen Sprache verfasst wurde, können
Sie die Fragen auf Deutsch stellen und Sie erhalten Aus-
künfte in deutscher Sprache. Die gelieferten Antworten bie-
ten Referenzen zu den Seiten, wo die Informationen im Do-
kument gefunden wurden.

Unser Tipp: Starten Sie in einem Themengebiet, in
dem Sie über Fachwissen verfügen, um die Antwortquali-
tät und Fragemöglichkeiten des Tools zu entdecken. In
der Wissensdatenbank (nur in Premium und Pro enthal-
ten) können Sie mehrere PDFs abspeichern und die Er-
gebnisse werden auf Basis dieser Dokumente generiert.
Die Möglichkeiten der Automatisierung der Recherche
und Analyse reduzieren den dafür notwendigen Zeitauf-
wand erheblich.

Einsatzmöglichkeiten
AskYourPDF wird in verschiedenen Bereichen eingesetzt.
Dank seiner fortschrittlichen maschinellen Lernfähigkeit er-
halten Sie Informationen in einer guten Qualität.
• Recherche von Sachverhalten: PDF-Dokumente werden
analysiert und Sie können beliebige Fragen zu den Inhal-
ten im Dokument stellen.

• Detailliertes Zusammenfassen: Definieren Sie Ausgabeli-
mits und den Sprachstil (Zusammenfassung in einfacher
Sprache mit 1.000 Zeichen).

• Interaktion mit fremdsprachigen PDFs: Stellen Sie Fragen
in Deutsch auch für Berichte, welche zB in englischer
Sprache verfasst wurden.

• Antworten in anderen Sprachen (zB Fasse folgendes Ur-
teil in englischer Sprache mit 500 Wörtern zusammen:
https://www.vfgh.gv.at/downloads/VfGH-Erkenntnis_
G_215_2022_vom_5._Oktober_2023.pdf).

• Spezifische Inhalte extrahieren: Kommunizieren Sie mit
dem PDF wie mit einem Gesprächspartner und fragen
Sie nach weiteren relevanten Details.

Kosten
Wie viele Tools in diesem Bereich kann AskYourPDF in
einem begrenzten Umfang kostenlos verwendet werden.
Wenn Sie das Tool intensiver in Ihrem Kanzleialltag nutzen
wollen, gibt es neben der kostenlosen Variante auch eine
kostenpflichtige Premium- ($ 14,99 pro Monat) und Pro-
($ 19,99 pro Monat) Variante. Unsere Angaben sind frei-

Nutzung AskYourPDF als Plug-in in ChatGPT Grafik: privat

MARKUS WEISS

Der Autor ist Unterneh-
mensberater bei Markus
Weiss Consulting
GMBH.
www.kanzleiconsult.at
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bleibend und Bestandaufnahmen zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Artikels. In allen Fällen muss ein Benutzerkonto
auf https://askyourpdf.com/de angelegt werden. Für die An-
lage des Benutzerkontos benötigt man eine E-Mail-Adresse
und muss ein Passwort festlegen.

Wo kann ich das Tool nutzen?
AskYourPDF kann im Browser, als Plug-in in ChatGPT bzw
Google Chrome oder am Smartphone genutzt werden. In der
Kanzlei gespeicherte PDFs können via Upload hochgeladen
und somit im Tool verfügbar gemacht werden. Im Internet
gespeicherte PDFs können via Link analysiert werden. Für
unsere Tests haben wir diverse Geschäftsberichte in Deutsch
und Englisch sowie Entscheidungen aus dem RIS verwendet.

Regulatorische Vorgaben und Genauigkeit
sind nicht verhandelbar
Die Rechtsbranche ist stark reguliert, insbesondere im Hin-
blick auf das Anwaltsgeheimnis. Dies erfordert besondere
Sorgfalt bei der Auswahl von Technologieanbietern. Insbe-
sondere amerikanische Anbieter erfüllen oft nicht die ho-
hen österreichischen Datenschutzstandards. Beachten Sie,
dass es derzeit in Österreich oder Deutschland keine spezi-
alisierten GPT-Server gibt, was die Auswahl eines geeigne-
ten Anbieters zusätzlich erschwert. In Ihrer Branche gibt es
wenig bis keinen Spielraum für Fehler. Arbeitsprodukte
werden von Dritten wie Richterinnen und Richtern, Kolle-
ginnen und Kollegen oder Behörden überprüft. Fehler wer-
den nicht nur entdeckt, sondern können auch rechtliche

Konsequenzen haben. Aktuelle KI-Systeme sind nicht feh-
lerfrei. Es ist daher entscheidend, eine Strategie für den Um-
gang mit potenziellen Fehlern zu entwickeln und Mechanis-
men zur Fehlererkennung einzuführen.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Einführung von
„künstlicher Intelligenz“ in Ihrer Kanzlei und helfen Ihnen
bei der Optimierung Ihrer Abläufe. Wir freuen uns auf das
Gespräch mit Ihnen.

FAZIT

Wir haben ein Handout für die ersten Schritte mit
ChatGPT und nützlichen Plug-ins in Anwaltskanz-
leien erstellt. Gerne übermitteln wir Ihnen dieses
Handout. Bitte schicken Sie uns dazu ein kurzes
E-Mail an Markus.Weiss@kanzleiconsult.at oder
scannen Sie den QR-Code.

Ihre Stütze für den 
betrieblichen Alltag
•  der Standardkommentar zum Arbeits-

verfassungsrecht
•  unterstützt bei der Behebung betrieblicher 

Kon  iktfälle
•  diverse Kommentierungen

jetzt neu aktualisiert

Jabornegg / Resch / Kammler (Hrsg)
ArbVG – Arbeitsverfassungsgesetz

Faszikelwerk in 3 Mappen inkl. 65. Lfg. 2023.

Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.
ISBN 978-3-214-25419-3

188,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

AUCH AUF
 rdb.at
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Detaillierte Informationen entnehmen Sie bitte
der Website des jeweiligen Veranstalters:
https://www.arbeitsrechtundsozialrecht.com
http://www.acet.ectil.org
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at
https://weiterbildungsakademie.sfu.ac.at/de/

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
26. 2. 2024 HYBRIDSEMINAR

Grundbuch III
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
28. 2. 2024 HYBRIDSEMINAR

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
4. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

Lehrgang Zertifizierter Corporate Compliance
Officer
Business Circle Management FortbildungsGmbH
Start: 11. 3. 2024 WIEN

Immobilien- und Vertragsrecht
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
11. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

Einführungsseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 3. 2024 HYBRIDSEMINAR

5. Austrian Sustainability Summit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
21./22. 3. 2024 WIEN

23rd Annual Conference on European Tort Law
Veranstaltet vom Institut für Europäisches Schadenersatz-
recht und dem Europäischen Zentrum für Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
4./5. 4. 2024 WIEN

Lehrgang Psychosoziale Kompetenz in
Organisationen
Sigmund Freud Privatuniversität Wien
Start: 5. 4. 2024 SFU WIEN, FREUDPLATZ 1, 1020 WIEN

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
8. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

59. Tagung der Österreichischen Gesellschaft
für Arbeitsrecht und Sozialrecht (https://www.
arbeitsrechtundsozialrecht.com)
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht
10. bis 12. 4. 2024 ZELL AM SEE

Europäisches und Internationales
Digitalisierungsrecht
Sigmund Freud Privatuniversität Wien
11. 4. 2024 ONLINE

5. Jahrestagung „Vienna Legal Innovation 24“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
16./17. 4. 2024 WIEN

Kompetent am Telefon
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
17. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
24. 4. 2024 HYBRIDSEMINAR

Professionelle Erwachsenenvertretung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 5. 2024 HYBRIDSEMINAR

Fit für den Kanzleialltag – Ein Blick in die
Praxis
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 5. 2024 HYBRIDSEMINAR

Grunderwerbsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
22. 5. 2024 ONLINESEMINAR

Immobilienertragsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 5. 2024 ONLINESEMINAR

NEIN(sagen) im Business
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 6. 2024 HYBRIDSEMINAR

10. TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
20./21. 6. 2024 WAIDHOFEN/YBBS

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 122ff.
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Plenarversammlung der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer am 28. 11. 2023

Am 28. 11. 2023 fand im Grazer Minoritensaal die or-
dentliche Plenarversammlung der Steiermärkischen

Rechtsanwaltskammer statt, die mit 116 Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten und 28 Rechtsanwaltsanwärterinnen
und Rechtsanwaltsanwärtern, also insgesamt 144 Mitglie-
dern, sehr gut besucht war.

Im Rahmen der Plenarversammlung wurde der Aus-
schuss der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer und da-
mit auch das Präsidium neu gewählt. Dabei wurde der bis-
herige Präsident-Stellvertreter Dr. Michael Kropiunig zum
neuen Präsidenten gewählt. Als Präsidenten-Stellvertreter
wurden Mag.a Doris Braun neu und Mag. Wolfgang Dlaska
wiedergewählt. Als weitere Mitglieder aus dem Kreis der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte wurden in den Aus-
schuss gewählt (in alphabetischer Reihenfolge): Mag. Ulrich
Berger,Mag.a Evelyn Heidinger,Mag.a Ines Liebmann,Mag.a

Anna Lindner, LL.M., Dr. Thomas Neger, Dr. Martin Piaty,
Dr.in Barbara-Cecil Prasthofer-Wagner, Dr. Robert Schaar,
Mag. Helmut Schmid, Dr. Martin Sommer, Mag. Andreas
Ulm und Mag.a Laura Wuntschek-Hörtler. Aus dem Kreis
der Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwär-
ter wurden Mag. Christian Eder wieder- und Mag. Ramon
Schober neu in den Ausschuss gewählt.

Zu Disziplinarrätinnen und Disziplinarräten aus dem
Kreis der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte wurden
gewählt: Mag. Pascal Dreier, Dr. Hanno Hofmann, Dr.in Ge-
rit Jantschgi, Dr. Alexander Klein, Dr.in Judith Kolb, Mag.
Jakob Liebmann, Mag. Philipp Moritz, Mag. Sebastian Pils,
Dr. Christian Schoberl und Mag. Klaus Zotter. Aus dem
Kreis der Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwalts-
anwärter wurden Mag.a Kristina Maria Krainz und Mag.

Michael Rauch in den Disziplinarrat gewählt. Zum Anwalts-
richter wurde Dr. Ralph Forcher gewählt. Dr. Helwig Keber
wurde neuerlich zum Kammeranwalt-Stellvertreter gewählt.

Die scheidende Präsidentin Dr.in Gabriele Krenn wurde
gem § 9 der Geschäftsordnung für die Steiermärkische
Rechtsanwaltskammer und deren Ausschuss von der Ple-
narversammlung zur Ehrenpräsidentin ernannt.

Die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer bedankt sich
bei den ausscheidenden Kolleginnen und Kollegen für ihre
langjährige ehrenamtliche Tätigkeit und gratuliert den Neu-
bzw Wiedergewählten sehr herzlich.

VP Mag. Wolfgang Dlaska, KAD Dr.in Andrea Goger, VP Mag.a Doris
Braun, Präsident Dr. Michael Kropiunig Foto: Salon Deluxe

ANDREA GOGER
Kammeramtsdirektorin der Steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer

Hohe Auszeichnung für Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte

D as Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Re-
publik Österreich wurde kürzlich an drei Kärntner

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die sich bereits seit
über zehn Jahren für ihre Interessenvertretung engagieren,
verliehen. So arbeiten die Spittaler Rechtsanwältin Dr.in Sil-
via Anderwald und der Klagenfurter Rechtsanwalt Mag.
Ulrich Nemec seit dem Jahr 2012 ehrenamtlich als Aus-
schussmitglieder, der Villacher Rechtsanwalt Dr. Günther
Clementschitsch ist seit dem Jahr 2012 im Disziplinarrat
ehrenamtlich tätig.

Im Rahmen einer feierlichen Zeremonie übergab der
Präsident des Oberlandesgerichts Graz, Mag. Michael
Schwanda, die vom Bundespräsidenten verliehenen Eh-
renzeichen. Er präsentierte die Lebensläufe der Geehrten
und hob in seiner Laudatio hervor, dass die Standesver-
tretung der Rechtsanwälte einen wesentlichen Beitrag zur
Erhaltung des Rechtsstaats leistet. „Ohne die anwaltliche
Selbstverwaltung als tragende Säule der anwaltlichen Un-
abhängigkeit könnte das Recht des Einzelnen nicht unvor-
eingenommen und uneingeschränkt durchgesetzt werden“,
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sagt Hon.-Prof. Dr. Gernot Murko, Präsident der Rechts-
anwaltskammer für Kärnten. Er freut sich darüber, dass
durch die Verleihung der Ehrenzeichen „die Republik Ös-
terreich ihre Wertschätzung für die anwaltliche Selbstver-
waltung ausgedrückt hat“.

Unter den Festgästen waren der Präsident des Landes-
gerichts Klagenfurt Dr. Bernd Lutschounig sowie der Vi-
zepräsident des Landesgerichts Klagenfurt Mag. Manfred
Herrnhofer, der Vorsteher des Bezirksgerichts Klagenfurt
Dr. Wilhelm Waldner, der Vizepräsident der Rechtsan-
waltskammer für Kärnten Mag. Felix Fuchs sowie der
Präsident des Disziplinarrats Dr. Michael Ruhdorfer
und die Vizepräsidentin des Disziplinarrats Dr.in Gabriel-
la Bardel.

vlnr: Mag. Ulrich Nemec, Dr. Günther Clementschitsch, Mag. Michael
Schwanda, Dr.in Silvia Anderwald, Hon.-Prof. Dr. Gernot Murko und
Dr. Bernd Lutschounig Foto: Susanne Laggner-Primosch

SUSANNE LAGGNER-PRIMOSCH
Rechtsanwaltskammer für Kärnten

Recht aufbauend: Steiermärkisches
Bau- und Raumordnungsrecht
AWAK-Special zeigt die wichtigsten Hebel und Stellschrauben

D er Föderalismus lässt grüßen: Bau- und Raumordnung
sind in Österreich Ländersache. Die Folge: Anforde-

rungen an ein Bauprojekt unterscheiden sich von Bundes-
land zu Bundesland. Entsprechend aufwendig können sich
Recherche und rechtliche Expertise in der Praxis darstellen.

Worauf im Bau- und Raumordnungsrecht der Steier-
mark besonders zu achten ist, das erfahren Sie in einem
AWAK-Seminar am 17. 4. 2024 in Graz. Die Rechtsanwäl-
tinnen Dr.in Tatjana Katalan und Mag.a Dr.in Marie Sophie
Reitinger sind ausgewiesene Expertinnen im Öffentlichen
Recht und leiten Projektwerber mit sicherer Hand durch
eine komplexe Querschnittsmaterie aus Bau- und Raum-
ordnung, Anlagen-, Berg-, Forst- und Naturschutzrecht
und UVP. Die Referentinnen werden im Seminar vorrangig
auf jene Handlungsfelder eingehen, die für die anwaltliche
Beratungstätigkeit am wichtigsten sind. Im Raumordnungs-
recht betrifft das vor allem die Strategische Umweltprüfung
(SUP) sowie die örtliche und überörtliche Raumplanung.

Im Steiermärkischen Baurecht führt Sie das Seminar von
den Grundlagen wie den Anforderungen an ein Baugrund-
stück über Zuständigkeiten zum Ablauf des ordentlichen
und vereinfachten Bauverfahrens. Im letzten Teil des Semi-
nars erläutern Dr.in Katalan und Mag.a Dr.in Reitinger die
wichtigsten Aufgaben in der Durchführung und Bauauf-
sicht, baupolizeiliche Maßnahmen und den Instanzenzug
anhand eines Praxisbeispiels.

Bauen Sie Ihr Wissen aus – mit dem AWAK-Seminar
„Steiermärkisches Bau- und Raumordnungsrecht“. Buchen
Sie jetzt auf www.awak.at.

Termin:
„Steiermärkisches Bau- und Raumordnungsrecht“
Präsenzseminar: 17. 4. 2024, 12.30 bis 20.00 Uhr,

Austria Trend Hotel Europa Graz****

Foto: © Shutterstock/Zolnierek

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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Anwaltsakademie
FEBRUAR

BASIC

Die Ehescheidung und ihre Rechtsfolgen in der
Praxis – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
9. und 10. 2. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240209–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Der Verkehrsunfall
12. und 15. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240212–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker –
vertragliche Regelungen im Bauprojekt
erfolgreich anwenden!
14. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240214–9

SPECIAL

Wie vermeide ich kapitale Fehler im Berufs-,
Haftungs- und Versicherungsrecht?
Erfahrungsberichte von anerkannten Experten
15. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240215–8

BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im Öffentlichen Recht I (AVG, VStG, VfGG)
16. und 17. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240216–8

SPECIAL

Finanzstrafverfahren und BAO:
Rechtsdurchsetzung und Rechtsverteidigung
gegenüber Abgaben- und
Finanzstrafbehörden
19. 2. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240219–6

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung RAP: Intensivkurs
Strafrecht inkl. Strafvollzug und Nebengesetze
20. 2. bis 14. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240220–9

SPECIAL

Die flexible Kapitalgesellschaft – Potentiale,
Gestaltungsmöglichkeiten und
Gefahrenpotentiale
21. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240221–8

SOFT SKILLS

Soft Skills für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte
23. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240223–8

BASIC

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur
Interessenvertretung für Mieterinnen bzw
Mieter und Vermieterinnen bzw Vermieter
23. und 24. 2. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240223–6

LIVE-WEBCAST FLEX

Das Sicherheitspolizeigesetz:
Sicherheitsverwaltung, Befugnisse und
Rechtsmittel
26. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240226–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Brush-up: Neueste Trends im Bereich der
Judikatur des EGMR, des EuGH und nationaler
Höchstgerichte
27. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240227–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Pauschalreiserecht insbesondere nach der
Covid-19-Krise
28. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240228–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Die Privatstiftung: Zivilrechtliche und
steuerrechtliche Aspekte – Was der Vorstand
und seine Rechtsberatung über die
Privatstiftung wissen müssen
29. 2. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240229–9
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SPECIAL

Sachverhaltsgrundlage ermitteln –
Beweisverfahren im Zivilprozess
29. 2. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240229–8

MÄRZ

SPECIAL

Leistungsstörungen – Gewährleistung und
Schadenersatz anhand neuester Judikatur
1. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240301–8

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien und einstweilige
Verfügungen
1. und 2. 3. 2024 FELDKIRCH
Seminarnummer: 20240301–7

SPECIAL

Insolvenzrecht: Konkursverfahren –
Sanierungsverfahren –
Entschuldungsszenarien
1. und 2. 3. 2024 GRAZ
Seminarnummer: 20240301–5

BASIC

Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
1. und 2. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240301A–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Entwicklungen im E-Commerce-Recht
– Rechtsprechung und Gesetzgebung
4. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240304–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Umgang mit digitalen Beweismitteln –
Beweisführung und forensische Behandlung
5. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240305–9

SPECIAL

start-up für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte Wasser
7. bis 9. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240307–8

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
7. bis 9. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240307A–8

SPECIAL

Medienrecht – Persönlichkeitsschutz versus
Meinungsfreiheit im Straf-, Zivil- und
Mediengesetz anhand praktischer Fälle
8. und 9. 3. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240308–6

SPECIAL

Die Liegenschaftsverträge –
Grundlagenwissen, Vertragsrecht,
Grundbuchsrecht und Steuerrecht
8. und 9. 3. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240308–3

SPECIAL

Fehlerhafte ZPO-Rechtsmittel: Ein Fressen für
die Instanz! – Aus Fehlern lernen oder besser
erst keine machen
11. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240311–8

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl
und steuerrechtliche Aspekte
11. und 12. 3. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240311–6

INTENSIVKURS

Prüfungsvorbereitung RAP: Intensivkurs
Zivilrecht
11. 3. bis 9. 4. 2024 SALZBURG
Seminarnummer: 20240311–4

SPECIAL

Asyl- und Migrationsrecht – Ein Überblick für
die anwaltliche Praxis
12. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240312–8
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LIVE-WEBCAST

AGB im B2C-Vertrag – Fehler bei der
Gestaltung vermeiden – Rechtliche Chancen
für Vertragspartnerinnen und Vertragspartner
erkennen
13. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240313–9

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten Kontakt zu
Klientinnen und Klienten bis zum
rechtskräftigen Urteil – der Alltag im
Prozessverlauf anhand praktischer Beispiele
14. bis 16. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240314–8

LIVE-WEBCAST

Update-Mietzinsminderung – Aktuelle
Entscheidungen – Parameter – Prozesse –
Prozente
18. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240318–9

LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution, Insolvenz –
Rechtsprechung und Gesetzgebung (auch EO-
Reform und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch zum EU-
Zivilverfahrensrecht)
19. und 20. 3. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240319–9

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL: Digitalisierung,
Datenschutzverträge und internationaler
Datenverkehr
21. und 22. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240321–8

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien
21. und 22. 3. 2024 SALZBURG
Seminarnummer: 20240321–4

SPECIAL

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur mietrechtlichen
Interessensvertretung
21. und 22. 3. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240321A–8

APRIL

LIVE-WEBCAST FLEX

Einführung in das Vergaberecht mit aktuellen
Entwicklungen – Schwerpunkt nachhaltige
Beschaffung
3. 4. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240403–9

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten Kontakt zu
Klientinnen und Klienten bis zum
rechtskräftigen Urteil – der Alltag im
Prozessverlauf anhand praktischer Beispiele
und Verfügung
4. bis 6. 4. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240404–6

SPECIAL

start-up für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte Wasser
5. 4. 2024 GRAZ
Seminarnummer: 20240405–5

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien und einstweilige
Verfügungen
5. und 6. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240405A–8

BASIC

Steuern und Abgaben aus juristischer Sicht –
Grundbegriffe und Materien in der
anwaltlichen Praxis
5. und 6. 4. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240405–3

SPECIAL

Bilanzen verstehen: Auswirkungen
anwaltlicher Transaktionen auf die Bilanz des
Unternehmens
5. und 6. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240405–8

SPECIAL

Fremdübliche Miete bei Luxusimmobilien?
Renditemieteproblematik im Steuer- und
Gesellschaftsrecht
8. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240408–8
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LIVE-WEBCAST FLEX

Unterhalt korrekt berechnen – Neueste
Judikatur
9. 4. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240409–9

BRUSH UP

Intensivseminar „Liegenschaften schaffen
Leidenschaften“ – Immobilienrecht im
anwaltlichen Fokus
11. bis 13. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240411–8

SPECIAL

Professionelle Schriftsätze an den
Verfassungsgerichtshof
15. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240415–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Bitcoin, Kryptowährung und Blockchain –
worauf bei der Rechtsanwendung zu achten ist
16. 4. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240416–9

LIVE-WEBCAST

Die flexible Kapitalgesellschaft – Potentiale,
Gestaltungsmöglichkeiten und
Gefahrenpotentiale
17. 4. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240417–9

SPECIAL

Steiermärkisches Bau- und
Raumordnungsrecht
17. 4. 2024 GRAZ
Seminarnummer: 20240417–5

SPECIAL

IP Recht & angrenzender Datenschutz
18. und 19. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240418–8

BASIC

Steuern und Abgaben aus juristischer Sicht –
Grundbegriffe und Materien in der
anwaltlichen Praxis
19. und 20. 4. 2024 INNSBRUCK
Seminarnummer: 20240419–6

BASIC

Professionelle Schriftsätze an den
Verwaltungsgerichtshof
22. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240422–8

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung RAP: Intensivkurs
Strafrecht inkl. Strafvollzug und Nebengesetze
23. 4. bis 21. 5. 2024 ONLINE
Seminarnummer: 20240423–9

SPECIAL

Künstliche Intelligenz: Schadet, nützt oder
ersetzt sie gar Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte? Beseitigung von
Wissenslücken/Vorurteilen zur KI sowie
richtiger (standes-)rechtlicher Umgang mit der
KI und ihr zielgerichteter Einsatz in der
juristischen Praxis
23. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240423–8

SPECIAL

Expertengespräch Strafverteidigung – Dos &
Don‘ts in der Strafverteidigung
24. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240424–8

BASIC

Standesrecht – anwaltliche Pflichten, Rechte
und Standesvertretung
25. und 26. 4. 2024 WIEN
Seminarnummer: 20240425–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Wirtschaftsrecht
26. und 27. 4. 2024 LINZ
Seminarnummer: 20240426–3
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BASIC

Gesellschaftsrecht III – Die
Aktiengesellschaft
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll die Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit
dem Aktienrecht der anwaltlichen Beratungspraxis vertraut
machen und die zahlreichen Unterschiede in der Behand-
lung von börsennotierten und nicht börsennotierten (priva-
ten) Aktiengesellschaften verdeutlichen. Zu den Kernthe-
men dieses Seminars zählen unter anderem: Was ist bei
der Gründung und der Verfassung von Satzungen zu be-
denken? Maßnahmen der Kapitalbeschaffung (Kapitalerhö-
hung, bedingtes Kapital, genehmigtes Kapital, Wandel-
schuldverschreibungen), Einlagenrückgewähr, eigene Ak-
tien, verdeckte Sacheinlagen; Aufgaben des Vorstandes
und des Aufsichtsrates − Corporate Governance − Haf-
tungsfragen. Die Hauptversammlung: Aufgaben, Durchfüh-
rung und Leitung; Nutzung von modernen Kommunika-
tionstechniken; Anfechtung von Beschlüssen.

Problem Mehrheit − Minderheit: Durchsetzung von
Kontroll-, Aufsichts- und Austrittsrechten sowie Schutz
vor funktionswidriger Ausübung von Minderheitsrechten.
Bedeutung und Ausgestaltung von Syndikatsverträgen.
Sondervorschriften für börsennotierte Aktiengesellschaften:
Going-public − Going-private; Übernahmerecht; Übertra-
gung von Aktien; Insiderrecht, Marktmanipulationen und
transaktionsbezogene Meldepflichten (Ad-hoc-Publizität,
Beteiligungsmeldungen, Erwerb und Veräußerung von ei-
genen Aktien, directors dealing).

Vortragende: Univ.-Lektor MMag. Dr. Christoph Diregger,
Universitätslektor an der Wirtschaftsuniversität Wien – Insti-
tut für Zivil- und Zivilverfahrensrecht, Rechtsanwalt in Wien
MMag. Dr. Maria Doralt, MIM (CEMS), Partnerin bei DLA
Piper, Rechtsanwältin in Wien
Dr. Gottfried Thiery, LL.M. (LSE), Rechtsanwalt in Wien
Termin: 1. und 2. 3. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240301A-8

SPECIAL

Insolvenzrecht: Konkurs-
verfahren – Sanierungsverfahren
– Entschuldungsszenarien
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar bietet einen Überblick über das Insolvenzan-
tragsverfahren und die verschiedenen Abläufe des Insol-
venzverfahrens der IO.

Dabei sollen die Aufgaben des Insolvenzverwalters, des
Schuldnervertreters und des Gläubigervertreters erörtert
werden.

Vortragende: Mag. Kathrin Poltsch, Richterin des Landesge-
richts für ZRS
Hon.-Prof. Dr. Axel Reckenzaun, MBL, Rechtsanwalt in
Graz
Termin: 1. und 2. 3. 2024
Veranstaltungsort: Graz
Seminarnummer: 20240301–5

BASIC

Die Ehescheidung und ihre
praktischen Rechtsfolgen – von
Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar bietet einen praxisnahen Zugang zu allen fa-
milienrechtlichen Belangen. Von Ehepakten über die
Schließung, Auflösung und Scheidung einer Ehe bis zu de-
ren finanziellen, unterhaltsrechtlichen und sozialversiche-
rungsrechtlichen Folgen einschließlich Kindschaftsrecht.

Vortragende: Dr. Brigitte Birnbaum, Rechtsanwältin inWien
VP Dr. Eric Heinke, Vizepräsident der Rechtsanwaltskam-
mer Wien, Rechtsanwalt in Wien
Dr. Helene Klaar, Rechtsanwältin in Wien
Dr.Marco Nademleinsky, Rechtsanwalt in Wien; Lehrbeauf-
tragter an der Universität Wien – Institut für Europarecht,
Internationales Recht und Rechtsvergleichung in Wien
Termin: 7. bis 9. 3. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240307A-8

SPECIAL

Medienrecht – Persönlichkeits-
schutz versus Meinungsfreiheit
im Straf-, Zivil- und Medien-
gesetz anhand praktischer Fälle
Warum Sie teilnehmen sollten:
Vermittlung eines umfassenden Wissens zu allen Themen
und Fragen des Medienrechts anhand praktischer Fälle un-
ter Berücksichtigung jüngster Judikatur und der neuen Me-
dien (Internet, soziale Netzwerke). Erfassung von Zusam-
menhängen des Persönlichkeitsschutzes aus der Sicht des
Verfassungsrechts, des Strafrechts und des Zivilrechts.

Vortragende: Dr. Erik Kroker, Rechtsanwalt in Innsbruck
Dr. Simon Tonini, Rechtsanwalt in Innsbruck
Termin: 8. und 9. 3. 2024
Veranstaltungsort: Innsbruck
Seminarnummer: 20240308–6
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SPECIAL

Asyl- und Migrationsrecht –
Ein Überblick für die anwaltliche
Praxis
Warum Sie teilnehmen sollten:
Asylrecht, Fremdenpolizeirecht, Niederlassungs- und Auf-
enthaltsrecht, Vertriebenenrecht, . . . Das Migrationsrecht ist
ein weites Feld, eine komplexe Rechtsmaterie, dargestellt als
Schnittmenge aus Unionsrecht, nationalem Recht und Völ-
kerrecht und geprägt von rechtspolitischen Standpunkten.
Rund die Hälfte aller beim Verfassungsgerichtshof anhän-
gig gemachten Erkenntnisbeschwerdeverfahren stammen
aus diesem Rechtsbereich. Acht von 22 Senaten am VwGH
befassen sich fast ausschließlich mit dem Asyl- und Migra-
tionsrecht. Allein schon wegen der nicht unbeträchtlichen
Zahl an Verfahrenshilfe-Causen kommen Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte kaum an diesem Rechtsgebiet vor-
bei. Das Seminar bietet einen Überblick über Grundsätzli-
ches, versucht einen roten Faden zwischen den einzelnen
Materien zu spinnen und Nützliches für Verfahrenshelfer-
innen und -helfer zu vermitteln.

Vortragende: Dr. Julia Ecker, Rechtsanwältin in Wien
Mag. Ronald Frühwirth, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 12. 3. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240312–8

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Kontakt zu Klientinnen und
Klienten bis zum rechtskräftigen
Urteil – der Alltag im
Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt insbesondere den (Neu-)Einstei-
genden ein solides Fundament für den Alltag im Zivilpro-
zess. Praxisbezogene Beispiele aus Situationen vor, während
und nach dem Prozess ermöglichen die Transparenz des
Verfahrens in allen Instanzen. Das Seminar bietet einen
Überblick über die wesentlichen Stationen des Verfahrens
von der Erstinformation durch die Klientinnen bzw Klien-
ten bis zur Rechtskraft des Urteils.

Vortragende: LStA Dr. Robert Fucik, Leitender Staatsanwalt
im BMJ
Mag. Horst Häckel, Richter des OLG Wien
Dr. Thomas Hofer-Zeni, Rechtsanwalt in Wien

HR Mag. Sabine Istjan, LL.M. (NYU), Richterin des OGH
Hon.-Prof. Dr. Alexander Klauser, Rechtsanwalt und Me-
diator in Wien
Dr. Andreas Lindner, Vortragender Zivilprozessrecht, Sig-
mund Freud Universität in Wien
VP Dr. Marcella Prunbauer-Glaser, MCJ (NYU), Rechtsan-
wältin in Wien
Präs. Hon.-Prof. Dr. Michael Rohregger, Präsident der
Rechtsanwaltskammer Wien, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 14. bis 16. 3. 2024
Veranstaltungsort: Wien
Seminarnummer: 20240314–8

LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution,
Insolvenz – Rechtsprechung und
Gesetzgebung (auch EO-Reform
und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch
zum EU-Zivilverfahrensrecht)
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieser LIVE-WEBCAST informiert Sie umfassend, kompe-
tent und lebendig über folgende Schwerpunkte:
• aktuelle Rechtsprechung
• aktuelle Rechtsänderungen im Zivilprozessrecht, Exeku-
tionsrecht und Insolvenzrecht

• Wissenswertes zum EU-Zivilverfahrensrecht.
Im Mittelpunkt stehen die Entwicklungen im letzten Jahr
vor dem Seminar.
Rechtsprechung
• Judikatur basierter und kommentierter Gesamtüberblick
über den Zivilprozess

• Schwerpunkte des Exekutionsverfahrens
• Hauptfragen des Insolvenzrechts aus Gläubigersicht
• Komplikationen im Privatkonkursrecht
• Zivilverfahrensrechtliche Kunstfehler
Rechtsentwicklung
• Änderungen der Jurisdiktionsnorm, der Zivilprozessord-
nung und der Gerichtsorganisation

• Abhilfe gegen missbräuchliches Klagen („SLAPP“)
• Gesamtreform des Exekutionsrechts („GrEX“)
• Neues Reorganisationsverfahren
• IO-Änderungen
• Praxisrelevante Neuerungen im EU-Zivilverfahrensrecht

Vortragender: o. Univ.-Prof. em. Dr. Wolfgang Jelinek,
Karl-Franzens-Universität Graz
Termin: 19. und 20. 3. 2024
Veranstaltungsort: Online
Seminarnummer: 20240319–9
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GeKo Wohnrecht

L ange erwartet und nun erschienen ist mit Band 3 des
Gesamtkommentars zum österreichischen Wohnrecht

der letzte Teil mit Schwerpunkt WGG und BTVG. Der Ver-
lag beschreibt die Veröffentlichung des 3. Bands des drei-
teiligen Kommentars als „Ende der Odyssee“, wobei die
Odyssee nicht nur Irrfahrt, sondern auch als Urbild einer
Heldenreise zu verstehen ist.

Am neuen Band wirkte eine Vielzahl
von ExpertInnen, überwiegend aus der
täglichen Praxis, mit, die mit dem Werk
eine breit gefächerte Leserschaft errei-
chen möchte und das wohl auch kann.

Michaela Schinnagl, leitende Juristin
des Verbands gemeinnütziger Bauverei-
nigungen, kommentiert zusammen mit
Praktikern aus der gemeinnützigen

Wohnungswirtschaft neben den maßgeblichen Ausfüh-
rungsverordnungen vor allem detailliert, aber doch praxis-
orientiert, wohnzivilrechtliche Bestimmungen für all jene,
die sich mit den mannigfachen Entgeltbestimmungen des
WGG sowie der nachträglichen Übertragung in das (Woh-
nungs-)Eigentum beschäftigen wollen/müssen.

Neben Bestimmungen, die nur noch „Mietrechtsarchäo-
logen“ interessieren dürften (so etwa die Anwendung der
„Wiener Formel“ bei Wohnanlagen mit nicht verwohnten
Eigenmittelbeiträgen bei Mieterwechsel vor Inkrafttreten
des WGG 1979; Rz 23 zu § 17), und die durch zahlreiche
Entgeltüberprüfungsverfahren veranlasste Rechtsprechung
zu § 14 Abs 1 Z 4 zu den Konsequenzen des Auslaufens
von Baurechtsverträgen; in Rz 77 zu §§ 13, 14 kurz abge-
handelt), findet sich eine detaillierte Übersicht über die
zahlreichen unterschiedlich gestalteten Entgeltformen.

Auch die in § 14a nun abweichend vom MRG geregelte
Erhaltungspflicht der GBV und der Durchsetzung in § 14c
findet eine umfassende Darstellung.

Nicht „überlesen“ sollte man die Einführung zur Ge-
schichte des Gemeinnützigen Wohnungswesens von And-
reas Sommer. Zusammen mit der Kommentierung der or-
ganisations- und gewerberechtlichen Normen wird dann
klar, weshalb manche Auslegungsergebnisse des Gesetzes-
textes nur so erfolgen konnten.

Im „dritten“ Teil, getrennt durch Kommentierungen zu
WFG 1968 und 1984, dem WSG und vor allem dem in der
anwaltlichen Beratungs- und Vertretungspraxis bedeutsa-
men Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, kommentieren Hel-
mut Böhm und Johann Höllwerth das BTVG. Hervorzuhe-
ben ist die praxisorientierte Darstellung der „Bewährung“
des Sicherungsmodells in der Insolvenz des Bauträgers
und Lösungen der wichtigsten Fallgestaltungen (Rz 80 ff
zu § 7).

Auch zu für Immobilientreuhänder grundlegenden Be-
stimmungen findet sich am Ende des Bands noch eine Dar-
stellung des § 117 GewO.

Resümee: Ein Werk, das in keiner Bibliothek insb des
Wohnrechtsjuristen, der gemeinnützigen Bauvereinigun-
gen, von Bauträgern, Interessenvertreterinnen und Interes-
senvertretern und Behörden fehlen sollte. Das Werk kann
jedenfalls eine große Hilfe zur Vertiefung und zum kriti-
schen Hinterfragen bei der Auseinandersetzung mit woh-
nungsgemeinnützigkeitsrechtlichen „Herausforderungen“
sein.

Die Neuauflagen zu Band 2 WEG und Band 1 MRG sol-
len 2024 bzw 2025 folgen.

GeKo Wohnrecht

Von Helmut Böhm, Renate Pletzer, Michaela Schinnagl,
Claus Spruzina und Johannes Stabentheiner. Band 3. Manz
Verlag Wien 2023, 956 Seiten, Leinen, € 228,–.

RONALD GEPPL

Das verfassungsrechtliche
Verschleifungsverbot

D iese von Timo Fischer verfasste Hochschulschrift wur-
de 2022 an der Bucerius Law School – Hochschule für

Rechtswissenschaft in Hamburg als Dissertation angenom-
men. Inhaltlich behandelt diese Monografie das verfas-
sungsrechtliche Verschleifungsverbot in der deutschen
Rechtsordnung.1

Das verfassungsrechtliche Verschlei-
fungsverbot und die diesem nachgelager-
ten Problemstellungen haben in der ös-
terreichischen Rechtsordnung bislang
kaum Beachtung gefunden. Eine Such-
abfrage des Stichworts „Verschleifungs-
verbot“ in den österreichischen Rechts-
datenbanken bestätigt diese Vermutung:
Die RDB liefert vier, Lexis 360 drei und

Linde digital bloß einen Treffer. Demgegenüber liefert die
deutsche Rechtsdatenbank beck-online 366 Treffer (Stand
5. 10. 2023). Der Gedanke eines Verschleifungsvorwurfs
wird hierzulande in der Argumentation von Zerbes2 zu
§ 309 öStGB und McAllister3 wie Höcher/Kahl4 zu § 153
öStGB5 herangezogen. Dies ist bemerkenswert, da sich nicht

1 Diese Buchbesprechung entstand im Rahmen des von der B&C Privatstif-
tung drittmittelfinanzierten Forschungsprojekts Unternehmensstrafrecht im
globalen Wettbewerb und Menschenrechtsschutz (UWM) an der Abteilung
für Unternehmensstrafrecht und Strafrechtspraxis, JKU Linz. Der Verfasser
bedankt sich für die Durchsicht des Manuskripts und wertvolle Anmerkun-
gen bei RA Univ.-Prof. Dr. Richard Soyer.
2 Zerbes, Sportkorruption: Vernünftiger Anwendungsbereich der strafbaren
Privatbestechung? in Lewisch (Hrsg), JahrbuchWirtschaftsstrafrecht und Or-
ganverantwortlichkeit (2018) 49 (57f); ebenso Zerbes, Das Regierungspro-
gramm zum Wirtschaftsstrafrecht, ecolex 2020, 260 (263); siehe aber OGH
17 Os 8/18g.
3 McAllister in Preuschl/Wess (Hrsg), Wirtschaftsstrafrecht. Praktikerkom-
mentar (2018) § 153 StGB Rz 36, 65 FN 279.
4 Höcher/Kahl, Von der Untreue und Bildern im Kopf, ecolex 2017, 661.
5 Vgl eher erläuternd Komenda, Der Untreuevorsatz, in Hinterhofer (Hrsg),
Praxishandbuch Untreue (2015) 52ff; ebenso im Zusammenhang mit einer
Buchbesprechung: Köpf, JSt 2023, 73.
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sagen lässt, dass die in Deutschland diskutierten Problem-
stellungen nicht auch in Österreich schlagend werden
könnten. Nach einer gewaltenteilenden-rechtsstaatlichen
Betrachtung hat der Grundgedanke des Verschleifungsver-
bots durchaus Berechtigung.6

• Verschleifungsverbot – eine kurze Annäherung (für den
österreichischen Leserkreis)

Das Gesetzlichkeitsgebot hat in der (deutschen) Strafrechts-
wissenschaft vier Auswirkungen7 bzw Stoßrichtungen (vgl
Art 103 Abs 2 deutsches Grundgesetz [dGG]8): Es gilt daher
in der deutschen (Straf-)Rechtsordnung „nullum crimen,
nulla poena sine lege stricta“, „scripta“, „praevia“ und „cer-
ta“.9 Damit sind das Analogieverbot, das Verbot von straf-
begründendem und -schärfendem Gewohnheitsrecht, das
Rückwirkungsverbot und das Verbot unbestimmter Strafge-
setze und Strafen angesprochen.10 Ähnliche verfassungs-
rechtliche Garantien gelten freilich – mit unterschiedlicher
Akzentuierung – auch in der österreichischen Rechtsord-
nung (vgl Art 7 Abs 1, Art 18 Abs 1, Art 83 Abs 2 B-VG;
Art 2 StGG; Art 7 EMRK).11

Der Anwendungsbereich von § 103 Abs 2 dGG erstreckt
sich nicht bloß auf Gesetze (Rechtsnormen). Vielmehr wird
diese Verfassungsbestimmung vom deutschen Bundesver-
fassungsgericht (dBVerfG) darüber hinaus auch auf die Tä-
tigkeit der Rechtsprechung der Strafgerichte angewendet.12

Treffend lässt sich daher in diesem Zusammenhang von ei-
ner „Auslegungsbestimmtheit“13 sprechen. Damit ist ge-
meint, dass eine „zu unbestimmte, ‚entgrenzende‘ richterli-
che Auslegung“ als verfassungswidrig beurteilt werden kann
und – wie es die Rechtspraxis zeigt – auch wird.14 Dies hat
iSe effektiven Gewaltenteilung eine Stabilisierung des ge-
setzgeberischen Staatshandelns zur Folge, so dass dieses
nicht durch – vollziehendes – gerichtliches Staatshandeln
untergraben werden kann.

Das dBVerfG hat in diesem Zusammenhang – in bahn-
brechender Weise – im so genannten Untreuebeschluss
(2 BvR 2559/08) angemerkt, dass „die Auslegung der Begrif-
fe, mit denen der Gesetzgeber das unter Strafe gestellte Ver-
halten bezeichnet hat, nicht dazu führen [darf], dass die da-
durch bewirkte Eingrenzung der Strafbarkeit im Ergebnis
wieder aufgehoben wird. Einzelne Tatbestandsmerkmale
dürfen also auch innerhalb ihres möglichen Wortsinns nicht
so weit ausgelegt werden, dass sie vollständig in anderen Tat-
bestandsmerkmalen aufgehen, also zwangsläufig mit diesen
mitverwirklicht werden (Verschleifung oder Entgrenzung
von Tatbestandsmerkmalen[)]“.15 Insofern ergibt sich, in
Abkehr von einem „technischen“ Analogieverständnis, ein
generelles Verbot der Rechtsanwendung, das „über den In-
halt einer gesetzlichen Sanktionsnorm hinausgeht“.16 Seit
diesem Beschluss des dBVerfG soll im Schrifttum „erhebli-
che Unklarheit“ über den Anwendungsbereich des Ver-
schleifungsverbots bestehen.17 Zu einer „Klärung der An-
wendungsfragen“ des Verschleifungsverbots einen Beitrag
zu leisten, hat sich Ti. Fischer in seiner Arbeit zum Ziel ge-
setzt.18

• Überblick über das zu besprechende Werk: Ti. Fischer,
Das verfassungsrechtliche Verschleifungsverbot

Zunächst ist anzumerken, dass der Aufbau bzw die Gliederung
des besprochenen Werkes einen strukturierten, für den Leser
nachvollziehbaren Aufbau aufweist. Es besteht aus einer Ein-
führung, drei Sachkapiteln und einer Zusammenfassung der
Forschungsergebnisse. Die Sachkapitel fächern sich in 14 Un-
terkapitel, gegliedert in Paragrafen, auf. Die Arbeit ist gut les-
bar und die Argumentation en gros gut nachvollziehbar.

Im Rahmen der Einführung (1. Teil) erläutert der Ver-
fasser19 zuvorderst (ver-)knapp(t) die Problematik des Ver-
schleifungsverbots „anhand von zwei Beispielen“ aus der
Praxis, nämlich der strafbarenWerbung und der so genann-
ten Telekom-Spitzel-Entscheidung (§ 1).20 Auf den Sei-
ten 24 bis 26 legt der Verfasser Gegenstand, Ziele und einen
kurzen Überblick über den Gang seiner Untersuchung fest
(§ 2).21 Als Gegenstand der Untersuchung wählt er – prob-
lemorientiert – das „Verschleifungsverbot in seiner Gesamt-
heit“.22 Damit beschränkt sich seine Untersuchung nicht
nur auf die erhobenen konkreten Verschleifungsvorwürfe
an der Peripherie der Grundproblematik. Zur Zielfestle-
gung merkt er an, dass „[z]unächst [. . .] eine Grundlage für
die vertiefte Analyse und Bewertung des Verschleifungsver-
bots geschaffen werden“ soll.23 Es sollen „bislang zusammen-
hanglos stehende Äußerungen“ und bereits existierende
Konzepte „verknüpft werden“.24 Auf dieser Grundlage soll
es sodann zur Analyse und Bewertung des Verschleifungs-
verbots kommen. „Begründung und Struktur“ des Ver-
schleifungsverbots sollen hierbei betrachtet werden.25

6 Vgl Roxin/Greco, Strafrecht. Allgemeiner Teil – Grundlagen. Der Aufbau
der Verbrechenslehre5 I § 5 Rz 79.
7 Roxin/Greco, Allgemeiner Teil5 § 5 Rz 7; Jakobs, Strafrecht. Allgemeiner
Teil – Die Grundlagen und die Zurechnungslehre. Lehrbuch2 Abschn 4
Rz 10; Jescheck/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts. Allgemeiner Teil5 133ff,
136.
8 § 103 Abs 2 (deutsches) Grundgesetz (dGG): „Eine Tat kann nur bestraft
werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen
wurde“ (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_103.html; abgefragt am
28. 8. 2023).
9 Wendungen entnommen bei: Roxin/Greco, Allgemeiner5 § 5 Rz 8 (Über-
schrift), 9 (Überschrift), 10 (Überschrift), 11 (Überschrift; keine Hervorhe-
bung).
10 Roxin/Greco, Allgemeiner5 § 5 Rz 8, 9, 10, 11.
11 Hierzu E. Steininger in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer (Hrsg), Salzburger
Kommentar zum Strafgesetzbuch § 1 Rz 4ff.
12 Roxin/Greco, Allgemeiner5 § 5 Rz 79.
13 Radtke in Epping/Hillgruber (Hrsg), BeckOK Grundgesetz56 (2023)
Art 103 Rz 37 (keine Hervorhebung); Schulze-Fielitz in Dreier (Hrsg),
Grundgesetz Kommentar3 (2018) Art 103 II Rz 46.
14 Roxin/Greco, Allgemeiner5 § 5 Rz 79.
15 BVerfG B 23. 6. 2010, 2 BvR 2559/08 (Rz 79) NJW 2010, 3209 (3211) =
NZG 2010, 1143 (1146); ebenso BVerfG B 28. 7. 2015, 2 BvR 2558/14, 2 BvR
2571/14, 2 BvR 2573/14 (Rz 62) NJW 2015, 2949 (2954); hierzu Ti. Fischer,
Verschleifungsverbot 19, 35ff, 250.
16 Kment in Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land17 (2022) Art 103 Rz 73; ferner Remmert in Dürig/Herzog/Scholz, Grund-
gesetz-Kommentar (100. EL) (2023) Art 103 Abs 2 Rz 85.
17 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 20.
18 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 20.
19 Gemeint ist der Verfasser des hier besprochenen Werks – nämlich Ti. Fi-
scher.
20 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 19, 20 (Überschrift; Zitat; keine Hervor-
hebung) f, 22–24.
21 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 24ff.
22 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 24 (Zitat) f.
23 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 25.
24 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 25.
25 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 25.
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Im 2. Teil der Untersuchung folgt eine fundierte Dar-
stellung der Rechtsprechung des dBVerfG zum Verschlei-
fungsverbot (S 27 bis 60). Hierbei widmet sich der Verfasser
zuvorderst in knapp zwei Seiten dem „Inhalt und Maßstab“
von Art 103 Abs 2 dGG (§ 3: S 28 bis 30).26 Sodann geht er
auf Entscheidungen des dBVerfG vor der Zeit des Untreue-
beschlusses ein (§ 4: S 30 bis 35). Im Anschluss daran folgen
eine Aufbereitung des Untreuebeschlusses (§ 5: S 35 bis 48)
und eine Darlegung von – thematisch gleichgelagerten –

Entscheidungen, die zeitlich nach dem Untreuebeschluss
gefasst wurden (§ 6: S 48 bis 60).

Der 3. Teil der Untersuchung widmet sich den so ge-
nannten Verschleifungsvorwürfen und der dabei vorherr-
schenden Kasuistik. Methodisch hat der Verfasser den
Weg gewählt, eine Kasuistik von in der Literatur erhobenen
Verschleifungsvorwürfen zu bilden, da seines Erachtens
keine hinreichende Anzahl an verfassungsrechtlichen Ent-
scheidungen und folglich „keine ausreichende Basis für eine
vertiefte Analyse“ des Verschleifungsverbots vorliege.27 In
strukturierter Weise ordnet der Verfasser hierbei die (disku-
tierten) Verschleifungsvorwürfe (und zT ihre Negationen)
nach Normen und Normgruppen. Insgesamt behandelt er
in seiner Arbeit 35 Verschleifungsvorwürfe.28 Der Verfasser
fügt dem jeweiligen Vorwurf ein fortlaufendes „V“ zu, wel-
ches eine spätere Verweisung – im Rahmen der die Proble-
matik wieder aufgreifenden Analyse – erleichtern soll.29 Da-
bei werden drei größere Verschleifungsnormenkomplexe,
nämlich zur Untreue (V1 bis V9) (§ 7: S 61 bis 84), zum
Betrug (V10 bis V14) (§ 8: S 84 bis 101) und zu den Kor-
ruptionsdelikten (V15 bis V18) (§ 9: S 101 bis 111), heraus-
gebildet. Eine weitere (heterogene) Kasuistikgruppe (V19
bis V35) (§ 10: S 111 bis 133) rundet dieses breite Spektrum
an Verschleifungsvorwürfen ab.

Mit einer ausführlichen Analyse des Verschleifungsver-
bots schließt der Verfasser im 4. Teil den Kreis seiner Un-
tersuchung: Es erfolgt zunächst eine Analyse des Meinungs-
standes (§ 11: S 134 bis 182). Der Verfasser setzt sich hierbei
mit den Ausführungen von Krell30, Kuhlen31, Saliger32 und
Mehl33 ausführlich auseinander (A). Sodann erfolgt eine
Zusammenstellung der Sachfragen zum Verschleifungsver-
bot (B), nämlich der methodologischen und verfassungs-
rechtlichen Verortung des Verschleifungsverbots (I). Hier-
bei stellt sich der Verfasser der Frage, welche Stellung das
Verschleifungsverbot im Auslegungskanon hat und welcher
Teilgarantie von Art 103 Abs 2 dGG es eigentlich zuzuord-
nen ist. Letzteres wird jedoch in der späteren Arbeit (wie-
der) ausgeklammert.34 In der Folge setzt sich der Verfasser
unter anderem damit auseinander, ob nicht bloß Tatbe-
standsmerkmale, sondern auch ganze Tatbestände ver-
schliffen werden können (II). Sodann befasst er sich mit
dem kontroversiell diskutierten Verhältnis zwischen Ver-
schleifungs- und Entgrenzungsverbot (III) sowie der Ab-
grenzung des Verschleifungsverbots zu anderen Verfas-
sungsprinzipien, die im Untreuebeschluss (mit-)eingeführt
wurden (IV). Im Anschluss daran werden erste Zwischen-

ergebnisse und Konsequenzen für die weitere Untersu-
chung präsentiert (C): Eine abschließende Konturierung
des Verschleifungsverbots – so das Fazit des Verfassers –
soll bisweilen weder in der deutschen Rechtsprechung noch
in der deutschen Literatur gelungen sein.35 Auch sollen An-
sichten im klassischen Sinn zum Verschleifungsverbot –
nach Ansicht des Verfassers – bislang nicht existieren.36 Äu-
ßerungen und Befassungen seien demnach bloß zu einzel-
nen Aspekten und nicht „umfassend“ wie „auf struktureller
Ebene“ erfolgt.37 Der Verfasser ortet jedoch im Meinungs-
spektrum zwei Strömungen zum Verschleifungsverbot (I) –
nämlich einen restriktiven Ansatz und einen extensiveren
Ansatz, dem zufolge das Verschleifungsverbot „weiter zu
verstehen“ sei.38

Im Rahmen der Konsequenzen zeichnet der Verfasser
zwei Problemkreise (S 181), die er sodann in den Unterka-
piteln § 12 und § 13 – als „Anwendungsbereich“ des Ver-
schleifungsverbots und dem „Feststellen einer Verschleifung“
– näher beleuchtet.39

Der erste Problemkreis (§ 12: S 182 bis 218) betrifft –
wie gesagt – Sachfragen, die die „Eröffnung des Anwen-
dungsbereichs des Verschleifungsverbots betreffen“.40 Hierbei
erörtert der Verfasser die Anwendbarkeit des Verschlei-
fungsverbots auf (objektive) Tatbestände (A) und den sub-
jektiven Tatbestand (B). Sodann erfolgt eine umfangreiche
Erläuterung der selbständigen „strafbarkeitseingrenzende[n]
Funktion eines Tatbestandsmerkmals als Kernfrage des An-
wendungsbereichs des Verschleifungsverbots“41 (C). Nach
Ansicht des Verfassers soll es bei der Anwendung des Ver-
schleifungsverbots darauf ankommen, ob dem „potenziell
verschliffenen Merkmalen selbstständig strafbarkeitseingren-
zende Funktion zukomm[e]“.42 MaW, nicht jede Verschlei-
fung, sondern nur eine solche, welche ein Tatbestandsmerk-
mal verschleift, dem strafbarkeitseingrenzende Funktion
zukomme, solle den Anwendungsbereich (des Art 103
Abs 2 dGG) eröffnen.43 Dieses Ergebnis führt jedoch –

von Verfasser sehenden Auges in Kauf genommen – sowohl
zu einer Einbuße des Wirkungsradius als auch zu einer Ver-

26 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 28 (Überschrift; keine Hervorhebung).
27 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 61.
28 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 61 FN 2, 250.
29 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 61.
30 Krell, Das Verbot der Verschleifung strafrechtlicher Tatbestandsmerkma-
le, ZStW 2014, 902ff.
31 Kuhlen, Zum Verschleifungsverbot, in Saliger et al (Hrsg), Rechtsstaatli-
ches Strafrecht. Festschrift für Ulfrid Neumann zum 70. Geburtstag (2017)
943ff.
32 UA Saliger, Zum Verbot der Verschleifung von Tatbestandsmerkmalen, in
Barton et al (Hrsg), Festschrift für Thomas Fischer (2018) 523ff.
33 Mehl, Das Verschleifungsverbot. Bestimmung und Verortung einer ver-
fassungsrechtlichen Auslegungsgrenze (2020).
34 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 153ff (156), 181, 182.
35 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (177ff), 250.
36 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 177.
37 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (177,) 250.
38 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 177, 178 (Zitat,) (237).
39 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 182 (Überschrift; keine Hervorhebung;
ff), 218 (Überschrift; keine Hervorhebung; ff).
40 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 182 (und 217).
41 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 184 (Überschrift; keine Hervorhebung).
42 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (184ff,) 251.
43 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 185ff.
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komplizierung des Verschleifungsverbots (an sich).44 UU
könne es schwierig sein, die strafbarkeitseingrenzende
Funktion – in allen Fällen zuverlässig und rechtssicher –
festzustellen. Nach Ansicht des Verfassers sei dies auf den
Umstand zurückzuführen, dass es keine einheitliche Metho-
de für die Feststellung der strafbarkeitseingrenzenden
Funktion eines Tatbestandsmerkmals gäbe.45 Im Rahmen
der Ausführung erfolgt immer wieder ein Rückgriff auf
die zuvor dargestellten Verschleifungsvorwürfe (S 187 bis
190 und 192 bis 196), welche in die Begründungen des Ver-
fassers einfließen.

Im Rahmen des zweiten Problemkreises (§ 13: S 218 bis
239) wird versucht, die Feststellung einer Verschleifung (bei
einer zumindest hypothetischen Anwendbarkeit des Ver-
schleifungsverbots) zu beleuchten.46 Hierbei wird auf den
Ansatz, dass eine Verschleifung eine unvertretbare Ausle-
gung voraussetzen soll, eingegangen (A), welchen Ansatz
der Verfasser treffend verwirft.47 Sodann widmet sich der
Verfasser der „Schwierigkeit, Verschleifungen festzustellen“48

und diese zu begründen (B). Hierbei rekurriert er auf die im
Schrifttum anzutreffenden Umschreibungen von Verschlei-
fungen (II). Im Anschluss daran folgen Strukturprobleme
von Verschleifungsvorwürfen bzw Verschleifungen (III).
Mannigfaltige Abgrenzungsprobleme sollen sich seines
Erachtens zwischen dem Verschleifungsverbot und der fal-
schen, aber verfassungsrechtlich unbedenklichen „Ausle-
gung“, „Tatsachenverwertung“ sowie im Falle von „gesetzlich
angeordnete[n] Überschneidung[en] der fraglichen Tatbe-
standsmerkmale“ ergeben.49 Hierbei differenziert der Ver-
fasser zwischen offenen und verdeckten Verschleifungen.50

Das Gros der Verschleifungsvorwürfe stellen seines Erach-
tens verdeckte Verschleifungen dar.51 Diese verdeckten
Verschleifungen ergeben sich – nach Ansicht des Verfassers
– zumeist erst aus einem rekonstruierenden Rückschluss
von der erfolgten Rechtsanwendung (als Ergebnis) (zurück)
zur Definition, welche vom Rechtsanwender im konkreten
Fall zur Anwendung gebracht wurde.52 Als Strukturprob-
lem im zweiten Problemkreis zeigt der Verfasser einerseits
verdeckte Verschleifungen auf und andererseits, dass sich
Verschleifungsvorwürfe überwiegend „auf Fallgruppen be-
zieh[en]“.53

Seinem Befund zufolge seien die Schwierigkeiten bei der
Anwendung des Verschleifungsverbots im ersten Problem-
kreis „hinnehmbar“, gleichwohl die Anwendungsschwierig-
keiten im zweiten Problemkreis belegen sollen, „dass das
Verschleifungsverbot in seiner jetzigen Form nicht sinnvoll
angewandt werden [könne]“.54 Daher solle seines Erachtens
das Verschleifungsverbot „so restriktiv wie möglich ange-
wandt werden“.55 Im Anschluss wird vom Verfasser ein
Vorschlag erarbeitet, der zwischen Verschleifungen „im Er-
gebnis und in der Begründung“ und „nur in der Begründung“
differenziert (§ 14: S 239 bis 249).56 Verschleifungen nur in
der Begründung sollen dadurch gekennzeichnet sein, dass
eine „Auslegung ohne Verschleifung hätte begründet werden
können“.57 Folglich wird – in der Konzeption des Verfassers

– hinsichtlich des „Bezugspunkt[es] und (damit) [. . .][hin-
sichtlich der] Konsequenzen der Verschleifung“ unterschie-
den.58 Damit bildet er ein weiteres Begriffspaar, losgelöst
von der – bereits konzeptionell getroffenen – Differenzie-
rung zwischen offenen und verdeckten Verschleifungen.59

Der Verfasser versucht hierbei, das Verschleifungsverbot
„auf seinen Kern“ zurückzuführen und es auf so genannte
Verschleifungen „nur in der Begründung“ „zu beschrän-
ken“.60 Seines Erachtens treten nämlich Schwierigkeiten
„vorwiegend“ bei Verschleifungen im Ergebnis und in der
Begründung auf.61 Diese sachliche – von ihm forcierte –

Einschränkung ist unter Effizienzgesichtspunkten bemer-
kenswert, da – wie gerade angemerkt – der Verfasser das
Gros der Verschleifungsvorwürfe in Verschleifungen im Er-
gebnis und in der Begründung ortet.62 Dies hätte zur Folge,
dass das Verschleifungsverbot „entschärft“ wird; und zwar
dergestalt, dass es „nur [mehr] mittelbar der inhaltlichen
Kontrolle der Auslegung des Strafrechts dien[en kann]“.63 Ei-
ne unmittelbare „Korrektur ‚falscher‘ Auslegungsergebnisse“
könnte das Verschleifungsverbot damit nicht mehr leis-
ten.64 Übrig bliebe ein (beschränktes) Instrument zur „Kor-
rektur methodischer Fehler während des Auslegungsvor-
gangs“.65 Verschleifungen „in der Begründung und im Er-
gebnis“ sollen nach der Ansicht des Verfassers mit dem
„Analogieverbot verfolgt werden“ können, wenn sie eindeu-
tig feststehen.66

Auf den Seiten 250 bis 254 findet sich eine prägnante
Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse der Unter-
suchung.
• Fazit des Rezensenten und Desiderat (an die österreichi-
sche Rechtswissenschaft)

Der Verfasser – Ti. Fischer – beackert in dieser Arbeit ein
höchst komplexes und bisweilen in seiner Gesamtheit wenig
dogmatisiertes Thema, welches sich an der Schnittstelle zwi-
schen Strafrecht und Verfassungsrecht – und staatsorgani-
satorisch betrachtet zwischen Strafgesetzgebung und Ge-
richtsbarkeit (Strafrechtspflege) – befindet. Hierbei gelingt
es ihm, über weite Teile der Arbeit zu einem intersubjektiv
überzeugenden Ergebnis zu gelangen. Das Fazit fällt daher

44 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 185, 186, 251.
45 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 200ff, 218.
46 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 218.
47 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 219.
48 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 220 (Überschrift; keine Hervorhebung).
49 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 251.
50 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 226ff.
51 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 236, 252.
52 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 227, 236.
53 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (232ff,) 236, 237 (Zitat), 252, 253.
54 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 253.
55 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (237ff, 246,) 253.
56 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 239 (Überschrift; keine Hervorhebung).
57 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 254.
58 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 240.
59 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 240.
60 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot (240, 246ff,) 253.
61 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 247.
62 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 240.
63 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 254.
64 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 247.
65 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 247.
66 Ti. Fischer, Verschleifungsverbot 249.
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durchaus positiv aus und zeigt dennoch auf, dass die „Er-
streckung des Art. 103 II GG auf die Auslegung durch die
Rspr. [. . .] noch weiterer Diskussion“ bedarf.67 Dies mag je-
denfalls für jene Personen gelten, welche in der restriktiven
Auslegung und Beschränkung durch Ti. Fischer nicht den
überzeugenden Schlussstein in der Diskussion über das ver-
fassungsrechtliche Verschleifungsverbot sehen.

Als Desiderat ist insb eine (rechtsvergleichende) Analy-
se des österreichischen Normenbestands angezeigt, welche
der Frage nachgehen sollte, ob der Gedanke des Verschlei-
fungsverbots – dem Grunde nach und sich aus dem System-
zusammenhang ergebend – auch in der österreichischen
Verfassungsordnung etabliert sein könnte (vgl Art 7 Abs 1,
Art 18 Abs 1, Art 83 Abs 2 B-VG; Art 2 StGG; Art 7
EMRK). In diesem Sinne wäre es wissenschaftlich interes-
sant nachzuprüfen, ob ein so verstandenes Verschleifungs-
verbot auch aus dem Normenbestand des – zersplitterten –

österreichischen Verfassungsrechts, zwecks Korrektur und
Überprüfung von Gerichtshandeln im Rahmen der österrei-
chischen Strafrechtspflege, ableitbar wäre; und in einer Aus-
legungsbestimmtheit,68 so wie sie das dBVerfG (in 2 BvR
2559/08) für Deutschland identifiziert hat, kulminieren
könnte.

Das verfassungsrechtliche Verschleifungsverbot.

Von Timo Fischer. Duncker & Humblot, Berlin 2023, 279
Seiten, kart, € 82,20.

SERGIO POLLAK

EheG/Ehegesetz

D er Kommentar zum EheG, herausgegeben von Az.
Prof. Dr. Thomas Schoditsch, Richter aD, Institut für

Rechtswissenschaftliche Grundlagen, Universität Graz, hat
es sich zum Ziel gesetzt, nicht nur die aktuellste Rechtspre-
chung sowie zentrale Literatur näher zu beleuchten, son-
dern diese Rechtsmaterie mit Fokus auf die Bedürfnisse
der Praxis anschaulich aufzubereiten. Besonderes Augen-
merk wurde auf die Kommentierung des Ehegesetzes gelegt.
Auf die Bearbeitung verwandter Bereiche wurde ausdrück-
lich verzichtet. Diese Vorgangsweise ermöglicht und er-
leichtert eine vertiefte sowie gezielte Auseinandersetzung
mit dieser Rechtsmaterie. Ausführliche Inhalts- und Stich-
wortverzeichnisse ermöglichen weiters ein rasches Auffin-
den der gesuchten Paragraphen.

Angesichts der rund vier Millionen
verheirateten Personen in Österreich so-
wie der im Jahr 2022 über 45.000 einge-
gangenen Eheschließungen und fast
14.000 rechtskräftigen Ehescheidungen
spielt das Ehegesetz eine bedeutende
Rolle. Auch wenn der Großteil aller Ehe-
scheidungen in Österreich im beidersei-

tigen Einvernehmen erfolgt, haben sich viele Detekteien
mittlerweile auf Partnerüberwachung spezialisiert. Im Zeit-
alter des „gläsernen Menschen“ erweist sich die Beschattung
einer anderen Person auch nicht mehr als allzu schwierig.
Nach der Rsp hat der betrogene Ehepartner grds ein beson-
deres Interesse daran, Klarheit über den Sachverhalt zu er-
langen (ua OGH 11. 8. 2015, 4 Ob 100/15g). Er ist daher bei
ungeklärter Verschuldensfrage berechtigt, sich durch Ein-
schaltung eines Detektivs Beweise zu verschaffen, um damit
unterhalts- und vermögensrechtliche Nachteile in einem
allfälligen Scheidungsverfahren abzuwehren (vgl OGH
6. 7. 2009, 1 Ob 114/09k uvm). Doch unter welchen Vo-
raussetzungen können diese Detektivkosten vom betroge-
nen Ehepartner in einem Prozess erfolgreich geltend ge-
macht werden?

Auslagen, die dem betrogenen Ehegatten durch Überwa-
chung des der Verletzung der ehelichen Treue verdächtigen
Ehegatten entstanden sind, können sowohl gegenüber dem
Drittstörer wie auch gegenüber dem treulosen Ehepartner,
die solidarisch haften, geltend gemacht werden (siehe ua
OGH 5. 7. 2001, 6 Ob 315/00t; RIS-Justiz RS0022943). Ge-
mäß ständiger Rsp steht dem Ehegatten unabhängig von
der Möglichkeit, die Detektivkosten in einem Eheschei-
dungsverfahren als vorprozessuale bzw außerprozessuale
Kosten geltend zu machen, ein Schadenersatzanspruch zu,
für den der Rechtsweg nicht ausgeschlossen ist (OGH
20. 8. 2002, 4 Ob 166/02v; OGH 26. 4. 2016, 6 Ob 64/
16d). Diese Kosten können sohin auch als Schadenersatz-
anspruch uU auch gegen den Ehestörer geltend gemacht
werden.

Der Kostenersatzanspruch einerseits setzt die Zweckmä-
ßigkeit und Notwendigkeit des Aufwandes gem § 41 Abs 1
ZPO (ex ante) voraus und findet andererseits die Ersatzfä-
higkeit ihre Grenze dort, wo die Beschattung offenkundig
überflüssig, von vornherein aussichtslos und erkennbar un-
zweckmäßig ist oder aber Rechtsmissbrauch vorliegt (ua
OGH 16. 12. 1992, 3 Ob 575/92). Dies wäre dann der Fall,
wenn die ehewidrigen Beziehungen zugegeben, nie bestrit-
ten wurden, offenkundig waren oder der Kläger selbst die
eheliche Gesinnung verloren hat (Deixler-Hübner, Schei-
dung, Ehe und Lebensgemeinschaft Rz 131). Eine Überwa-
chung kann sich daher dann als offenkundig überflüssig er-
weisen, wenn der treulose Ehegatte die Eheverfehlung vor
Ermittlung der Tatsachen zugibt und es in weiterer Folge
auch nicht naheliegend erscheint, dass dieser dies im Ver-
fahren wieder abstreiten werde (vgl hierzu 6 Ob 315/00t;
3 Ob 575/92; eingehend auch LG Salzburg 9. 2. 2006, 21 R
509/05g). Die Beauftragung einer Detektei muss ultima ra-
tio sein. Sollten Detektivberichte daher für Feststellungen
nicht notwendig sein, weil der betrogene Ehegatte bereits
im Besitz ausreichender Beweismittel ist oder der treulose

67 Roxin/Greco, Allgemeiner5 § 5 Rz 79; Zitat bezieht sich nicht auf die Ar-
beit von Ti. Fischer.
68 Radtke in Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz56 Art 103 Rz 37; Schul-
ze-Fielitz in Dreier, Grundgesetz Kommentar3 Art 103 II Rz 46.
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Ehegatte die außereheliche Beziehung zugestanden hat bzw
daraus nie ein Geheimnis gemacht hat, dann sind diese als
offenkundig überflüssig auch nicht ersatzfähig (LG Salzburg
9. 2. 2006, 21 R 509/05g). Die Haftung ist weiters zu ver-
neinen, wenn die Ehegatten jegliches Interesse daran verlo-
ren haben, wie der andere sein Privatleben gestaltet (ua
OGH 30. 10. 1985, 6 Ob 580/83).

Der OGH verneinte zudem in seiner Entscheidung vom
29. 3. 2022 zu 10 Ob 21/21t so lange eine Haftung des Ehe-
störers für Überwachungskosten, solange der untreue Ehe-
partner den Vorwurf einer außerehelichen Beziehung nicht
bestritten bzw eine Bestreitung nicht angedroht hat. Im hier
vorliegenden Fall hat der Kläger seiner Noch-Ehefrau be-
reits in der Scheidungsklage vor Einschaltung einer Detektei
treuwidriges Verhalten vorgeworfen. Der OGH kam zu dem
Schluss, dass es keinen Grund für die Beauftragung eines
Detektivbüros gibt, bevor hierzu eine Stellungnahme des
treulosen Ehepartners zum Vorbringen in der Scheidungs-
klage abgegeben wird. Eine in diesem Fall vorsorgliche Be-
auftragung eines Detektivbüros diente daher nicht der
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung. Der Kläger hätte
vielmehr eine Stellungnahme des anderen Ehegatten abwar-
ten müssen.

Der Anspruch ist auch der Höhe nach begrenzt. Ersetzt
werden ausschließlich angemessene Überwachungskosten.
Kann der Sachverhalt demnach auf andere – kostengünsti-
gere – Weise ermittelt werden, so ist auch dies zu berück-
sichtigen und sind die Kosten dementsprechend herabzu-
setzen (LGZ Wien 22. 10. 1996, 41 R 563/96 i). Der Be-
obachtungsauftrag hat sich grds darauf zu beschränken, zu
ermitteln, ob und mit welcher Person der Ehepartner ehe-
widrige Beziehungen unterhält (3 Ob 575/92; OGH
12. 5. 1999, 7 Ob 382/98x). Nur die Kosten, die in dem re-
levanten Beobachtungszeitraum angefallen sind, stellen laut
OGH ersatzfähige Kosten dar.

Der Kommentar zum EheG von dem Herausgeber Az.
Prof. Dr. Thomas Schoditsch und vielen anderen mitwirken-
den Autorinnen und Autoren ist äußerst gut gelungen. Der
Kommentar bietet einen guten Überblick über das komple-
xe Themengebiet. Das Werk ist daher sowohl für Rechtsex-
perten als auch für Rechtsinteressierte wärmstens zu emp-
fehlen und kann für die Anwendung in der Praxis nur aus-
drücklich weiterempfohlen werden!

EheG.

Von Thomas Schoditsch (Hrsg). 1. Auflage. Linde Verlag,
Wien 2023, 800 Seiten, geb, € 159,–.

GEROLD BENEDER

Selbstmarketing für Anwältinnen
und Anwälte – Das
Fitnessprogramm für mehr
Mandate

D ie Autorin Karin Schmollgruber ist selbst Wiener Ju-
ristin und seit zehn Jahren in der österreichischen

Kommunikations- und Marketingbranche tätig. Heute be-
rät sie mit Legado Consulting e.U. Wirtschaftskanzleien zu
Anwalts- und Kanzleimarketing sowie zur Positionierung
auf LinkedIn. Als ambitionierte Sportlerin trägt ihr Buch
den Untertitel „Das Fitnessprogramm für mehr Mandate“
– und genau das ist das Programm.

Das Buch wird sinnvoll ergänzt durch
Ressourcen auf der Webseite, wie Anlei-
tungsvideos, Fitness-Impulse, ein Work-
book und die Vorstellung der zwölf In-
terviewpartner.

Das Buch ist mit 215 Seiten 2023
beim österreichischen MANZ Verlag in
Kooperation mit dem deutschen C.H.
Beck Verlag und dem Schweizer Stämpfli

Verlag erschienen, wobei der Inhalt zu einem Viertel mit
praktischen Beispielen wie Case Studies und Interviews un-
termauert wird.

Bei den Interviewpartnern fällt positiv auf, dass diese
überwiegend aus der jüngeren Anwaltsgeneration aus Ös-
terreich und Deutschland stammen und sehr divers ausge-
wählt worden sind im Hinblick auf Standort, Fachgebiet
und Hintergrund. Branchenspezifische Influencer, soge-
nannte Micro-Influencer wie die österreichische Anwältin
Carmen Thornton oder der deutsche Herr.Anwalt, Chris-
tian Solmecke, Dominik Herzog, Laura Karasek oder Frau.
Rechtsanwalt, die seit Jahren die Branche dominieren, feh-
len hingegen, was sicher den Durchschnittskollegen Mut
machen darf.

Die vier Abschnitte in „Selbstmarketing“ lesen sich leicht
und zügig:

1. Positionierung
2. Expertenmarke
3. Presse
4. Social Media
Von Zielgruppenanalyse über USP bis SWOT macht die

Autorin den interessierten Leser mit den wichtigsten Begrif-
fen aus der Marketingkommunikation vertraut, erläutert
anschaulich die Bedeutung der Sichtbarkeit der eigenen
Biografie und Persönlichkeit und die wichtigsten Dos and
Don’ts beim Umgang mit der Presse und in den sozialen
Medien.

Dabei geht die Autorin weniger ein auf
• die berufsrechtlichen Besonderheiten in Deutschland und
Österreich beim Thema Marketing und Vertrieb oder
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• die wesentlichen rechtlichen Neuerungen bei der Online-
Mandatsanbahnung oder

• die unterschiedliche Handhabung bestimmter juristischer
Spezialisierungen, Abschlüsse und Titel in Deutschland
und Österreich.

Einen guten Überblick bietet jedoch die Übersicht über die
verschiedenen Social-Media-Kanäle ab S 120, auch wenn
die modernen Liveschaltungen oder die Einbindung von
ChatGBT noch nicht erwähnt werden. In Anbetracht des
gerade in den letzten Jahren enormen Bedeutungszuwach-
ses wäre auch zu den „Anwaltsverzeichnissen“ die lediglich
kurz allgemein erwähnt werden, ein ebensolcherÜberblick
wünschenswert gewesen: Gemeint sind wohl die Portale
und Plattformen, da diese mit ihren Landingpages längst
in Sachen Googleability, Suchmaschine, Marketing, Akqui-
se, Sichtbarkeit und SEO für die Anwaltschaft die Social-
Media-Kanäle abgelöst haben. Zahlenmenschen suchen lei-
der ebenso vergeblich nach belastbaren Angaben für den
Mandatszuwachs, also den sogenannten Return on Invest-
ment an Zeit und Geld für die verschiedenen Aktionsmög-
lichkeiten beim Selbstmarketing.

Die Impulse für das Online-Marketing werden komplet-
tiert durch solche für das klassische Offline-Marketing: zu
Netzwerken, Mitgliedschaften, Kooperationen. Selbst das
Outfit und der Small Talk werden so zum Selbstmarketing.

Alles in allem gerade für Berufseinsteiger oder solche,
die sich neu aufstellen wollen, bietet das Buch „Selbstmar-
keting“ einen gelungenen Überblick zu den relevanten The-
men rund um das „Selbstmarketing für Anwältinnen und
Anwälte“ online und offline in Deutschland und Österreich
mit viel Praxisbezug, welcher Lust zum Ausprobieren
macht: und damit in der Tat das ideale Fitnessprogramm
für mehr Mandate ist.

Selbstmarketing für Anwältinnen und Anwälte – Das
Fitnessprogramm für mehr Mandate.

Von Karin Schmollgruber. Manz Verlag, Wien 2023, 218
Seiten, br, € 48,–.

GEERTJE TUTSCHKA

manz.at/rechtsakademie

INTENSIVTAGUNG

Steueroptimierung
bei Kauf und Umgründung 

Steueroptimale Gestaltung von Transaktionen im Unternehmens- und Immobilienbereich

Vortragender
DDr. Klaus Wiedermann

9. APRIL 2024
Hilton Vienna Plaza

Wien
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AKTUELLES RECHT ZUM DIENSTVERHÄLTNIS
6878 3 Huger, Martin und Victoria Hausen: Aussageverweigerungsrechte und Aussagepflichten von Mitarbeitern vor Gericht

AUFSICHTSRAT AKTUELL
6 229 Kraßnig, Ulrich: Keine Anwendbarkeit öffentlich-rechtlicher Materiengesetze bei der Vergabe von Abschluss- und Sonderprü-

fungen
235 Peter-Gruber, Johannes: Rechtsprechung – Kann ein Aktionär in die Geschäftsführung des Vorstands eingreifen?
238 Eichner, Alexander: „Trenne die Spreu vom Weizen“ oder von der Kunst, einen Aufsichtsrat zu bauen
241 Fritz, Josef: Der Aufsichtsrat und Innovation – Ein Drama? Ein Lustspiel? Jedenfalls (k)ein Kunststück!
244 Ruter, Rudolf X.: Tugendwaage zwischen Mangel und Überschuss – Orientierungshilfe für Aufsichtsräte
246 Neumann, Sven:!PAROL¡ – Aufsichtsräte und Nachhaltigkeit
248 De Grancy, Clarissa-Diana: WAPPP – Das globale Netzwerk für Good Governance und SDG
255 De Grancy, Clarissa-Diana: AufsichtsART® – angezettelt & geclaired: [INTRINSIC] und Innovation oder das Wintermärchen von

den Heiligen Drei Räten

BAU AKTUELL
6 228 Kropik, Andreas: Die ÖNORM B 2061

241 Setz, Philipp: Forcierungsanordnungen des Auftraggebers gemäß ÖNORM B 2110?
245 Brandstätter, Natascha: Zum Abbestellungs- und Rücktrittsrecht des Konsumenten beim Bauwerkvertrag und daraus resultie-

renden Risiken für Werkunternehmer

BAURECHTLICHE BLÄTTER
6 219 Andrieu, Lukas, Anna Gaich und Johannes Schwarz: Die Neuausgabe der ÖNORM B 2110

ECOLEX
12 1014 Reich-Rohrwig, Johannes und David Prasser: FlexKapG – Auf den Weg gebracht!

1014 Strass, Stephan und Daniel Habich: Vom Mitarbeiter zum Miteigentümer
1018 Schopper, Alexander: Erwerb eigener Geschäftsanteile durch die Flexible Kapitalgesellschaft
1022 Hekele, Valentina und Georg Durstberger: Erleichterungen bei Anteilsübertragungen durch das FlexKapGG? – Anwaltsurkunde

und Interessenkonflikt
1026 Schröder, Mats, Claudia Brönner, Marvin Georg und Paula Zeichlinger: Der Umgang mit drittstaatlichen Subventionen in Ver-

gabeverfahren und Updates zur Digitalisierung im öffentlichen Auftragswesen
1038 Scholz-Berger, Florian und Antonia Hotter: VerbandsklagenRL: Umsetzung in Deutschland und Denkanstöße für Österreich
1046 Aschl, Sebastian und Maximilian Ponader: Keine grenzüberschreitende Umwandlung nach dem EU-UmgrG ohne richtlinien-

konforme Vorabbescheinigung des Wegzugsstaats
1056 Jaeger, Thomas: Medienzusammenschlüsse und Medienfreiheitsgesetz
1062 Silberbauer, Kristina: Klimakrise Transformationsmaßnahmen im Betrieb – Teil 1
1065 Coenen, Eric: Das Verbindungsgebot des § 299 Abs 2 BAO
1070 Kristof, Astrid und Georg Erdélyi: Körperschaftsteuer 2023
1078 Anderl, Alex und Alexandra Ciarnau: Datenschutzrechtliche Herausforderungen bei Generativer KI
1084 Loksa, Oliver M.: Mediale Berichterstattung und deren Berücksichtigung als Milderungsgrund für Verurteilte
1087 Humer, Stefan: Datenzugang – eine Betrachtung bestimmter kartellrechtlicher Aspekte (Teil 1)
1090 Blümel, Beatrice: Vorabentscheidungsersuchen: Das Haftungsprivileg des Hostproviders und die DSGVO

GRAUZONE
4 117 Milchrahm, Wilhelm und Maximilian Max: Zur Unzulässigkeit von Wertsicherungsklauseln in Verbraucher-AGB

128 Weselik, Maximilian: In der Grauzone zwischen Miete und Pacht
132 Milchrahm, Wilhelm: Ein Schlaglicht auf den Nachbarn
137 Hainz, Bernhard und Selma Lacic: Wohnungsüberlassung im Arbeitsverhältnis
140 Pinetz, Erik und Erich Schaffer: Grunderwerbsteuer bei der Anwachsung von Personengesellschaften
142 Stricker, Martin: Unbeweglichkeit schützt vor Strafe nicht

IMMOLEX
12 398 Stangl, Florian: Ökologisierung der Gebäudewärme – rechtliche Voraussetzungen und Contracting-Verträge
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402 Räth, Sigrid: Der Umstieg auf erneuerbare Energie im Wohnungseigentum – eine Angelegenheit der Verwaltung?
405 Biley, Gregor: Wärmewende und Heizkostenabrechnung
409 Holzer, Nadja: Europäische Vorgaben zur Steigerung der Gebäudeenergieeffizienz
413 Fuhrmann, Karin: Die Wärmewende im Gebäude aus steuerlicher Sicht
432 Kothbauer, Christoph: Dekarbonisierung im Mietrecht

IMMOZAK – BAUVERTRAGS- UND IMMOBILIENRECHT
4 70 Wolf, Alfred Michal, Manuel C. Traxler und Stefan C. Bart: Die Anmerkung der vorbehaltenen Verpfändung im Bauträgerver-

tragsrecht
73 Lutschounig, Martin: „Klagszurücknahme“ im Bestandverfahren
76 Dobler, Philipp: Checkliste ImmoESt bei privaten Grundstücksveräußerungen

JOURNAL FÜR ERBRECHT UND VERMÖGENSNACHFOLGE
3 105 Schuchter-Mang, Yvonne und Sabine Urnik: Steuerlich erfasste Erbteilungen im Lichte der aktuellen Judikatur des VwGH und des

EStR-Wartungserlasses 2023
116 Wibiral, Alexander und Christopher Cach: Beobachtungen zur Ausgestaltung der Teilungsanordnung im Lichte des § 648 ABGB
121 Juritsch, Kilian: Fruchtgenuss in der Unternehmensnachfolge

JURISTISCHE BLÄTTER
11 685 Bydlinski, Peter: Optionsrecht und laesio enormis

692 Doralt, Walter: Laesio enormis und Optionsverträge – Anmerkungen zu OGH 4 Ob 217/21x
699 Hajszan, Jakob: Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen im Internet

ÖSTERREICHISCHE JURIST:INNENZEITUNG
16 948 Schumacher, Sebastian und Florian Wenda: Unzulässige Zusatzgebühren im Telekombereich

953 Gröger, Katharina und Kerstin Holzinger: Aktuelle verfahrensrechtliche Rechtsprechung des VwGH
958 Pirstner-Ebner, Renate: Aktuelle Entwicklungen zur Verfahrensbeschleunigung im Energierecht der EU
965 Bauer-Raschhofer, Raphaela: Die Strafbemessung nach dem Gewaltschutzgesetz 2019

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
12 590 Hornik, Kurt und Georg Kodek: GmbH-Gründungen und Firmenbuch – eine empirische Untersuchung

595 Umlauft, Manfred: Privatstiftung und Pflichtteilsrecht – eine Replik auf Zöchling-Jud

ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
22 613 Hofer, Christoph: Gemeinnützigkeitsreformgesetz 2023

619 Beiser, Reinhold: Umwandlungen nach Art II UmgrStG im Licht der Rechtsprechung des VwGH – Schlussfolgerungen und ein
Vorschlag de lege ferenda

623 Komár, Bence Péter und Andreas Theuerer: Tanken und Laden von Fahrzeugen in der Umsatzsteuer (Teil 2)
632 Daurer, Veronika, Birgit Hebenstreit und Nicole Redel: BEFIT, TP und HOT: Die drei neuen EU-Richtlinienvorschläge zur Unter-

nehmensbesteuerung (Teil 2)

ÖSTERREICHISCHE ZEITSCHRIFT FÜR KARTELLRECHT
5 160 Gierlinger, Theresa und Rainer Palmstorfer: Wettbewerbsrecht und Datenschutzrecht in Zeiten von „Big Data“ – Gegenseitige

Einflussnahme zulässig? – Rs C-252/21, Meta Platforms ua
170 Zelger, Bernadette: Jüngste Entwicklungen im EU-Kartellschadenersatzprozessrecht – Teil II
179 Ziermann, Fabian: Vienna Competition Law Days 2023

STEUER UND WIRTSCHAFTSKARTEI
35 1311 Bieber, Thomas und Peter Pichler: Einfuhrumsatzsteuer trotz Beschlagnahme

1315 Ehgartner, Gerald und Markus Knechtl: Ertragsteuer-Update Dezember 2023: Aktuelle BFG-Rechtsprechung auf einen Blick
1322 Hell, David: Bedingte Verfahrenshandlungen im Abgabenverfahren
1327 Vogl, Felix Karl: Nebenfolgen eines Finanzstrafverfahrens im Berufsrecht der Ärzte
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Die Leichtigkeit 
 der eAkteneinsicht
Intuitive Navigation durch die elektronische Akteneinsicht wie in der Justiz!

manz.at/eakt 

Intuitive Navigation durch die elektronische Akteneinsicht wie in der Justiz!

JETZT MIT 
NEUEN 

FUNKTIONEN!

Immer und überall Zugriff 
auf Ihre Gerichtsakten
Die elektronische Akteneinsicht 
ist über Ihre Anwaltssoftware 
und parallel auch jederzeit 
online über alle Geräte 
(PC, Tablet, Handy) nutzbar.

Video- und Audiodateien 
Sie können nun auch Videos 
und Audioaufnahmen aus 
den Gerichtsakten abrufen. 
Dies ist für Verfahren mit 
Zeugenbefragungen oder 
Gutachten von Vorteil.

Nie wieder etwas verpassen 
Sie werden sofort informiert, 
wenn sich etwas in Ihren Akten 
ändert. So sind Sie immer auf 
dem Laufenden und können 
schnell und unkompliziert auf 
neue Informationen reagieren.

231219_MANZ_webERV_Inserat_eAkteneinsicht_A4_RZ.indd   24 19.12.23   13:31



FR, 12. UND SA, 13. APRIL 2024 Hotel Friesacher
Hellbrunnerstraße 17
A-5081 Anif/Salzburg

Fr 9.45 – 18.30 Uhr + Abendprogramm
Sa 09.00–12.30 Uhr

Erbrecht 2024
JAHRESTAGUNG

Ein hochkarätiges Expertenteam sorgt für Information und Antworten auf Ihre Fragen

Themen:
• Irrtum bei letztwilligen Verfügungen
• Lebensgemeinschaft im Erb- und Familienrecht – ein Vergleich
• Verjährung erbrechtlicher Ansprüche nach dem ErbRÄG 2015
• Vergleich und Anerkenntnis
• Fragen der Inventarisierung im internationalen Erbfall
• Praktische Fragen bei Errichtung eines fremdhändigen Testaments
• Aktuelle Judikatur zum Erbrecht
• Parteistellung und rechtliches Gehör im Verlassenschaftsverfahren
• Neues/Interessantes aus dem Hinzu- und Anrechnungsrecht
• Künstliche Intelligenz und Erbrecht

Online: manz.at/rechtsakademie
E-Mail: rechtsakademie@manz.at

Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung!

Vortragende:
Hon.-Prof. Dr. Edwin Gitschthaler, Senatspräsident des Obersten Gerichtshofs. | Dr. Alexander Hofmann, LL.M., Rechtsanwalt in Wien.
Univ.-Prof. Dr. Gabriel Kogler, Institut für Zivilrecht der Universität Wien. | Mag. Alice Perscha, öffentliche Notarin in Leoben.
Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, Rechtsanwältin in Wien. | MMag. Gregor Sloboda, Hofrat des Obersten Gerichtshofs.
Univ.-Prof. Dr. Manfred Umlauft, öffentlicher Notar in Dornbirn. | ao. Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Zankl, Institut für Zivilrecht der Universität Wien.

Tagungsleiter:
Univ.-Prof. Dr. Constanze Fischer-Czermak | Institutsvorstand am Institut für Zivilrecht der Universität Wien.
Mag. Andreas Tschugguel | öffentlicher Notar in Wien-Döbling.

manz.at/rechtsakademie
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TAXLEX
12 375 Heber, Caroline und Chiara Schartmüller: Sind Non-Profit-Organisationen Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuerrechts?

380 Heber, Caroline: Non-Profit-Organisationen als Teil einer Mehrwertsteuergruppe
385 Sternberg, Christian: Kooperationen zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts
392 Breivogel, Leonard, Isis Rezegh und Alexandra Salnikow: Lebensmittelspenden in der Umsatzsteuer
401 Endfellner, Clemens: Weinflaschen, Firmenjubiläen und Eventmarketing: Werbung vs Repräsentation
404 Steiger, Stefan: Übernommene GSVG-Beiträge eines wesentlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführers durch die GmbH sind

bei ihm als Betriebsausgaben ansetzbar
405 Steiger, Stefan: „Mietzins“ vs SachbezugswerteVO –Welcher Wert ist bei der Vermietung eines Gebäudes durch den Gesellschaf-

ter-Geschäftsführer an die GmbH anzusetzen?
407 Stetsko, Iryna und Peter Pichler: Aktuelle Entscheidungen des BFG und VwGH in Leitsätzen
411 Petutschnig, Matthias: Der Wegzug einer unter naked-in/naked-out eingegangenen Unternehmensbeteiligung aus Österreich
416 Resch, Erich: Grunderwerbsteuerliche Mehrfachdiskriminierung der Personengesellschaft

WIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER
11 605 Holzweber, Stefan: Sachbegriff und Unternehmensübertragung

619 Haiden, Sophie, Barbara Justen und Julia Zöchling: Europarecht: Das Neueste auf einen Blick

WOHNRECHTLICHE BLÄTTER
11 431 Illedits, Alexander: Problemlösungsansätze zur Ermittlung der Mindestrücklage nach der WEG-Novelle 2022

441 Drasdo, Michael: Höhe der Erhaltungs- bzw Instandhaltungsrücklage(nzuführung) – eine rechtsvergleichende Betrachtung
444 Hoti, Viola und Marco Scharmer: IWD – Immobilie und Nachhaltigkeit: Status quo und regulatorische Bestrebungen

ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
11 529 Drobesch, Christa und Annegret Droschl-Enzi: Von KYC zu KYCC – Rechtsfragen und Best Practice

539 Böhm, Bernhard: Zur Bezeichnung von Risikoklassen im Geldwäschebereich sowie Anwendung vereinfachter Sorgfaltspflichten

ZEITSCHRIFT FÜR STEUERSTRAFRECHT UND STEUERVERFAHREN
3 101 Twardosz, Benjamin: Ansässigkeitsruling – Fallstudie und Erfahrungen aus der Praxis

105 Würth, Birgit und Alexander Stieglitz: Die Lohnsteuerauskunft gemäß § 90 EStG
110 Althuber, Franz und Nicolas Wolski:Überlegungen zur Angemessenheit des Verwaltungskostenbeitrages beim Auskunftsbescheid
124 Djakovic, Ana und Andreas Falkensteiner: Aktuelle Neuerungen im Finanzstrafrecht: AbgÄG 2023, CESOP Umsetzungsgesetz

2023 und Novellierung des WiEReG
129 Obermann, Rainer: Nochmals Selbstanzeige laut gedacht – erste Überlegungen de lege ferenda

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
12 459 Winzaurek, Marina: Helmobliegenheit beim Rodeln?

464 Wijnkamp, Stephan und Florian Stachowitz: Internationale Kollisionsrechtsfragen bei Wintersportunfällen aus der Anwaltspraxis
469 Cap, Verena, Johannes Stabentheiner und Martin Weber: Absicherung von mobilen Beschneiungsgeräten
474 Knibbe, Ulrich: Durch Alkohol- oder Suchtmittelkonsum beeinträchtigte Pistenbenützer
477 Kaiper-Rozhon, Ingrid: Österreichischer Verkehrssicherheitspreis „Aquila 2023“ verliehen

ZEITSCHRIFT FÜR WIRTSCHAFT UND FINANZSTRAFRECHT
6 229 Völk, Christoph und Norbert Wess: Zitierverbot im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren?

234 Kert, Robert und Szymon Świderski: Rechtsnatur und Anwendungsvoraussetzungen des § 209b StPO
240 Glaser, Severin: Ist der Geldwäscherei-Straftatbestand verfassungskonform?
247 Hartl, Thomas und Nikolaus Renhardt: Amtshaftung bei unvertretbarer Strafverfolgung
251 Reiter, Christoph: Die Regierungsvorlage zum Gesellschaftsrechtlichen Digitalisierungsgesetz 2023
253 Glaser, Severin und Robert Kert: Neue Verordnungen für Kryptowerte und Geldtransfers
270 Eber, Martina Elisabeth: Das Recht auf Akteneinsicht im verwaltungsbehördlichen und gerichtlichen Finanzstrafverfahren

(Teil II)
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ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER MEDIZIN
6 255 Dietrich, Jakob: Ablauf- und Verfalldatum von persönlicher Schutzausrüstung und Medizinprodukten als starre Grenzen?

260 Buchberger-Golabi, Melany und Patrizia Pompe: Rechtsfragen zur Bedenkzeit
265 Frühwirt, Irene Mathilde: Fertilitätsprotektive Maßnahmen im Zusammenhang mit onkologischer Behandlung als Sozialversi-

cherungsleistung?
268 Hartmann, Astrid: Rechtsfragen in der Allergietherapie
272 Hohl, Karma: Betriebsübergang bei Apotheken
275 Pixner, Thomas und Michael Ganner: Tätigkeitsbereich von Krankenhausapothekern: Versorgungstätigkeiten

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER UMWELT
6 224 Kanonier, Arthur: Möglichkeiten der Raumplanung gegen Bodenversiegelung

230 Andessner, Stephan, Dragana Damijanovic und Dominik Wagner: Rechtliche Herausforderungen der Mehrfachnutzung von Flä-
chen am Beispiel von Agri-Photovoltaik

240 Schlenk, Maximilian: UVP-G-Novelle 2023 – Neues zu Boden- und Flächenverbrauch

ZIVILRECHT AKTUELL
20 384 Kolmasch, Wolfgang und Sabine Kriwanek: Judikatur – Lexikon zum Abgasskandal

388 Garber, Thomas und Matthias Neumayr: Die „Freiheitsersitzung“ nach § 1488 ABGB in der Rechtsprechung

Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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Doppelvertretung
DISZIPLINARRECHT

§ 10 Abs 1 RAO; § 10 RL-BA 2015
Entscheidend für eine materielle Doppelvertretung ist, ob zwischen den Parteien widerstreitende
Interessen bestehen oder ob die Gefahr einer solchen Interessenkollision droht.
OGH 7. 9. 2023, 23 Ds 16/22p

Sachverhalt
Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde der Beschuldigte
des Disziplinarvergehens der Verletzung von Berufspflich-
ten schuldig erkannt, weil er vom 30. 11. 2020 bis „jeden-
falls“ 16. 9. 2021 als Verantwortlicher der * Rechtsanwälte
GmbH gegen das Verbot der Doppelvertretung (§ 10 Abs 1
RAO und § 10 RL-BA 2015) verstoßen hat, indem er in ei-
ner zusammenhängenden Rechtssache betreffend ein Scha-
densereignis aus einer Bauführung an der Liegenschaft * die
Gemeinde D* als Geschädigte einerseits und die M* GmbH
als Auftragnehmerin und mutmaßliche Schädigerin ande-
rerseits zeitgleich gegen die Liegenschaftseigentümerin
und Werkbestellerin * G* rechtlich vertrat.

Der OGH gab seiner Berufung wegen des Ausspruchs
über die Schuld keine Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
Nach den wesentlichen Feststellungen des Disziplinarrats
hatte * G* im Zuge von Bauarbeiten auf einer Liegenschaft
in D* die M* GmbH mit der Sicherung der Baugrube be-
auftragt. In weiterer Folge war es zu einem – mutmaßlich
von diesem Unternehmen verursachten – Böschungs- bzw
Geländebruch gekommen, durch welchen Schäden an der
Gemeindestraße (Gemeinde D*) sowie am Gebäude eines
Nachbarn (* Z*) entstanden waren.

Mit Schreiben vom 30. 11. 2020 teilte der Disziplinarbe-
schuldigte * G* mit, dass die Rechtsanwaltskanzlei * Rechts-
anwälte GmbH von der Gemeinde D* mit deren rechtlicher
Vertretung beauftragt worden sei, und forderte die Genann-
te unter Berufung auf die erteilte Vollmacht zur Sanierung
sowie zur Begleichung der Kosten seiner Kanzlei auf, wobei
er darlegte, dass sie sich Handlungen ihrer Vertragspartner
(darunter auch die M* GmbH) zuzurechnen lassen habe.

Am 19. 3. 2021 gab der Disziplinarbeschuldigte dem
rechtsfreundlichen Vertreter von * G*, Rechtsanwalt *, be-
kannt, dass die Rechtsanwaltskanzlei * Rechtsanwälte
GmbH die M* GmbH vertrete und von dieser mit der Ein-
forderung des Werklohns beauftragt worden sei, und for-
derte die Kosten des Einschreitens seiner Kanzlei.

Mit Schreiben vom selben Tag forderte Rechtsanwalt *
den Disziplinarbeschuldigten seinerseits auf, aufgrund des
sich aus der vorliegenden Doppelvertretung sowohl der Ge-
meinde D* als auch der M* GmbH gegenüber * G* ergeben-
den Interessenkonflikts unverzüglich das Mandat gegen-
über der M* GmbH zu beenden und ihn davon zu verstän-
digen, zumal in der zusammenhängenden Sache Regressan-

sprüche von * G* gegen die M* GmbH nicht ausgeschlossen
seien.

In der Folge klagte der Liegenschaftsnachbar * Z* die M*
GmbH vor dem Landesgericht Eisenstadt (2 Cg 45/21h)
und verkündete * G* den Streit, die dem Verfahren auch
als Nebenintervenientin auf Seiten des Klägers beitrat, wo-
bei die M* GmbH in diesem Verfahren von der Rechtsan-
waltskanzlei * Rechtsanwälte GmbH vertreten wurde. Mit
Schreiben vom 16. 9. 2021 teilte der Disziplinarbeschuldigte
der Rechtsanwaltskammer lediglich mit, dass die Gemeinde
D* keinen Anspruch gegen die M* GmbH geltend gemacht
habe. Eine Beendigung der Mandatsverhältnisse der *
Rechtsanwälte GmbH mit der Gemeinde D* und mit der
M* GmbH wurde bis zum Schluss der Disziplinarverhand-
lung nicht bekanntgegeben.

Die vorliegende, sich abzeichnende Interessenkollision
hätte der Beschuldigte (bei Aufwendung der nach den Um-
ständen gebotenen und zumutbaren Sorgfalt) erkennen
können, sie war ihm spätestens mit der ausdrücklichen Auf-
forderung durch Rechtsanwalt * bewusst und wurde den-
noch absichtlich ignoriert.

Materielle Doppelvertretung liegt nach § 10 Abs 1 RAO
vor, wenn der Rechtsanwalt eine Vertretung übernimmt
oder auch nur einen Rat erteilt, er in derselben oder einer
damit zusammenhängenden Sache aber auch die Gegenpar-
tei vertritt oder vertreten hat. Untersagt ist demnach jede
anwaltliche Tätigkeit (zunächst) für und (dann) gegen einen
Klienten in derselben oder damit zusammenhängenden Sa-
che, wobei letzterer Begriff dem Regelungszweck entspre-
chend weit auszulegen ist. Erfasst sind demnach alle Kons-
tellationen, in denen Interessenkollisionen zweier Parteien
vorliegen oder auch nur die Gefahr einer derartigen Interes-
senüberschneidung besteht (RIS-Justiz RS0054995;
RS0117715; RS0055534; vgl auch Engelhart/Hoffmann/Leh-
ner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 1 DSt Rz 37/1 ff). Auch die
„Gegenpartei“ iSd § 10 RAO ist nach der stRsp nicht nur
auf die formal prozessbeteiligten Parteien beschränkt. Ab-
zustellen ist vielmehr darauf, ob zwischen den Parteien wi-
derstreitende Interessen bestehen oder ob die Gefahr droht,
dass derartige widerstreitende Interessen bestehen könnten.
Ist das der Fall, handelt es sich um eine Gegenpartei im
Sinne des Gesetzes (RIS-Justiz RS0054995 [T 26]). Ausge-
hend von diesen Grundsätzen hat der Disziplinarrat die
zeitgleiche rechtliche Vertretung der Geschädigten (der Ge-
meinde D*) und der mutmaßlichen Schädigerin (der M*

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.
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GmbH) – zufolge der daraus resultierenden konkreten Ge-
fahr sowohl einer inhaltlichen Interessenkollision als auch
einer Verletzung der Verschwiegenheitspflicht (§ 10 Abs 1
Z 1 RL-BA 2015) – zutreffend als Verstoß gegen das in § 10
Abs 1 RAO; § 10 RL-BA 2015 normierte Verbot der Dop-
pelvertretung beurteilt. Dass die Gemeinde D* entsprechen-
de Forderungen bislang noch nicht direkt (sondern bloß
mittelbar über die Auftraggeberin * G*) gegen die M*
GmbH geltend gemacht hat, ändert daran nichts.

Anmerkung
Der Kollege fühlte sich offenbar deshalb durch den Dis-
ziplinarrat ungerecht behandelt, weil seine Kanzlei zwar
einerseits die geschädigte Gemeinde gegen die Grund-
eigentümer G und andererseits das ausführende Bauun-
ternehmen gegen dessen Nachbarn Z vertrat, welcher G
den Streit verkündete. Gemeinde und Bauunternehmen
waren also keine direkten Prozessgegner.
Dabei blendete er allerdings geflissentlich aus, dass er
schon in seinem für die Gemeinde verfassten an G ge-

richteten Anspruchsschreiben auf die mögliche Haftung
des Bauunternehmens für den Böschungs- bzw Gelän-
debruch hingewiesen hatte. Die Interessenkollision lag
daher auf der Hand, weil er einerseits als Vertreter der
Gemeinde die Verantwortung des Bauunternehmens für
den Schaden zu behaupten und zu beweisen hatte, an-
dererseits als Vertreter des Bauunternehmens diese Ver-
antwortung zu bestreiten hatte.
Dass die Gemeinde ihre Ansprüche wegen der Beschädi-
gung der Gemeindestraße nicht direkt gegen das Bau-
unternehmen geltend machte, konnte dem Kollegen
nicht zugutekommen, weil er es entgegen § 10 Abs 1 RL-
BA 2015 trotz der gegebenen Interessenkollision unter-
lassen hatte, das ihm von der Gemeinde erteilte Mandat
zurückzulegen.

MICHAEL BURESCH

Disziplinarverfahrensrecht
DISZIPLINARRECHT

§§ 28, 47 DSt
Keine Rechtsmittelbefugnis des Anzeigers
OGH 9. 10. 2023, 20 Ds 11/23g

Sachverhalt
Mit Beschluss v 31. 1. 2023 sprach der Disziplinarrat aus,
dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung des Beschuldig-
ten in mündlicher Verhandlung besteht. Der OGH wies die
dagegen erhobene, als Beschwerde aufzufassende Eingabe
der Anzeigerin zurück.

Aus den Entscheidungsgründen:
Das Rechtsmittel der Beschwerde steht gem § 47 DSt dem
Beschuldigten, dem Kammeranwalt und in bestimmten Fäl-
len der Oberstaatsanwaltschaft, in deren Sprengel der Dis-
ziplinarrat seinen Sitz hat, zu (vgl RIS-Justiz RS0083382;
RS0057248). Die vorliegend von der Anzeigerin erhobene
Beschwerde ist demnach unzulässig und war in Überein-
stimmung mit der Stellungnahme der Generalprokuratur
zurückzuweisen.

Anmerkung
Ein Einstellungsbeschluss ist nach § 28 Abs 3 DSt nur
dem Beschuldigten, dem Kammeranwalt und der Ober-
staatsanwaltschaft, nicht aber dem Anzeiger zuzustellen;
dieser ist erst nach Rechtskraft vom Ergebnis zu verstän-
digen. Eine Rechtsmittelbefugnis des Anzeigers scheidet
auch schon deshalb aus.

MICHAEL BURESCH

MICHAEL BURESCH
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Elisabeth Esterer, Urstein Nord 24, 5412

Puch-Urstein, übernimmt Substitutionen aller Art

in der Stadt Salzburg und Hallein.

Tel: 06245/93087, E-Mail: office@ee-law.at.

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,

Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, nieder-

gelassener EU/EFTA-RA in der Schweiz, Zinggen-

strasse 3, CH-9443 Widnau, steht für

Mandatsübernahmen Fiskalvertretungen, Ge-

schäftsführungen und Firmengründungen zur

Verfügung.

Telefon Hohenems: +43 (0) 5576/755 05,

E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at

Telefon Schweiz: +41 (0) 717535 07 04

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Alter Platz 23/2,

9020 Klagenfurt und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl
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Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei –

Steuerberatungskanzlei

Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdi-

nova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauens-

anwalt, steht sämtlichen Kolleginnen und Kolle-

gen für cross-border-Mandatsübernahmen in

diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst -rechtsanwalt.com

BÜROVERMIETUNG

WIEN

Schwedenplatz, acht Gehminuten vom Justiz-

zentrum entfernt, klimatisierte, ruhige, neu-re-

novierte Bürozimmer im 2. Liftstock ab EUR 750

zu vermieten. Bodenreinigung, Postentgegen-

nahme, Mandantenempfang, WCs (Damen/Her-

ren) und Klimagerätewartung inkludiert. Großer

Besprechungsraum kann dazugemietet werden.

office@taiyolegal.at oder 01/3050574.

REGIEPARTNER:IN

OBERÖSTERREICH

Rechtsanwaltskanzlei in Wels in bester Lage

sucht Regiepartner(in). Spätere Übernahme der

Kanzlei ist möglich. Rückmeldungen an:

Tel. 07242 / 67 731 oder 0664/1809911

JOBSUCHE

WIEN

Langjährig erfahrener Rechtsanwalt sucht nach

kürzlich (vorzeitiger) Emeritierung die Anstellung

in einer Kanzlei, ca 20 bis 25 Stunden wöchent-

lich. Ich bin ein klassischer Zivilrechtler, Fami-

lienrecht, Liegenschaftsverträge, Erbrecht und

Verfügungen, Arzthaftung und vieles mehr. Ant-

worten bitte an josef.lachmann@chello.at oder

telefonisch, 069910264430.

KONZIPIENTEN

OBERÖSTERREICH

Wirtschaftskanzlei in Ried im Innkreis sucht Kon-

zipienten mit großer LU zum sofortigen Eintritt.

Aussicht auf spätere Partnerschaft. Zuschriften

mit aussagekräftigen Unterlagen bitte unter

Chiffre Nr A-100923 an den Verlag.
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Indexzahlen 2023 Oktober November

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 131,8 132,1*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 133,8 132,4*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 145,9 146,3*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 159,8 160,2*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 176,6 177,0*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 185,9 186,3*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 243,0 243,6*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 377,7 378,6*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 663,0 664,6*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 844,7 846,8*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 847,5 849,6*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 7421,9 7440,2*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 6396,6 6412,3*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 138,6 137,2*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 153,5 152,0*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 169,0 167,3*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 174,1 172,4*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 181,6 179,8*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 241,8 239,4*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 402,4 398,4*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 3925,9 3887,0*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
TEL.: +43 1 535 12 75-0 · FAX: +43 1 535 12 75-13 · office@oerak.at · www.oerak.at

DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, office@oerak.at, www.oerak.at. Den Daten-
schutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.oerak.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1010 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-
13, E-Mail: office@oerak.at, www.oerak.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA Dr. Klaus Hoffmann,
RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hruschka Bakk., General-
sekretär des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion:Generalsekretariat des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages,
Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H., 3580 Horn. Herstellungsort:
Horn, Österreich. Verlagsort: Wien, Österreich. Zitiervorschlag: AnwBl 2024/Nummer; AnwBl 2024, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01) 531 61-114, Fax: (01) 531 61-
596, E-Mail: stefan.dallinger@manz.at Bezugsbedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2024 (86. Jahrgang) beträgt € 395,– (inkl Versand in
Österreich). Einzelheft € 43,10. Auslandspreise auf Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert. Abbestellungen müssen
schriftlich bis spätestens 18. November des laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln der österreichischen
Rechtssprache und europarechtlicher Rechtsquellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und Ver-
breitung sowie der Übersetzung, sind vorbehalten. Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne schriftliche Ge-
nehmigung des Verlags reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss: Sämtliche Anga-
ben in dieser Zeitschrift erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Fotocredits: Aufmacher
Schwerpunkt/Abhandlungen: istockphoto/baona; Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Legal Tech & Digitalisierung: shutterstock_523742284 ©Artistdesign29; Aufmacher Rechtspre-
chung: istockphoto/tomloel; Foto Umschlag: Wirlphoto; Foto Editorial: Bernhard Fink: Werner Himmelbauer; Foto Jessica König: privat; Foto Paulus Papst: privat; Foto René Sebastian
Bauer: privat; Foto Christian Moser: Werner Himmelbauer; Foto Markus Weiss: privat; Foto Michael Buresch: privat. Grafisches Konzept: WERTHER - Marketing- und Kommunika-
tionsberatung, Türkenschanzstraße 46, 1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der
Redaktion unter Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.

02_2024 österreichisches anwaltsblatt

144

Indexzahlen



‚LIEGENSCHAFTEN SCHAFFEN
LEIDENSCHAFTEN‘
Immobilienrecht im anwaltlichen Fokus

11. bis 13. April 2024
Hilton Vienna Danube Waterfront

Das AWAK Immo-Update 2024: Bleiben Sie auf dem neusten Stand!

Beim AWAK-Intensivseminar „Liegenschaften schaffen Leidenschaften“ steht wieder das 
Immobilienrecht im Fokus. Um in dieser Querschnittsmaterie reüssieren zu können, ist 
Fachkunde in sämtlichen Teilgebieten unumgänglich. Die AWAK versammelt aus diesem 
Grund für das beliebte Intensivseminar hochkarätige Vortragende aus ganz Österreich, 
die alle praxisrelevanten Themen abdecken. Das Rahmenprogramm bietet zudem die 
Möglichkeit sich mit Kolleginnen und Kollegen sowie Vortragenden auszutauschen.

Wir freuen uns, Sie beim Intensivseminar 
begrüßen zu dürfen!

Mehr Details: awak.at

INTENSIVSEMINAR

DER FORTBILDUNGSSCHECK DER ANWALTSAKADEMIE

Gilt für eingetragene Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Einmalig auf die Buchung einer Präsenzver-
anstaltung oder eines DIGITALEN ANGEBOTS, wobei der Kaufwert mindestens 200,- EUR netto betragen 
muss. Voraussetzung für die Einlösung ist ein myawak-Konto. 
Weitere Details unter https://www.awak.at/info/fortbildungsscheck/

Gutschein im Wert von 200,- EUR netto – jetzt einlösen und profi tieren



Stabile Software. Verlässlicher Partner.

Unsere innovative Lösung ist darauf ausgelegt,
digitale Kanzleiprozesse zu automatisieren 
und Ihnen die Arbeit zu erleichtern. Damit 
gewinnen Sie wertvolle Zeit zurück, die Sie
für Ihre Mandanten verwenden können.
ADVOKAT bietet:

www.advokat.at / www.meinekanzlei.at

ADVOKAT entwickelt seit über 40 Jahren Software für Rechtsanwaltskanzleien, Unternehmen und Behörden. Wir betreuen 
mit über 70 Mitarbeitern die Mehrzahl österreichischer Anwältinnen und Anwälte, sowie zahlreiche Unternehmen. 

Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.

Kreative Lösungen haben ADVOKAT zum Marktführer gemacht. 
Zirka 2.500 Kanzleien, darunter 4 der 5 größten Anwaltskanzleien 
Österreichs, sowie 9 der 11 besten Sozietäten in den Bundesländern, 
dürfen wir zu unseren Kunden zählen.*

Flexibilität

Rationalisierung

Individuelle Lösungen

Optimale Einschulung

Verlässliche Betreuung Dienstleistungen
& Frauen

Nominierung
HERMES

Wirtschafts.Preis 2023
Österreichische
Mittelbetriebe

Austrias Leading
Companies 2023 

Austrias Leading
Companies 2023

3. Platz ALC 26. Platz ALC

Tiroler 
Mittelbetriebe

*) Quelle TREND Ranking 2023


